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AlB-Aktuell: VI. Gipfel von Havanna 
" Ja, wir sind ein sozialistisches Land, aber wir haben nicht vor, 
irgendjemandem, weder innerhalb noch außerhaJb der Bewe­
gung, unsere Ideologie oder unser System aufzudrangen. Ja, 
wir sind dem sowjetischen Volk für seine großzügige Hilfe l U­

tiefst verbunden, die uns erlaubt hat zu überleben, als wir äuße­
ren Bedrohungen ausgesetzt waren. Wir glauben, daß kein Volk 
das Recht zur Undankbarkeit haI." Und: "Niemand hat unsje­
mals in unserem Leben versucht zu sagen, was wir zu machen 
haben. Niemand hat jemals versucht, uns unseren Standpunkt 
in der Bewegung der Nichtpaktgebundenen zu diktieren. Nie­
mand hat uns jemals gesagt, wann und wie wir die Revolution 
in unserem Vaterland machen sollen . Allein die Beschlüsse der 
Nichtpaktgebundenen werden unsere Position in der Bewegung 
bestimmen. " 
Mit diesen Worten konterte Fidel Castro, der neue Präsident 
der nichtpaktgebundenen Bewegung, die Angriffe und die mas­
sive Gegenkampagne während des VI. Gipfelt reffens der Nicht­
paktgebundenen vom 3. bis 8. September d. J . in der kubani­
schen Hauptstadt. Das Ziel dieser von Peking unterstützten 
westlichen Kampagne war klar auszumachen: Ober die Angriffe 
auf das Gastgeberland sollte die antiimperialistische Schlag­
kraft der ganzen Bewegung geschwächt werden. 
Vom Herbeireden einer angeblich bevorstehenden Spaltu ng 
über die direkte diplomatische EinOußnahme auf einzelne Mit­
gliedsländer reichte die imperialistische Taktik bis hin zur recht­
zeitigen Produktion einer neuen CIA-Ente, 2000 bis 3000 
Mann sowjetische Kampf truppen seien quasi uber Nacht nach 
Kuba eingeschleust worden. 
Dennoch wurde dieser VI. Gipfel zu einem Gipfel der Einheit 
und der antiimperialistischen Aktion, so der algerische Präsi­
dent Chadli Bendjedid. Die Rede Fidels prägte den weiteren 
Verlauf der Konferenz umso mehr als die antikommunistische 
Antwort·Provokation des Sadal'schen Außenministers auf die 
einhellige Ablehnung der Mitgliedsländer stieß. Die großen 
Themen des Gipfels, die die Beiträge der Redner bestimmten, 
waren der Kampf der Völker unter kolonialer Knechtschaft im 
Südlichen Afrika, in Palästina und der Westsahara, die Neue 
Internationale Wirtschaftsordnung, die Entwicklung des Welt­
friedens und die Zukunft der Bewegung. 
Das roT die Kaffeesatzleser der bürgerlichen Journaille interes­
santeste Thema, die Auseinandersetzung um die weitere Mit­
gliedschaft des vom eigenen Volk verjagten Pol Pot-Regimes, 
wurde wenn nicht gelöst so doch einen Schrill weitergebracht. 
Saßen die Vertreter dieser Clique beim Vorbereitungstreffen in 
Colombo noch unter den Teilnehmern, so blieb ihr Platz dies­
mal leer. Und allgemein wird damit gerechnet, daß der ad-hoc­
Ausschuß, an den die Frage überwiesen wurde, bis zum näch­
sten Gipfel in Bagdad/ lrak die Frage zugunsten der rechtmäßi­
gen Regierung entschieden haben wird. 
In Havanna wurden sieben neue Mitglieder in die Bewegung 
aufgenommen: Nikaragua, Surinam. Bolivien, Iran, Pakistan, 
Grenada und die PatriOl ische Front Zimbabwes. Eine ganze 
Reihe dieser Länder spiegeln einen positiven Entwicklungstrend 
in der Welt wieder, der nicht zuletzt durch das Gewicht der Be­
wegung, in der sie jetzt Mitglied sind, möglich wurde. Hervor­
zuheben sind Nikaragua, das den DiktalOr Somoza stürzte; der 
Iran, dessen Volk sich dcr Schah- Diktatur entledigte; Grenada, 
das unter Maurice Bishop einen neuen Weg eingeschlagen hat; 
Surinam, das erst kürzlich das Joch der Kolonialherrschaft ab­
warf. Mit der Patriotischen Front ist nunmehr naeh der Pälesti­
nensischen Befreiungsorganisation (PLO) und der Südwestafri­
kanischen VOlksorganisation (SWAPO) die dritte Befreiungs­
bewegung Vollmitglied der Bewegung geworden. Damit ist die 
Bewegu ng der nichlpaktgebundenen Länder auf 95 angewach­
sen. 
Angesichts dieser Breite, die eine Mannigfaltigkeit der Stand­
punkte notwendigerweise einschließt, ging die Diskussion um 

H .. ",nna : ß . Ghali. 19Jrti.., .... , Vi ... p«:mi~,. mit dßSamo. G<~n" imm. 

das Selbstverständnis der Bewegung, Ober das Konzept der 
Nichtpaktgebundenheit , seinen Stellenwert und Standpunkt in 
der internationalen Klassenauseinandersetzung weiter. Wenn· 
gleich die Gründungsprinzipien von 1%1 in Belgrad, in denen 
sich das Bemühen widerspiegelte, angesichts des Kalten Krieges 
formal eine Millelstellung zwischen den "Blöcken" einzuneh­
men, noch einmal bekräftigt wurden, so gibt es dennoch ein 
neues Verständnis von Nichtpaktgebundenheit, das des konse­
quenten Antiimperialismus, Antikolonialismus und Antineoko­
lonialismus. das die neue Etappe der Befreiungsbewegung re­
Oektiert. 
Die klare antiimperialistische Grundorientierung der nichtpakt­
gebundenen Bewegung - und das ist unter dem Gesichtspunkt 
von Politik und Praxis entscheidend - kommt in den BeschlOs­
sen von Havanna (ausführliche Analyse und Dokumentation 
erfolgt in: AlB, Nr. 11-12/1979) zum Ausdruck: 
• Den nationalen Befreiungsbewegungen, insbesondere der 
PLO, der SWAPO und der Patriotischen Front wird die unein­
geschränkte Unterstützung zugesichert. Die Ölstaaten werden 
aufgefordert, ihre Lieferungen an das rassistische Südafrika 
einzustellen. Die USA, die Bundesrepublik, Großbritannien 
und Frankreich werden wegen ihrer Zusammenarbeit mit SOd­
afrika namentlich veruneilt. 
• Die emwickehen kapitalistischen Länder werden wegen ih­
rer starren Haltung bei der Verwirklichung einer Neuen Well­
wirtschaftsordnung scharf verurteilt. 
• Das Separatabkommen von Camp David wird als im Wi­

derspruch zu den Prinzipien der Nichtpaktgebundenheit be­
zeichnet und scharf verurteilt. Das auf 36 Mitglieder erweiterte 
Koordinierungsbüro der Bewegung wird damit beauftragt, fü r 
die dringende Einberufung einer Sondersitzung der Vereinten 
Nationen zur Palästinafrage zu sorgen. 
• In der Wcstsaharafrage unterstützt die Bewegung die Be­

schlüsse der jungsten OAU-Gipfelkonferenz in Monrovia (vgl. 
Beitrag in diesem Heft). 
• In Lateinamerika unterstützen die Konferenzteilnehmer 

den antikolonialistischen Kampf der Völker PuerlO Ricos, Beli· 
ces, Guadeloupes, Martiniques und Französisch-Guyanas und 
fordern die Auflösung der US-Militärstützpunkte auf Kuba und 
Puerto Rieo. 
• Die Entspannungsprozesse in Europa werden als geeignet 
zur überwindung der Militärblöcke begrüßt. Gefordert wird 
der übergang zur Abrüstung und zur Ausdehnung dieser positi­
ven Entwicklung auf die Dritte Welt. 
Die Stoßrichtung dieser Beschlüsse ist weder vereinbar mit ei­
nem systemunspezifischen Neutralismus noch ist sie in der Pra­
xis durchzusetzen durch eine Politik des gleichen Abstands von 
den Hauptkrontrahenten der internationalen Klassenauseinan­
dersetzung. Sie fordern eine entschiedene Gegnerschaft zum 
Imperial ismus. 
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Afghanistan 

Wolfram Brönner 

"Volksaufstand" oder Intervention? 

" .""kr Rcw'lulil>lMyn'lböl , 0,<><, Pa""", ~rörrnc« um 17. "pril N78.kn Sturm aul <lcn 
Könipp.ol>$l (je .... ,Ibu, des \'01~ •• " !Cnann''') 

Im August d. J . steigerte sich die westliche Kampagne gegen das 
revolutionäre Afgha nistan in eine regelrechte UmsluTzhysterie 
gegen die VOlksregierung hi nein. Man zeichnete ein 
beunruhigendes Bild von der gegenwärtigen Situation in diesem 
zu den 5 ärmsten Entwicklungsländern gehörigen Land am Hin­
dukusch: In und um Kabul schien demnach ein Bürgerk rieg li· 
banesischen Zuschnius im Gange. Die VOlksregierung schien 
mit einem landesweiteIl "Volk saufstand" konfrontiert. isoliert. 
schwerlich zu reuen. Ihr revolutionäres Regierungsprogramm 
vom Mai 1978 (Wortlaut in: A lB, Nr. 10/ 1978) wurde rur ge­
scheitert erklärt. 1_ 

Ein - wohl nur vorübergehendes - Abebben der Kampagne 
signalisierte dann Anfang September d. J., daß die Umstu rz­
hoffnungen zu hoch gegriffen, der Coup vorerst einmal ver­
pufft war. Was halle sich wirklich zugetragen? 

Die "Sc hlacht um Ka bul" fa nd n icht Sla tt 

Anfa ng August 1979, die regierende Volksdemokrat ische Partei 
Afghanistans (VDPA) halte soeben die Intensivierung ihrer po­
litischen Massenarbeit und die Umbildung der Armee in eine 
von unpatriotischen Elementen freie Volksarmee angekündigt, 
nog ei n PUlschplan einer Gruppe käunicher Hecresoffiziere 
auf. Als die Vol ksrnachtorgane am 5. August die Anführer der 
Verschwörung vorzeit ig verhaften konnten, gingen die füh­
rungslosen Reste von Heeresangehörigen von der Kabuler Fe­
slung Balah issar aus zum Verzweinungsangriff über. Er wurde 
in Kürze niedergeschlagen, der geplante Putschversuch schon 
im Kei me erstickt. Die hierzulande geschilderten tagelangen Ka­
bu ler Straßenkämpfe fa nden überhaupt nicht Siall. 
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Mitte August d . J. verkündeten von pakis tanischem Territori­
um aus Repräsentanten der sog. " Islamischen Rebelten" groß­
spurig, ihre Truppenverbände träten dieser Tage, da allerorts 
der "heilige Krieg" gegen die VDPA- Regierung tobe, zum 
" Ma rsch auf Kabul" an. Von insgesamt 28 Provinzen befänden 
sich bereits 24 unter ihrer festen Kontrolle. Als ihr einigendes 
Ziel nannten diese insgesamt sechs Gruppierungen (vier bilden 
die sog. " Islamische Front " ), die von den entmachteten afgha­
nisehen Feuda lfamilie n, reaktionä ren Kreisen Pakistans und 
des Iran, China und den Westmächten aufgepäppelt wurden, 
die "Errichtu ng einer Islamischen Republik." ~ Kurz darauf 
hatten sie angeblich mit der Einnahme der Ostprovinz Paktya 
ihre erste " Islamische Republik" geschaffen. J • Ein unaufhalt­
samer Siegeszug? 
Bei einem Afghanistan-Aufenthalt in der zweiten Augusthälte 
konnte ich mich mit eigenen Augen davon überzeugen, daß es 
sich bei den Szenarios vom "Volksaufstand" bzw. "der 
Schlacht um Kabul" um bloße Wunschträume der Revolutions­
gegner handelte. In Kabul selbst herrschte die ganze Zeit Ruhe. 
Bei Visiten der Teilnehmer der Kabuler Weltfriedensratskonfe­
renz in den Provinzen Kunduz und Balkh (Mazare Sharif) im 
Norden, Ningarhar und Parwan im Osten, Kandahar im Süden 
und Herat im Westen erwies sich, daß sich die Lage nicht nur al­
lenthalben unter Kontrolle der revolutionären Volksmacht be­
fand. Es wurde auch deutlich, daß sie sich - wie eindrucksvolle 
Massendemonstra tionen in allen Provinzhauplstädten bezeug­
ten - der aktiven Unterstützung der werktätigen Massen und 
der Jugend sicher sein kann. 

Kunduz und P aktya "vö llig beFreit"? 

Die Volksverankerung der Revolutionsregierung hatten zuvor 
schon die Manifestationen in Kabul (Einwohnerzahl 850000) 
von 1- 1,5 Mio Menschen am 19. O ktober 1978 oder von Hun­
derttausenden zum I. Jahrestag der Saur(April)-Revolutioll am 
27.4. 1979 dokumentiert. 
Ähnliches erlebten wir am 27. 8. 1979 ausgerechnete in jener an 
die UdSS R angrenzenden Provinz Kunduz, die Tage zuvor VOll 

den "Islamischen Rebellen" als beinahe "völlig befreit" voran­
gekundigt worden war. 4 Wir sahen stattdessen die Hauptstadt 
Kunduz und Umgebung unter sicherer Kontrolle der Volks­
macht und das, was man eine begeisterungsfähige Bevölke­
ru ngsmehrheit auf Seiten der Revolution zu nennen pnegt: Et­
wa 8000 von 10000 Bewohnern, darunter auffallend viele Ju­
gendliChe, Frauen und auch Bauern, waren auf dieser von der 
VDPA organisierten Kundgebung auf den Beinen. 
Zuguterletzt ging nicht einmal die kurzweilige Eroberung von 
Gardez, der Provinzhauptstadt von Paklya, auf das Konto je­
ner hochdotierten " Islamischen Rebellen". Vielmehr war sie 
das Werk eines der kriegerischen Paschtu-Stämme ( 1/ 5 der af­
ghanischen Bevölkerung leben noch in nomadisierenden Stam­
Illesverbändell), deren Stammesfürsten den von der neucn Re­
gierung befehdeten Drogen- und Waffensehmuggel pnegen. 
Aufgrund der fakti schen Unkontrol1ierbarkeit der afghanisch­
pakt istanischen Hochgebirgsgrenzregion sind derartige sporadi­
sche Stammeseinfälle seit Jahrzehnten hin und wieder vorge-



kommen, ja schwerlich ganz auszuschließen. Nachdem in Gar­
dez die Stammeskrieger fOhrende Repräsentanten der revolutio­
nären Verwaltung massakriert hallen, konnten sie freilich noch 
am gleichen Tage von Armeeinheiten wieder in die Flucht ge­
schlagen werden. 
Was von der brhaupteten Beherrschung Afghanistans durch die 
"Aufständischen" folglich unterm Strich bleibt, iSI dies: Regel­
maßige militärische Aktivitäten der konterrevolutionären Ban­
den finden, nach dem Stand vom AugUSt/ September 1979, le­
diglich in einigen Grenzprovinttn zu Pakislan statt. Hinzu tre­
ten sporadische Einfälle von Interventionstruppen, die unter 
Beteiligung regulärer bewaffneter Kräfte der pakistanischen 
und iranischen Armee vom Territorium dieser Nachbarländer 
aus ungehindert operieren. 
Die bewaffneten Konterrevolutionäre schonen dabei keines­
wegs - wie der Korrespontent der Zeit vom 17. 8. 1979 weisma­
chen möchte - die afghanistanische Infrastruktur. Im Gegen­
leil, sie zerstören systematisch Brocken, Schulen und Kranken­
häuser, sie ermorden Lehrer und Freiwillige der Alphabetisie­
rungskampagne, sie zerstOckeIn Kinder und andere Familienan­
gehörige von VDPA-Mitgliedern oder von Bauern, die sich im 
Zuge der Landreform in Kooperativen organisieren. 
Das aber heißt , sie konzentrieren ihr Zerstörungswerk gegen die 
wichtigsten sozialen Errungenschaften der Volksrevolution, 
vorab gegen die antifeudale Agrarreform, die Bildungskampag­
ne und die Wahrnehmung des Rechts der werktätigen Massen 
auf freie Organisierung (Gewerkschaften, Bauern-, Frauen-und 
Jugendorganisationen waren unter den Feudalregimes Zahir 
Schahs und Dauds verboten). 
Ganz nebenbei stecken die konterrevolutionären Banden Mo­
scheen in Brand, um die VOPA damit als goulose Brandstifter 

denunzieren zu können und die re ligiösen Gefühle des afghani­
schen Volkes gegen die Revolution aufzuwiegeln. Aufs erste 
mag es ihnen auf diese Weise auch gelingen, bestimmte Bevöl­
kerungskreise irrezufOhren. Aber ihre Unterstützung im Lande 
reicht nicht einmal hin, um an Ort und Stelle Operalionsbasen 
unterhalten zu können. Sie befinden sich vornehmlich auf paki­
stanischem Boden. 
Zum anderen formierte sich unter Beteiligung aller Volks­
schichten Afghanistans eine breite Bewegung der Ürganisierung 
in Komitees zur Verteidigung der Revolution, im Jugendver­
band, Gewerkschaften, Bauernvereinigungen u. a. m., so daß 
die Verteidigungsfähigkeit der Revolution bereits von schät­
zungsweise 300000-400000 Volksmilizionären gemeinsam mit 
der Nationalen Armee (Ober 100000 Mann) mit abgesichert 
werden kann. Der Terror der konterrevolutionären Banden 
stößt daher heute auf die organisierte Gegenwehr einer bewaff­
neten Volksrnacht, deren Basis nicht schmäler, sondern breiter 
geworden isl. 

Verteidiger der Revolution - eine Massenbewegung 

Das eigentliche Antriebsmoment dieser aktiven Volksunterstüt­
zu ng ror dieVOPA-Regierung liegt einfach darin, daß sie erst­
malig in der Geschichte dieses Landes nicht leere Versprechun­
gen gebracht hat: Schuldenfreiheit, eigenes Land für landlose 
bzw. arme Bauern , Sozialfürsorgemaßnahmen wie Versiche­
rung, Renten, menschenwürdige Sozialwohnungen für Arbeiter 
und die Intelligenz, die Eröffnung von 600 Schulen und unent­
geltliche Ausbildung fOr die Jugend, die Gleichstellung der 
Frauen und Nationalitäten - das sind einige der dramatischen 
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Neuerungen scit dem 27. April 1978 (siehe detaillierter das 
nachstehende Gesprach mit H. Amin). die dem Volk konkrete 
Verbesserungen gebracht haben. Sie machten das Engagement 
für den revolutionären Prozeß zur eigenen Sache der werktlti­
gen Massen. 

Freilich stell t die radikale Beseitigung sämtlicher Posit ionen der 
alten Ausbeuterklassen durch die VOlksregierung , stell t ihre 
sozialrevolutionäre Konsequenz fllr die Sachwalter des NeokOo 
lonialismus und der regionalen Reaktion ein rotes Tuch dar. 
Der Geruch nach einer sozialistischen Perspektive Afghanistans 
und die drohende Ausstrahlung dieses Revolutions-Beispiels 
auf die mittelasiatischen Nachbarstaaten läßt sie zu einer früh­
zeitigen bewaffneten Interventionspraxis Zuflucht suchen. Das 
enge BOndn;s der RevOlutionsregierung mit der benachbarten 
Sowjetunion (sie hat u. a. für den FOnfjahresplan 1979-84 
mehr als I Mrd Dollar an Wirtschaftshilfe zugesagt und leistet 
das Gros der Militlrhilfe), ein weiterer Garant der Verteidi­
gungsfähigkeit des neuen Afghanistan, aber steht dem im We­
ge. Hinzu treten die Ambitionen der NATO-Mächte und Pe­
kings, Afghanistan nach dem Verlust der US-Militärbastion 
Iran nun als militärstrategische Ersatzbasis gegen die Sowjet­
union in den Griff zu bekommen. 

UnheilIge Allianz der Inlen'enlJonsmächte 

Die 8ehauptung von Afghanistans angeblicher uneigenstandiger 
Revolution und Erniedrigung zur "sowjetischen Kolonie" soll 
all diese Einmischungsmotive des Westens bemänteln. Die be­
gleitende LUgenkampagne soll die eigenen Verbrechen am af­
ghanischen Volk der VDPA-Regierung anlasten. 
Zu di~m Schluß kamen auch die Repräsentanten des Weltfrie­
densrates aus über 50 Ländern, die vom 24.-27. August 1979 
zu r Internationalen Afghanistan-SolidaritAtskonferenz in Ka­
bul zusammentrafen. Sie ließen sich durch die internat ionale 
Verunsicherungs-Propaganda nicht beirren und erklärten sich 
uneingeschrAnkt solidarisch mit der afghanischen Saur­
Revolution. Und sie richteten ihr Hauptaugenmerk gerade auf 
die imperialistische Teilhabe an der - so heißt es in einer Kon· 
ferenzbotschaft an die XXXIV. Vollversammlung der Verein­
ten Nationen - "bewaffneten Intervent ion gegen die Demoka· 
tische Republik Afghanistan". Dasselbe Votum findet sich in 
der Abschluß-Deklaration (voller Wortlaut nachstehend) und 
den anderen Resolutionen dieser Konferenz, die das Startzei­
chen zu einer breiten internationalistischen Solidaritätsbewe­
gung fUr das afghanische Volk geben wollte. 

Wie Romesh Chandra, der Präsident des Weltfriedensrates, in 
seiner R~e in Kabul herausstrich, geht es in allererster Linie 
auf den U5-lmperialismus und speziell den Geheimdienst CIA 
zurück, daß nach der Saut-Revolution unverzüglich eine an­
tiafghanische Interventionstruppe auf pakistanischem Territo­
rium angeheuert wurde. Bis heute wird sie vom Ausland mit 
Dollars besoldet, mit Waffen ausgerilstet und militärisch trai­
niert. Dem diente auch ein Besuch von Abgeordneten des US­
Kongresses Mitte August d. J . im pakistanisch-afghanischen 
Grenzbereich. ' 
Die Beweismaterialien sind ror jeden Kabul-Besucher einseh­
bar: Wir sahen auf einer Ausstellung im Intercontinental-Hotel 
amerikanische neben chinesische, iranisch-israelische und paki­
stanische Waffen, welche afghanische Armeeinheiten von "Is­
lamischen Rebellen" erbeuteten. Wir sahen ebenfalls Doku· 
mente von Dollarilberweisungen an afghanische Bandenführer 
in Pakistan. 

Der Tatbestand, daß die Pekinger Führung erneut Waffen an 
konterrevolutionäre Söldnenruppen liefert und sich an ihrer 
Ausbildung beteiligt. kann nach den maoistischen Angriffen 
auf das revolutionäre Angola oder Vietnam6 kaum noch 
schockieren. Kaum glaublich muten hingegen gegenrevolutio­
n!lre Rundfunk-Appelle Ayatollah Khomeinis (so etwa am 19. 
8. 1979) an. Armee und Beamte Afghanistans sollten die angeb-
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lieh antiis1ami5che VDPA-Regicrung stUnen. Damit stellt sich 
Ayatollah Khomeini Objektiv in eine Reihe mit dem US­
Imperialismus, also dem Hauptfeind des revolutionären Pro­
zesses im Iran wie in Afghanistan. Das erzreaktionäre Militarre­
gime Ziaul-Haqs aber spielt aufgrund seiner frappierenden neo­
kolonialistischen Abhä.ngigkeit den Part des willfährigen Erfül­
lunssgehilfen Washingtons. Von Ziaul Haq wird die pakistani­
sche Intervention offen als islamischer Kreuzzug gegen die 
"kommunistischen Führer" in Kabul propagiert. 

Wo aber stehen die herrschenden Kreise der Bundesrepublik? 
Krasseste Indizien: Die mit der Untersuchung des mißlungenen 
Putschversuches von Anfang August d. J . belraUie afghanische 
Kommission deckte Spuren von den käuflichen Armeeangehö­
rigen hin zu Agenten des e lA und des bundesdeutschen BND 
auf. Westdeutsche Rundfunkanstalten und Presseorgane öff­
nen ihre Kanäle bzw. Spalten bereitwillig ror die Umsturzappel­
le und die Greuelpropaganda der " Islamischen Rebellen" Auch 
fand im August auf westdeutschem Boden ein Treffen der 
konterrevolutionären afghanisehen FUhrer, an ihrer Spitze der 
Königsschwiegersohn General Abdul Wadi, statt. 
Diesen und anderen Interventionsverwicklungen des BRD­
Imperialismus gegen die afghanische Revolution liegen handfe­
ste Wirtschaftsinteressen zugrunde: BRD-Konzeme, so Höchst 
als viertgrößter Prjvatbetrieb des Landes, profitierten vor dem 
April197g mit ihren Niederlassungen von den NiedrigstlOhnen . 
Die Bundesrepublik stieß Mitte der 70cr Jahre auf Rang 5 unter 
den afghanisehen Handelspartnern (hinter der VdSSR, d.en 
USA, Japan und Indien) und auf Rang 3 der Enlwicklungshil­
(egeber (hinter der UdSSR und den USA) vor. BundbbUrger 
stell ten in Afghanistan vor 1978 mit ca. 400 Personen die mit 
größte Ausländerkolonie (bei rund 2400 Ausländern). Bonn be­
trieb seit Jahrzehnten in Kabul zwei deutschsprachige Schulen 
und seit über 20 Jahren die alleinige Ausbildung des afghani. 
sehen Polizeiapparates. 
Die von der VOlksregierung VO llzogene Verstaatlichung des 
Höchst-Kapitals quittierte die Bundesregierung mit einer zu­
nächst abwartenden Position, denn noch hegte sie offenbar 
Zweifel über die Radikalitä t des revolutionären Prozesses. So 
gab es keine Streichung der Bonner Entwicklungshilfe an Af­
ghanistan ror den Zeitraum 1978-80 in Höhe von insgesamt 70 
Mio DM. Inzwischen freilich scheint in Bonn Gewißheit dar­
uber eingekehrt, daß es sich bei den von der VDPA eingeleite­
ten Veränderungen um eine echte soziale und antiimperialisti­
sche Revolution handelt. Dies jedenfalls zeigt das in den letzten 
Monaten offiziöse Einschwenken auf den angloamerikanischen 
Konfrontationskurs an. 1 

Umso stärker sind die demokralischen Kräfte in den USA, der 
BRD, Großbritannien u. a. NATO-Staaten zur Veranlworlung 
gerufen. Nicht zuletzt durch ihren Druck können - wie jUngst 
im Falle Nikaraguas erfolgreich - diesen mächtigsten Kontra­
henten der Demokratischen Republik Afghanistan die Hände 
gebunden werden. 

Anmerkungen: 
I) Vgl. SI('llv('rletend rur die hiesigen Medien die Korrespondentenbe-

ri t hte in: Die Zeil, 17. und 24. 8. 1979 
2) Le Monde, Paris. 14.8. 1979 
J) Inter nalional Herald Tribune, Paris, 20. 8. 1979 
4) Frankfurter Allgemeine Zeituna (FAZ), 21 . 8. t919 
S) Kabul Tune5. 25. 8. und 26. 8. 1979 
6) Siehe detailliert in: AlB. Nr. 4 und 5/ 1919 
7) Anp~n nath: Bundesstelle für Außenhandelsinformation, Afaha­

nistBn. Wirt$Chaflliche Entwicklung 1977, Juni 1978; FAZ, 6. I. 
1915.24.7. t976 und 2. S. 1978; Great Leader Noor Mohammad 
Taraki repons on one )'('ar activity. 26th April 1979, Kabul t979, S. 
36ff. 

Adressenänderungen 
bitte rechtzeitig bei der Redaktion , 
nicht bei der Post. bekanntgeben! 



Gespräch mit Hafizullah Amin 

Das Volk ist von 
niemandem aufzuhahen 

Ende August d. J. stellte sich im Kabuler Regierungssitz Haft­
zullah Amin als Erster Minister der Volksregierung sowie Sekre­
UJr und PolitbQromirgfied der Volksdemokratischen Parte; Afg­
hanistans den Fragen progressiver Journalisten aus der Bundes­
republik (A lB), Ilalien, Belgien, der Türkei. Zombabwe. In­
dien, Jemen, Mexiko, Venezuela, Chile U.D.m. Im Vorder­
grund des Interesses stand die In/ormation aber Charakteristi­
ka und verschiedene Seilen des revolutiontiren Prozesses in Afg­
hanistan. Wir dokumentieren das Rundtisch·Gesprlich mit nur 
gering/URixen Auslassungen. 

FRAGE: Herr Minister, Anfang Augusl d.J. fand in Kabul of­
fensichtl ich eine Art PUlSchversuch statI. Westlichen Agentu­
ren zu folge soll es hier tagelang bewaffn~t~ Zusamm~nstöß~ ge. 
g~ben haben. Was passi~rt~ wirklich? 
H. AMIN: Diese Aktion resuhi~n~ aus d~r Infiltration scit~ns 
auslAndisch~r r~aktionär~r Kr~iR, u. a. Pakistans und des Iran. 
Es hand~lt~ sich um ~in~ ~ng begr~nzt~ militärisch~ Erhebung 
im südöstlichen Randgebiet der Hauptstadl. Sie war nicht Rhr 
w~itreichend. so daß wir sie Rhr I~icht und schn~ll unt~r Kon· 
trolle bringen konnten. 

FRAGE: Wer tragt im wesentlichen die kont~rrevolutionären 
militarischen Aktivitaten g~gen di~ bzw. in der Demokratischen 
R~publik Afghanistan (DRA)? W~lche Rolle spielen dabei die 
USA? 

Geld und Waffen aus den USA, China ••• 

H. AM IN: Sie hall~n selbst Gelegenh~it. sich anhand von vielen 
Belegen bzw. Dokumenten davon zu überzeugen, daß die reak· 
tionären Kreise Pakistans und des Iran eigen~ bewaffnet~ Kon­
le rrevolutionär~ nach Afghanistan einsc:hleuRn. Zweitens gibt 
es Kräfte des alten Regimes in Afghanistan selbst, die Feudalfa­
mili~n und ihr~n Troß. Sie, die mit der R~volulion ~ntmachtet 

und geschlagen wurden, können nur gestützt auf äußere Hilfe 
ihre Krafte wied~r regeneri~ren. 
Drillens haben wir es mit der Verwicklung der imperialistisch~n 
Ulnd~r in di~ kont~rrevolutionllr~n Aktivitäten g~g~n Afghani­
stan zu tun. Die von ihnen unternommen~n Schrill~ d~r Einrni· 
schung in unRTe inneren Angelegenheiten fangen an mit d~r 
Berei tstellung ihrer Radiostationen für di~ Konterrevolution. 
Natürüch versorgen si~ di~ Kont~rrevolutionäre auch r~ichlich 
mit Waffen. Das weisen die von uns eTbeutet~n Waff~n aus. 
Unter ihnen finden sich US-amerikanische und chinesische Fa· 
brikate. 
Wi~ die von uns ermitt~lten G~ldzuw~isungen zeigen, erhalten 
die Konterrevolutionäre ferner Finanzhilfe aus verschiedenen 
Ländern: Dollars, Pfund, Rials und DM. 

FRAGE: Wie beurteil~n sie die afghanische Landreform insge. 
samt. Inwiefern kann man sie mit der Agrarfrage in den Nach· 
barländern Afghanistans vergleichen? 
H. AM IN: Wir gehen davon aus, daß die Landreform, was die 
unentgelt liche Landv~rteilung betrifft, abgeschlossen wurde. 
Aber wenn man die Entwick lung der Produktivität mit berück­
sichtigt, so wird sie viele Jahr~ fortdauern. 
Ich möcht~ es Ihn~n überlassen, ~inen V~rgleich d~r Agrarfrage 
in Afghanistan mit der in den Nachbarländern zu ziehen. Ich 

beschrtlnk~ mich auf unRTe eigen~ Landreform, di~ unter d~r 

Führung der Volksdemokratischen Partei Afghanistans 
(VDPA) I durchgeführt wurde und di~ wir inn~rhalb von nur 
sechs Monat~n zum Abschluß bring~n konnt~n. 
Soviel ich w~iß, ist dies di~ radikalste und demokratischt~ Land­
reform, die in unserer Zeit durchgefOhn wurde. Und sie wurde 
durchgeführt unter voller Beteiligung der Bauern selbst. 

FRAGE: Wie groß ist der Umfang des kultivierbaren Bodens in 
Afghanistan und welch~ Ausmaße hat die Landreform ange. 
nommen? 
H. AM IN: Es gibt 7,g Mio ha kultivi~rten Landes in Afghani· 
stan. Z Der Rest der Landesfläche gehön dem Volk und d~n 
Staatsfarmen. 
Das an nahezu 300000 Familien verleilte Land hat eine durch· 
schnittliehe Ausdehnung von 10,2 ha. Anfangs waren es noch 
im Schnitt 5,1 ha. 

FRAGE: Mit welch~n Schwierigkdten Rhen Sie sich bei der 
Landreform aufgrund der zulief SI rOcksländigen Ausgangslag~ 

konfrontiert? 
H. AMIN: Bekanntlich war vor der Revolution für Afghanistan 
die feudale Produktionsw~ise kennzeichnend. Mit der Beseiti­
gung des F~udalregimes und dem Sieg der Saur{April)-Revolu­
tion wurde der Feudalismus gestürzt und mit der Anw~ndung 
der LandreformllogischerweiR völlig entwurzel!. 
Die Essenz der Produktion in der Feudalgesellschaft best~ht na· 
m~ntlich in der Rückstä ndigkeit der Produktionsverhält nisse. 
In Afghanistan wird sie noch lange nachwirken. Aber wir haben 
in den sechs Monaten der Landverteilung an die landlosen Bau· 
ern 1500 Traktoren an Bauernkooperativ~n gegeben und 600 
Hilfsstationen ([Ir die Kooperativen in verschiedenen Teilen des 
Landes erricht~t. 

FRAGE: Nach welchen Gesichtspunkten nehmen Sie die Land· 
vert~ilung vor'? 
H. AMIN: Si~ wurd~ nach Gesichtspunklen der Produktivität 
des jeweiligen Landes vorgenommen. Die Berechnungsgrundla-
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ge war 1/5 ha Land (= 1 jirib; d. Red.). Basierend auf dieser 
Kalkulationsweise verteilten wir das jeweilige Land an die Bau­
ern. ~ 
Alles brachliegendi oder mit Naturressourcen ausgestaltete 
Land ist schon zuvor nationalisiert worden. 

FRAGE: Erstreckt sich die Landvergabe an die landlosen Bau­
ern auf das ganze Territorium Afghanistans oder nur auf einzel­
ne Regionen? 

Den Feudalismus enlwurzelt 

H. AMIN: Wir sind alle sehr stolz darauf, daß unsere Landver­
teilung erfolgreich im gesamten Lande durchgefOhrl wurde. 
Obwohl sich die JSonterrevolutionäre allerorts auf ausländische 
Helfershelfer stOtzen können, um die Landreform zunichte zu 
machen, gelingt es ihnen nicht. Wenn das Volk dem begegnet, 
sind sie dazu nicht in der Lage. Wenn das Volk sich etwas vor­

. nimmt, ist es durch niemanden aufzuhalten. 

FRAGE: Welchen Anteil an der Bevölkerung haben die_Noma­
den? Welche Vorstellungen liegen Ihrer Politik gegenUber die­
sen Nomaden zugrunde? 
H. AMIN: Es gibt in Afghanistan rund 3 Mio Nomaden, die 
auf die verschiedenen Gebiete der paschtunischen und belut­
schisehen Region verteilt sind.~ Sie ziehen auch hinab zum 
Indus-Strom (in ihn mOndet auf pakistanischem Territorium 
der Kabul-Fluß ein; d. Red.). 
Wir haben ein Hilfsprogramm fOr die Nomaden erarbeitet in 
der Hoffnung ihnen über die Ausdehnung der Weideflächen, 
Uber die Anhebung des Vieh bestandes und Ausbildungshilfen 
mehr Erleichterungen zu verschaffen. Zusätzlich haben wir ih­
nen das Land gegeben, das sie brauchen, um in einem Gebiet le­
ben bzw. seßhaft werden zu können. 

FRAGE: Haben sich hierbei schon konkrete Erfolge einge­
stellt? 
H. AMIN: Es gibt bisher noch keine Nomadenfamilien , die 
daraufhin seßhaft geworden wären. Aber wir animieren die No­
maden dazu, Land zu Ubernehmen und ein neues Leben anzu­
fangen. Es braucht Zeit, sie dazu zu ermutigen. 

FRAGE: Man hörte von den Anstrengungen Ihrer Regierung 
den Analphabetismus zu überwinden. Wie weit ist die Alphabe­
tisierungskampagne gediehen? 
H. AMIN: Wir haben uns in unserem ersten Fünfjahrplan 
1979-84 vorgenommen, im ersten Planjahr 1 Mio Analphabe­
len zu unterrichten und ihnen Bildungskurse anzubieten. Aber 
glOcklicherweise erreichten wir schon in den ersten Monaten na­
hezu I Mio Menschen. Den größten Teil der Arbeit leisteten die 
Jugendorganisation , freiwillige Jugendliche und die Erzieher. 

Frcudcli .......... uc, . rg/lonisdle' landt>esi,u, 
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FRAGE: Welche Prinzipien liegen Ihrer Nationalilätenpolitik 
im Vielvölkerslaat Afghanistan zugru nde? 
H. AMIN: Wir sind sehr froh Ober unsere Nationalitätenpoli­
tik, die erfolgreich durchgeführt wird, da wir dabei sind, eine 
Gesellschaft, die die Gleichheit und Btilderlichkeit aller Natio­
nalitäten anerkennt, zu schaffen. Nun sind alle in Afghanistan 
lebenden Nationalitäten gleichberechtigt und es gibt keine na­
tionale Unterdtilckung oder Unterwerfung, keine nationale 
überlegenheit oder Unterwürfigkeit mehr in unserem Land. 
Wir sind dabei, die Struktur der Gesellschaft entsprechend den 
unterschiedlichen in Afghanistan vorhandenen Nationalitäten 
zu reorganisieren. Die gesamte Verwaltung des Landes und die 
Gliederung der Prdvinzen werden auf den gleichen Rechten je­
der Nationalität fußen. 

FRAGE: Was ist Ihr Konzept zur Organisierung der Massen? 
H. AMIN: Wir sind bestrebt, das ganze werktätige Volk auf 
verschiedenste Weise und über politische Aktivitäten an der Sei­
te der VDPA einzubeziehen. Die VDPA ist eine Partei der Ar­
beiterklasse, die all jenen Söhnen und Töchtern des werktätigen 
Volkes offen steht, die die Ideologie, das Programm und die 
Prinzipien der Partei akzeptieren. 
Neben dieser Partei gibt es viele Organisationen, an denen sich 
'das afghanische Volk beteiligen kann, so die Gewerkschaften, 
die Jugendorganisation, die Frauenorganisation, die Komitees 
zur Verteidigung der Revolulion, die Kooperativen, Bauern­
fonds, Schriftstellervereinigungen, Solidaritäts- und Friedens­
komitees. 

Erslmals Privilegien für die Massen 

FRAGE: Welche Errungenschaften der Revolution, neben den 
bereits angesprochenen Aspekten, lassen sich anführen? 
H. AMIN: Es wurden viele Schritte eingeleitet, welche die Er­
rungenschaften der Saur-Revolution illustrieren. Bereits in den 
ersten vier Tagen nach der Revolution konnten wir die Demo­
kratische Republik Afghanistan proklamieren, den Revolu­
tionsrat (als höchstes Staatsorgan; d. Red.) etablieren und die 
Chancengleichheit für die Arbeiter verankern. Nun kamen die 
Werktätigen erstmals in den Genuß solcher " Privilegien" wie 
Pensionsanspruch, Recht auf Zusammenschluß, auf Sozialver­
sicherung, auf Wahl des Arbeitsplatzes, auf Ausbildung u. a. m. 
Ferner haben wir die Bauern von der Lehnsabhängigkeit und 
den Schuldenhypotheken der Grundbesitzer und Feudalen be­
freit. Wir brachten die Landreform hinsichtlich der Verteilung 
des befreiten Landes an die landlosen Bauern zum Abschluß 
und errichteten mehr als 900 Landwirtschaftskooperativen. 
Vor der Revolution wurden die Mädchen verkauft und das Feu­
dalsystem in Afghanistan war hierin sehr streng. Aber wir ha­
ben das aufgehoben, so daß Mädchen und Jungen jetzt ihre 
Bindung oder ihre Heirat frei wählen können. 
Ein weiterer großer Schritt wurde ferner mit dem Entwurf und 
der Ingangsetzung des Fünfjahresplanes getan, der eine Viel­
zahl an Industrialisierungsvorhaben beinhaltet. Außerdem wur· 
den bislang mehr als 600 Schulen und Hochschulen ror die Jun­
gen und Mädchen des Landes eröffnet. Und den Söhnen und 
Töchtern des werktätigen Volkes wurden alle Möglichkeiten 
zum Schul- und Hochschulbesuch eröffIJ.el. Zugleich ist das Al­
phabetisierungsprogramm weit vorangekommen. Das waren ei­
nige Beispiele. 

FRAGE: Was steckt dahinter, wenn Sie den Begriff von der 
"neuen Modell-Revolution" verwenden? 
H. AM IN: Leider haben wir nicht die Zeit, um hierauf detail­
liert einzugehen, obwohl man eigentlich Ihre kritische Frage 
ebenso kritisch beantworten müßte. Sicherlich kann man sagen, 
daß hier erstmals in einer Feudalgesellschaft eine Arbeiter­
klasse-Revolution stattfand, die geführt und zustandegebracht 
wurde von der Volksdemokratischen Partei. Durch sie Uber­
nahm eine proletarische Führung die Macht. Das eigentlich 
Neue an dem "Modell" ist, daß dies in einer feudalen Gesell­
schaft geschah. 
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FRAGE: In welcher Etappe: der Revolution bclmdet sich Af­
ghanistan gegenwlI.rtig und was ist Ihr Ziel? 
H . AMIN: Wir befinden uns in einer Obergangspc:riode vom 
Feudalismus zum Sozialismus. So wird es eine Gesellschaft oh· 
ne Ausbeutung des Menschen durch den Menschen geben. 

FRAGE: Wie wollen Sie dabei die Probleme mit der islami­
schen Religion lösen? 
H. AMIN : Wir werden von unseren Gegnern in aller Weh im­
mer wieder aus einer religiOsen Sichtweise heraus kritisiert. Wir 
haben der Religion und der Religiositat der Bevölkerung stets 
Respekt erwiesen. Die Imperialisten, die Konterrevolutionäre, 
die Feinde Afghanistans benutzen die Religion gegen uns, 
wenngleich es aus religiöser Sicht nichts an uns auszusetzen 
gibt. 

FRAGE: Welche Rolle gedenkt Afghanistan in West· und Mit­
tel asien zu spielen? 
H. AMIN: Wir wollen nicht unsere Revolut ion exportieren. 
Afghanistan geht in erster Linie - und wir alle sind stolz dar­
auf - von dem Anspruch aus, daß Freiheit und Freundschaft 
allen Völkern der Region zum Nutzen gereichen. 

FRAGE: Angesichts des ltußerst niedrigen wirtschaft lichen Ent­
wicklungsstandes Ihres Landes und des übergewichts der Bau· 
ernschaft kommen Zweifel auf, ob von einem realen Vorhan­
densein der Arbeiterklasse in Afghanistan überhaupt schon die 
Rede sein kann . . . 
H. AM IN: Wie ich schon in meiner Rede auf der Weltfriedens­
ratskonferenz am 24. August d. J . erklltrte, war die Bourgeoisie 
vor der Revolution sehr schwach in Afghanistan. Naturgemäß 
ist das afghaniSChe Proletariat, da die Bourgeoisie so schwach 
ist, ebenfalls schwach. Jedoch existiert das Proletariat in Af­
ghanistan, und zwar als eine Arbeiterklasse im wahrsten Si nne 
des Wortes. Sie macht fast 6'1. der Gesellschaft aus. 

Die Regieru ng hat Arbeiterchamkter 

FRAGE: Sie haben in der erwlthnten Rede auch betont, daß Ih­
re Revolutionsregierung insofern proletarischen Charakter tra­
ge, als sie sich auf die Ideologie der Arbeiterklasse und - mit 
der VDPA - auf eine dem SelbstverstAndnis nach proletarische 
Partei stützc. Welchen Platz weisen Sie dann der Bauernschaft 
im revolutionltren Prozeß zu? 
H. AMIN: Wir machen uns dabei keine Illusionen. Aber wir 
sind überzeugt, daß die proletarische Diktatur sich auf das 
Bündnis der Arbeiterklasse mit den ..... erktAtigen Bauern grUn­
den muß. 
Nur so kann unsere Arbeiterklasse den Weg zum Sozialismus 
beschreiten. Das erfordert die Entwicklung von Klassenbewußt­
sein über einen langen Zeitraum. 

FRAGE: Afghanistan hat in der Vergangenheit stets Bedarf an 
NahrungsminelimpOrten gehabt. Stellt Sie das den.eit vor ern­
ste Probleme? 
H. AMIN: Nein. Das was wir vom Ausland brauchen ist ledig­
lich Weizen . Den haben wir bekommen.' Wir hoffen, daß wir 
in einigen Jahren Selbstversorger sein können, was den Getrei­
debedarf betrifft. 

FRAGE: Meinen Sie nicht, daß die Auslandshilfe eine Gefllhr­
dung und Beeinträchtigung der Unabhängigkeit und Außenpo­
li tik Afghanistans bedeutet? 
H. AMI N: Wir werden nie irgendeinen Beistand oder irgendei­
ne Hilfe annehmen, welche man sog. Hilfe nennen müßte. Nur 
sie kOnnte eine Gefährdung unserer Unabhängigkeit und Aus­
senpolitik bewirken. 
Wir haben nie irgendeine Art von Schuldenstundung, Krediten 
oder Anleihen angenommen, die diese Freiheit beschnitten hät­
te. Wir sind sehr stolz, daß wir Hilfe und Beistand von>befreun­
deten Regierungenl ohne Bedingungen erhalten haben. Mehr 
noch, sie haben von sich aUi unsere Freiheit, UnabhängIgkeit 
und freie Entscheidungsbefugnis Ober unsere Außenpolitik re­
spektieTl. 
A nmerkunaen der Redaktion: 
t) Die Volksdemokratische Partei Afahanistans (VDPA) wurde 1965 

unter Leitung von Noor Mohammad Tara!:i geaJ1ln· 
deI. Trotz l1Ieplitlt und nur zeitweiliger Halblega.litl t konnte sie 
bereits vor der Saur-Revolution Masseneinnuß, speziell in der Uno 
terschicht, der In telligenz und der Armee, erlanaen. Ihre damals in 
die Zehntlusende gehende Mitglicderuhl hat sich nun auf Ober 
100 000 vervielfacht. 

2) Etwa 85 '" der Landesnache bestehen aus Bergen und WUsten, von 
den hier erwllhnten 7,8 Mio ha _ 12 '" kultiviertem Bodenanteil 
sind etwa 2/3 bewllssert. Daten nach: BundC$$telle rUr Aulknhan· 
deJsinrormation (BrA), Afghanistan. Wirt.schaftlicnc Entwickluna 
1977, Juni 1978, S. 10 

3) Tilgung der bäuerlichen Schulden In die feudalen GroOgrundbesit· 
zer, deren Enteignung usw. 

4) Das Bodenreformgesetz vom November 1978 stufte das zu vertei· 
lende Land zum Verrechnungszweck in drei Kategorien und sieben 
Grade ein, wobei der verschiedenlrtipte 8ewlhserunpgrad, die 
Fruchtbarkei t des jeweiligen Bodens usw. eine unterschiedliche FIII­
chenzuteilung zwischen 5 und SO jirib C'rpb. Siehe Wort laut des 
Gesetzcs in: AlB, NT. 6/1979, S. 20121 

5) Nimmt man eine Gcsamtbevöl!:erung Afghlnistans von 15- 17 
Mio Menschen I n, so machen die Nomaden rund 20 ~ aus. Daten 
nach BfA, Afghanistan ... , a. a. O. 

6) Die größten Weizenlieferungen fUr Afghanistan kamen 1978179 
aus der UdSSR, Indien, den USA und der Europaischen Gemein· 
schaft. Siehe: Great Leader Noor Mohammad Taraki reports on 
one yelf activity. 26th April 1979, Kabu11979, S. 15 und Kabul Ti· 
mes, n. 8. 1979 

7) An der Spitze der Auslandshitreaeber rangieren die UdSSR, die 
UNO, die CSSR und Bulgarien. Great Leader .... a. a. 0 .. S. 
35-38 

9 



Deklaration der Kabuler Solidaritätskonferenz 

Hände weg von Afghanistanl 

Die internationale Solidaritltlskonferenz mit dem Volk von Afghani· 
stan, die vom Welfricdcusrat vom 24.-27 . August 1979 in Kabul ver· 
ansta ltet wurde. hat Vertreter intrrnationalerOrganisalionen mit Hllll­
derlen \'on Millionen Mitgliedern allS über 130 U ndern aller Kominen­
te sowie Vertreter nationaler politischer Parteien und Massenorganisa­
tionen zusammcnscbracht, die das breiteste Sptktrum politischer 
Standpunkte aller Kontinente- repra~ntieren. Sie erklärt ihre rollst' n­
dige und vorbehaltlose Unterstützung und Solidarität mit dem Volk 
von Arghanistan, das im Gefolge der Saur{April)-Revolulion von 1918 
den Weg zum Aufbau eines neues Lebens. frei von der Ausbeutung des 
Menscllen durch den Menschen, eingeschlagen haI. 

Während der leu.!en I 1/ 4 lahre nach der Saur-Revolution, unter der 
Führung der Volksdemokratischen Partei Afghanistans, unter dem 
Vorsitz ihres Generalsekretärs des Zentralkomitees der Volksdemokra­
tischen Partei, Präsident des Revolutionsrats der Demokratischen Re­
publik Afghanistan, Noor Mohammad Taraki, hat Afghanistan be­
merkenswerte Erfolge auf vielen Gebieten erreicht. Die lahrhundnte 
alte Sklaverei der afghanischen Bauern, der Opfer feudaler Ausbeu­
tung und des Wuchers, ist heute eine Episode der Vergangenheit. Land­
lose und arme Dauern in den abgelegenen Dörfern, aller ihrer elementa­
ren Menschenrt'Chte und WUrde btraubt, sind heute Herren genau des 
Landes, das sie als Knechte der feudalen Großgrundbesitzer bestellt 
hauen. 

Erziehung ist nicht 11naer das Monopol einer Handvoll aus der Elite, 
die in der Vergangenheit die am meisten btgUnstigten Personen waren . 
Medizinische Versorgung und Einrichtungen, die in der Vergangenheit 
das Monopol einer Handyoll von Ausbeutern waren, sind nun in den 
Dienst des Volkes gestellt. Frauen, die am meisten unterdrückte Schicht 
der Bevölkerung, genießen heute gleiche Rechte und Möglichkeiten. 
Die Frauen spielen heUle ihre fundamentale Rolle beim Aufbau der 
neuen afghanischen Gesellschaft. 
Die ' ·erschiedenen Nationalit1ten in der afghan ischen Gesellschaft von 
heute genießen gleiche Rechte und haben die volle Gelegenheit zu erblU­
hen - eine Gelegenheit von der sie vorher niemals geträumt haben . Die 
Regierung der Demokratischen Republik Afghanistan hat grundlegen­
de und praktische Schrille ergriffeo, um UnterdrUckuog, Hunger, Ar­
mu!, Aoalphabetentum und Ausbtutung durch eine Handvoll Privile. 
,ierter in der alten af,hanischen Gesellschaft auszurotten. Eine oeue 
Gesellschaft, ein neues soziales System, ein neues Zeitalter in der Ge­
schichte Afghanistans - das sind die FfOchte der Saur· Rcvohllion. 
Die Konferenz verurteilt schtrfstens die verwerfliche [Mervention. die 
die Kräfte des Imperialismus und der Reaktion gegen Afghanistan un­
ternommen haben. 
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Die US-Imperialisten, die intemaliooale Rcaktioo und die expansioni· 
s ti scheo und kriep lüstemen Führer der Volksrepublik China finaozie­
ren, organisieren und trainieren rnktiOnlre Kräfee in Pakistan und im 
Iran zum Zwc:<:ke der bewaffneten Incervencion gegen die Demokrati­
sche Republik Afghanistan. 
Eine Handvoll reaktion1rer Elemente, UnterStützer der alten Monar­
chie uod der Feudalherren und ihrer Günstlinge werden vom CIA und 
seinen reaktionIren VerbUndeten benutzt. um Erklärungen im Radio 
und in der Presse des Imperialismus, der internatiooalen Reaktioo, der 
Expaosionisten und Hegemooisten abzugeben. Und zwar sollen sie sug­
geriereo, daß diese btwaffoeten Söldner, von denen viele' zu den para­
militärischeo Truppen Pakistaos gehören, die bti ihren Aogriffen auf 
Afghanistan kleine Mädchen uod Jungen in StUcke schneiden, alte 
Menschen töten, Schulen, Krankenhäuser, Moscheen niederbrenoen, 
BrOcken, Straßen und Gebäude zerstOren und brutale und grausame 
Angriffe gellen Dörfer durchführen. Teil eines SOli. "Aufstandes" des 
Volkes von Afghaoistao gegen die Volksdemokra tische Partei von 
Afghaoislao und die Regierung von Afgha nistan seien. 
Die Konferenz grUßt das Volk von Afghanistan, das einheitlich und 
standfest der Intervention Widerstand leistet und entschlossen ist, die 
Erruogeoschaften der Saur-Revolution zu "erleidigen, zu bewahren 
und ZLi festigen. Im Namen der Millionen Menschen, die sie die Ehre 
habeo zu vertreten, dfOcken die Delegierten ihre volle: UnterStützung 
uod Solidarität mit dem Volk von Afghanistan aus. 
Die Konfereoz heißt die fried liche Politik der Demokratischen Repu­
blik Afghanistan und die Anstrengungen willkommen, die die Regie­
Tuog und das Volk der Demokratischen Republik Afghanistan Unter­
nommen haben. um normale, gutnachbarschaftlkhe Beziehungen mit 
Pakistan und Iran zu unterhalten, und die Berei tschaft , die die Regie­
rung der Demokratischen Republik AfghaniSlan ausgedfOckt hat, Ge­
spräche mit diesen Ländern zu diesem Zweck auf jeder Ebeoe zu füh­
ren. Diese Poli tik ist ein lebc:odiger Beitrag wr Festigung von Frieden 
und Sicherheit io der Region. 

Solidaritä t gegen die auslä ndische n Inten 'enlen 

Die Kooferenz ersucht die Völker aller Länder, deren Territorium und 
Ressourcen für die Einmischung in die inneren Angelegeoheiten Afgha­
nistaos benutzt werden, entschlossen zu handetn, um den Ver:K"hwo­
rungen der imperialistischen, reaktionIren und expansionistischen 
Kr1Fte eine Niederlage zu berei ten. 
Die Konfereoz verurteilt sch1rfstens die Lügeo- und Verleumdungs­
kampagnen gegen die Demokratische Republik Afghanistao und appcl­
Iiert an jeden Mann und jede Frau auf der WeIL, die zu der imperialisti­
schen Politik der De:stabilisierung und EiomischLing in die inneren An­
getegeohei!en von Undern in Opposition stehen und die flir die Vertei­
digung ihrer Souveränität und territorialen IntegritlU sind, die Kam­
pagne der Solidarität und UnterstOt~ung rUr das Volk und die Regie­
rung der Demokratischen Republik Afghanistan zu intefv;siereo. 
Laßt die Imperialisten und ReaktionlIre wissen, daß das Volk von Af­
ghanistan, vereiot umcr dem B3noer der Demokratischeo Republik , die 
Macht. die St1rke und die Entschlosseoheit besitzt, allen Manövern 
und Versch"·ÖrLingen des Imperialismus und der imematiooalcn Reak­
tion eine Niederlage zu bereiten. 
Gebt dem Imperialismus und seioen reaktionären und expansionisli­
schen VerbUndeten auch gut zu verstehen, daß Afghaoistan nicht allein 
ist , daß die Friedenskräfte der Weh fest lU Afghanistan stehen - heu­
te, morgen und fOr alte Zeiten. 
Stoppt die loverveotion in die inneren Angelegenheiten von Afghani· 
stan! 
Hände weg von Afghanistan! 
Laog lebe die Solidarit1t mit dem Volk von Afghanistan! 
Ruhm der Saur-Revolution! 

(Quelle; Hektographiertes Koofercnzmalerial, Kabul, 27, 8. 1979) 



Ein interessantes Buch für jeden neuen Abonnenten 

Abonnenten werben Abonnenten 
Jedem AIB-Abonnenten ,der einen neuen Abonnenten für unsere Zeitschrift wirbt,bieten wir ein inter­
essantes Buch- oder SchaUplattenangebot aus dem Themenbereich Dritte Welt. Die einzigen Bedingun­
gen: 1. Der Werber muß selbst AIB-Abonnent sein. 2. Der gewonnene Abonnent muß das Abo bezahlt 
haben. 

Für einen Abonnenten: 
Eduardo Galeano 
Die orfenen Adern Lateinamerikas. 
Die Ge5(hichte eines Kontinents 
u 
3 11 Seiten, Peter Hammer Verlag 
1976 

Autorenkollekliv 
Gtsehlchte Mnkls In vIer Binden, Band I 
370 ~iten, Pahl Rugenslein Verlag 1979 

lvan Ljubctit 
Chiln Arbfl ter im Widerstand 
133 Seiten, Verlag Marxisti.sehe Bläner 1978 

AIB/ IMSF (Hrsg. ) 

Das Buch des uruguayischen Schrift­
stellers gilt a ls beste Darstellung der 
lateinamerikanischen Geschichte. 
Als Standardwerk gehörl es in die 
Bibliothek eines jeden, dem die Pro­
bleme dieses Kont inents nicht gleich. 
gUltig sind. 

NeukulunlaUsmuJ der DRD und . nlllmperl. lIstischer BdrtiunKsk. mpf 
119 Seiten, Verlag Marxistische Blaller 1979 

Serll0 Ramirez 
Vi ... Sandino! Lebrn und Tod drs ersten !alelnameri\ulnis(hen Gutrlj.. 
l. führtß 
1S7 Seiten, Peter Hammer Verlag 1976 

Rudi Maslowski 
~ul$Chrs Gdd &: I) rllle Weil . D. rgn tt llt . m Btlsplel Brasilien 
216 Seiten, Peter Hammer Verlag ]973 

JU rgen Ostrowsky/Wolff Geisler 
Sü darrika, Rassismus, Imperialis­
mus, Befreiungskampf 
160 Stiten, Pahl-Rugenstein 1978 

Erste allgemeinverstä ndliche Dar­
ste llung des Konfl ik ts im südlichen 
Afrika. Faktenreich werden die in­
teressen offengeicgt, diedafürverant­
wortlich sind, daß im Süden Afrikas 
noch immer Rassendiskriminierung 
und Apartheid den Alltag bestim­
men. 

Kay-Michael Schreiner (Hrsg.) 
Skhlvt Im eigenen Land. Untudriickung Im südJlchenAfrlka 
196 ~iten, Peter Hammer Verlag ]974 

Gerhard Stuby/ Erich Wulff (Hrsg.) 
Nürnbf'ler Verhandlun Ke n Ktlfn dit Vu bl'Khen der Militj rjunl. In 
Chile 
263 ~iten. Pahl Rugenstein Verlag 1977 

Dieter Boris/ Peter Hil.'dl 
ArKf ntlnien. Guehlehte und pulitische Gegenw. r1 
209 Seiten. Palll Rugel1stein Verlag 1978 

Wolfram BrOnner 
Der Nahost-Konßikt und die 
Palästina-f rage 
318 Stiten, Verlag Marxistische 
Bläuer 1979 
Monographische Untersuchung über 
Geschichte und aktuelle Probleme 
des Nahost-Konflikts. Besonderes 
Gewicht hat die Darstellung des pa­
lästinensischen Befrdungskampfes. 
Mit einem umfassenden Dokumen­
tenanhang. 

Raul Valdes Vivo 
Athiopien - ein t unbeklnnte Revolu tion 
128 Seiten, Verlag Marxistische Blatter 1978 

Fritz NolI/ lngrid Kurz/Horst-Echrt Gross 
Unidos Vencu emos, 20000 Kilometer durch L.tein.merlh 
170 ~iten. Weltkreis Verlag 1978 

Gll nther Mayr 
Upter " 'emen Wilden in Namibia, Süd. frlh und ZaIre 
192 ~iten, Weltkreis Verlag 1978 

Für zwei Abonnenten: 

Kuoö 
~ 
" . l ~ 11 
I!!!!-':. - . ..... "'. 

I , , 

Hannes StütZ/Dieter SlIverkrüp 
Kuba. Vom Zuckerrohr zur Zukunft 
144 Seiten, reich bebildert, Weltkreis Verlag 1978 

ASK (Hrsg.) 
Chile. KunJI und Widerstand 

CltLE 

Mappe mit 10 farbigen Graphiken von Viclor Contrerl.5 Tapia 

Aii Primera 
Venezutla 
Langspielplatte, Plane Verlag 

: Ich habe als neuen AIß..Abonnenl gewonnen: 

: Name: ---------------------------------1 
: Anschrifl: 

: Meine Anschrift: 

: Mein Name: 

: Buchwunsch: 
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Nikaragua 
"Die relaliv rasche Normalisierung des Lebens in unserem Lande und die tJußersl aktive Teilnahme breitester Kreise des Volkes um 
Aufbau unseres Landes sind die wichtigsten Ergebnisse des erslen Monats nach dem Sieg der Volksslreitkrlijrf! aber die Somoza­
Diktatur", erk/lirle Sergio Romifez als Mi/glied der Regienmgsjunta und der Gruppe der 12. Best(ittgt wird seine Aussage durch die 
schnelle Neuorganisierung der Verwaltung in Form der sandinistisehen Verteidigungskomitees, die in nunmehr 80 % der J 3 7 Stad/e 
und Gemeinden Nikaraguos ihre Arbeil aufgenommen haben. Zu ihren Aufgaben gehOren neben administrativen TUtigkeilen wie dem 
AuslJben der Polizeigewalt auch die Einfeirung der Wiederherstellung von Wasser- und Stromversorgung sowie die Verteilung der 
noch immer sptJrlichen Lebensmittel. 
Im ersten Mona/ der Volksmacht wurden auch erste Grundlagenfiirdie Vereinigung der Werk/titigen zu einereinheillichen sandinisti­
schen Gewerkschaftszentrale geschaffen. Die Bildung einer Sandinistischen Partei und eines Jugendverbandes ,,19. Juli" (benannt 
nach dem Tag der Obernahme der Macht durch das Volk), sind ebenfalls in Vorbereitung. 
Zu den hier angesprochenen Problemen, wie auch der weiteren politischen und geseffschaftlichen Entwicklung, lil.{ßerte sich der gegen­
wlirtige Innenminister Tomas Borge im Gesproch mit der mexikanischen Zeitung Oposicion. Der folgende Auszug aus der Rede Fidel 
Castros zum Jahrestag des Sturmes auf die Moncada-Kaserne verdeutlicht die historische Bedeutung der nikaraguanische Revolution 
fiir La/einamerika (detaillierte Einschlitzungen und Dokumente zu Nikaragua siehe in: AlB, Nr. 7-8 und 9/1979). 

Begegnung mit Thomäs Borge 

Zivile Verteidigungskomitees 
Garanten der Revolution 

Alle wissen, daß für den Wiederaufbau Nikaraguas eine Atmo­
sphäre der inneren Sicherheit für alle Einwohner vonnöten ist, 
die das Risiko einer Konterrevolution ausschließt oder zunicht 
macht. Der in der neuen Regierung für die innere Sicherheit 
Verantwortliche ist der Mann, der wahrscheinlich sowohl den 
größten Einfluß in den Reihen der Sandinistas als auch in der 
Gesamtbevölkerung hat: TomAs Borge, einziges überlebendes 
Gründungsmitglied der FSLN, neuer Innenminister in der Re-

gierung des Nationalen Wiederaufbaus und Mitglied der natio­
nalen Leitung der FSLN. 
An diesem Sonntag stieg Tomas Borge aus seinem Jeep, gefolgt 
von 4 beleibten und schwerbewaffneten Leibwächtern, die die 
sofort einsetzende Jagd einiger Leute, unter denen sich auch 
dieser Berichterstatter befand, nicht verhindern konnten. Die 
erste Frage bezog sich auf die nächtlichen Schießereien, die man 
bis heute in Managua und anderen wichtigen Städten hört, was 
möglicherweise auf eine geplante Gegenrevolution schließen 
läßt. 

Rechenschaft nur gegenüber den Massen 

Borge alltwortete unmißverständlich. "In der Tat". sagte er, 
"laufen einige Nationalgardisten frei herum. Nichts Organisier­
tes. Tatsache ist aber, daß sie ängstlich und verschre<:kt sind, 
denn es gibt ja auch eine Art revolutionären Terrors seitens des 
Volkes. Nationalgardisten haben einen enormen Schuldkom­
plex. Die Dümmsten unter ihnen glauben. daß wir sie töten wer­
den. Sie wissen nicht, daß ihnen nichts geschehen wird, wenn 
wir sie gefangen nehmen. Sie sollen aber wissen, daß wir, falls 
wir sie bei ihrer kriminellen Tätigkeit erwischen sollten, an Ort 
und Stelle reagieren werden. Wir haben bereits gesagt: Wir sind 
großzügig im Sieg, aber unerbittlich im Kampf." 
Wir befragten ihn dann über die reale Möglichkeit einer bewaff­
neten Konterrevolution und über ihre eventuelle Unterstützung 
durch ausländische Regierungen. Seine Antwort hierauf war 
wiederum unmißverständlich. "FOr eine eventuelle Unterstüt· 
zung seitens ausländischer Regierungen haben wir keine Bewei· 
se, wir können keine leiChtfertigen Behauptungen aufstellen, 



wir lügen nicht und wir übertreiben nicht. Man hat viel darüber 
geredet, daß bewaffnete Kontingente aus EI Salvador und Gua­
temala Somoza geholfen haben; wir wissen auch, daß einige 
Leute aus diesen Ländern an der Seite Somozas gekämpft ha­
ben, und wir wissen ebenfalls, daß es militärische Hil fe sowie 
die Belieferung mit Kriegsgerät seitens dieser Regierungen gab, 
aber wir können hierfü r keine Beweise liefern. Wir müssen dies 
sagen, weil wir aufrichtig sind." 
Was die Möglich keit einer Neugruppierung der Nationalgarde 
anbetrifft , betonte Tomäs Borge wiederum nachdrücklich: 
"Die Nationalgarde wurde als solche völlig aufgerieben . Es be­
steht heute keine Möglichkeit mehr für sie, auch nur den gering­
sten Einnuß im Lande zu nehmen." 
Aber Commandante, unterbrachen wir ihn, vielleicht geht die 
Gefahr von den in verschiedene Länder, hauptsächlich nach 
Zentralamerika, genohenen Nationalgardisten aus, und wir er­
innern ihn daran, daß es Hunderte, womöglich Tausende von 
Männern, Waffen und Flugzeugen in Honduras, Guatemala 
und EI Salvador gibt. " Hö r mal Bruder, wir streben gute Bezie­
hungen mit allen Ländern an, und was die zentralameri kani­
schen Länder betrifft, so haben wir bereits die notwendigen 
Schrine unternommen, damit sie uns die militärische Ausrü­
stung und Waffen (die uns gehören) zurückgeben. Dies sind die 
Möglichkeiten, die uns zur Verfügung stehen, und sie werden 
zum Erfolg führen. Wir können ihnen ja nichl den Krieg erklä­
ren, um unsere Waffen zurückzubekommen." 
Zu diesem Zeitpunkt des Interviews hatten sich bereits andere 
Reporter hinzugesellt, hauptsächlich Spezialisten fOr mittel­
amerikanische Angelegenheilen. Einer von ihnen unterbrach 
den Dialog und fragte: "Wie erfolgte die letzte Vermittlungstä­
tigkeit von W. Bowdler (Sonderbeauftragter des US-State­
Department) gegenüber dem Rat des Nationalen Wiederauf­
baus?" 
"Also," antwortete der Innenminister, "ich habe nicht mil ihm 
gesprochen, aber er schlug uns u. a. eine Erweiterung der Regie­
rungsjunta vor. Wir haben aber nichts dergleichen akzeptiert, 
weil wir es sind, die zu entscheiden haben, was in diesem Lande 
geschieht. Er schlug uns also die Erweiterung vor, was wir ab­
leh nten. Sie drohten uns ein wenig, aber wir sagten ihnen, daß 
wir nur unserem Volk gegenüber Rechenschaft ablegen müßten. 
Wir möchten gute Beziehungen mit diesen Leuten unterhalten. 

Das Volk wi rd bewaffne' bleiben 

Aber wir waren und sind nicht dazu bereit, von ihnen oder von 
anderen Bedingungen zu akzeptieren. Unser Land ist ei n freies 
Land. Das sollen aUe wissen. Auch dieser Herr sowieso, wie 
heißt er noch mal, Bowdler. Aber Spaß beiseite. Wir respektie­
ren ihn. Er kann nach Nikaragua kommen, wir werden ihn be­
grüßen, wir werden uns um ihn kUmmern, wir können mitein­
ander reden, seine Ansichten zur Kenntnis nehmen, aber letz­
tendlich werden wir es sein , die entscheiden, was in Nikaragua 
gemacht wird, darüber sollte sich jeder im klaren sein. Darüber 
hinaus haben alle Bewohner dieses Planeten das Recht, sich zu 
äußern Uber das, was wir machen, und wir sind unsererseits ver­
pnichtet, ihnen zuzuhören. Wer weiß, vielleicht ergibt sich da­
bei ein guter Ratschlag. 
"Sehen Sie," schob er ein, "dieser Bowdler hat uns, meiner 
Meinung nach, einen guten Rat gegeben. Der hatte darin be­
standen, beim Weggang Somozas einen provisorischen Präsi­
denten zu ernennen und später die Regierungsgewalt an den Rat 
des Wiederaufbaus zu übertragen. Das war ein guter, ein ausge­
zeichneter Rat, gegen den wir keinerlei Einwände hatten. 
Aber dann sahen sie vor, daß Somoza die Regierungsgewalt di­
rekt an den Rat des nationalen Wiederaufbaus Ubertragen soll­
te, und das hat uns schon nicht mehr gefallen. Herr Urcuyo hat 
uns aber einen großen Gefallen damit getan, sich ein paar Tage 
im Lande aufzuhalten, was uns genügend Zeil verschaffte, die 
Nationalgarde zu schlagen , so wie wir es vorhatten. Dieser zwei­
te Vorschlag gefiel uns deshalb nicht, weil wir uns fUr den Zeit-

punkt der Regierungsübernahme zu einem Waffenstillstand 
verpnichtet hatten. Jeder wäre dann auf seinem Posten geblie­
ben, und wir hätten mit den Verbänden der Nationalgarde, die 
noch da gewesen wären, zu einer Einigung gelangen müssen. 
Und das paßte uns nicht, weil die Nationalgarde eine sehr ver­
dorbene Truppe war. Wir wollten sie aufreiben und zum GlUck 
erreichten wir dies, weil uns Herr Urcuyo den Gefallen tat, uns 
ein paar Tage zu gewähren." 

Commandante florge, tragten wir, welche konkreten Maßnah­
men unternimmt man z. ZI., um die Machtübernahme abzusi­
chern? "Also, es gibt Dinge, die man sagen kann, und andere, 
die man verschweigen muß, aber in diesem Fall kann ich Dich 
informieren, Sie alle informieren, daß wir dabei sind zu reorga­
nisieren und zu organisieren, was kUnftig unsere Streitkräfte 
sein werden. Man arbeitet an der Neuordnung des General­
stabs, der Kommandanturen, der regionalen Verteilung und der 
Logisti k des neuen Heeres. Zur gleichen Zeit organisiert man 
die Polizei und die neugebildeten Sicherheitsorgane. 
Die Milizen werden bestehen bleiben, aber der neuen FSLN­
Armee unterstellt sein. Das Volk wird bewaffnet bleiben, nun 
aber in organisierter Form. " 
Als wir uns über die .Verteidigungskomitees unterhielten, die 
zum Teil bereits seit September 1978 angefangen haben, sich zu 
organisieren, definierte Tomils Borge sie als "eine Form des or­
ganisierten Volkswillens, die in der Lage ist, die dringlichsten 
Probleme zu lösen und die Errungenschaften zu verteidigen . Sie 
ist die beste Verteidigung, die die Revolution haben kann. 
Ich weiß wirklich nicht, welche definitive Organisationsform 
sich die Massen geben werden," sagte Borge. " Ich weiß aber, 
daß sie sehr klug sind und sich eine solche Form zu geben wis­
sen, wobei sie stets auf der Hut sein werden. Daran haben wir 
nicht den geringsten Zweifel. Und irgendwann wird es sehr 
schwer sein, daß sich ein Konterrevolutionär rührt, weil es fast 
2 Mio Augenpaare gibt, die ihn beobachten werden." 

Tatsache ist, daß sich die Zivilen Verteidigungskomitees verviel­
fac ht haben in allen Teilen Nikaraguas, und viele von ihnen ha­
ben angefangen, sich sapdinistisch zu nennen. Das Ziel iSl , nach 
dem Willen der Führer der FSLN , daß es in jedem Häuser· 
block, in jeder Straßenzeile, in jedem Stadtteil und jedem Dorf 
ein Komitee der Zivilen Verteidigung (CDq oder ein Komitee 
der Sozialen Veneidigung (CDS) geben soll, als stärkster Aus­
druck der Volksbewegung. 
Welcher Situation sieht sich der junge Staat im Hinblick auf 
den Wiederaufbau des Landes gegenUber, fragten wir den San­
dinistaführer. 
"Wir haben kaum angefangen;' antwortete er, "wir sind noch 
dabei, uns zu organisieren. Sie können sich nicht vorstellen, 
welch komplexe und schwierige Probleme wir haben. Es ist viel 
einfacher, ein Guerrillabataillon zu organisieren, als einen In· 
dustriekomplex oder ein Regierungssystem zu errichten. Das 
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Problem ist hier die Bildung einer neuen Struk tur. Wir haben 
keinerlei Erfahrung. Wir müssen sie erst im Laufe der Zeit ge­
winnen. Wir sind sicher, daß unser Volk die Probleme und 
Schwierigkeiten verstehen wird, die wir unverzüglich zu lösen 
haben. Aber zun.3chst weiß ich, daß der Regierungskurs wie 
auch die neuen gesellschafttichen Verhältnisse so sein werden, 
daß jegliche Privilegien fortfallen. Dies gi l! auch fOr die Ange­
hö rigen der Funktionäre ... Jeder wird das Vorrecht haben, 
daß man sich um seine Probleme genauso kümmert, wie um die 
Probleme aller anderen." 
Commandante, dabei gibl es auch Risiken, unterbrachen wir 
ihn. Denn in der FOhrung der Industrie, der Wirtschaft und ci· 
nigen staallichen Stellen gibt es Ikreiche, die sich Somoza wi­
dersetzten und hierin Erfahrung haben. Aus dieser Lage schlie­
ßen Untersuchungen, daß die nicht der FSLN angehörenden 
Gru ppen aufgrund der Erfahrung und der Möglichkeiten, die 
sie jetzt in der Regierung haben, die Sozialdemokratie als kapi­
talistisches Regime ei nsetzen können. Was sagt T. Borge hier­
,"7 

Das Projekt einer FSLN-Partei 

An die beste Antwort denkend. lächelle der Guerrillaführer 
nach dieser Frage. Aber während er antwortete, ließ er keinerlei 
Zweifel auf\::ommen: 
" In diesem Land wird es keine Sozialdemokratie geben. Wir 
werden neue Formen des Daseins schaffen. Ich glaube nicht, 
daß sie in allem mit der Sozialdemokratie übereinstimmen. Das 
Konzept, das wir zu emwickeln begonnen haben, entspricht ei­
nem eigenen Modell, das nicht mit derartigen Regierungsfor­
men übereinstimmt." 
Er betonte außerdem, daß die Sozialdemokraten "ein wichtiger 
Verbündeter in diesem revolutionären Prozess sind, und wir re­
spektieren sie. Mehr noch," rügte er hinzu, "wir sind bereit, ih· 
re Freunde zu sein. Sie haben das Recht sich mit ihrem Pro­
gramm durchsetzen zu wollen, aber es wird letztendlich das 
Volk "on Nikaragua sein. welches sagen wird, ob es sozialde­
mokratisch oder irgendetwas anderes sein wird." Diese Stel­
lungnahmen waren die herausragendsten des ganzen Interviews, 
das schon einer richtigen Pressekonferenz glich. Dann fügte er 
mit erhobener, belehrender Stimme hinzu : ,. Wer hat die größte 
Verantwortung im revolutionären Kampf in Nikaragua getra· 
gen? Ist es nicht etwa die FSLN gewesen?" Alle stimmten zu. 
"Also", sagte er, "muß der FSLN in diesem Land der größte 
Teil der Macht zukommen. Oder nicht?" 
Danach sprach er ausfOhrlich über seine Ideen bzüglich des re­
volutionaren Prozesses, des Klassenkampfs, "den man nicht in 
seiner klassischen Fonn gefOhrt hat" , und ilber die Meinungs­
verschiedenheiten innerhalb der Bourgeoisie. Das letztere ist 
das Gebiet, auf dem sich Commandante Borge bis ins Detail 
auskennt : 
" Im Kampf gegen Somoza beteiligte sich ein großer Teil der 
Bourgeoisie und zwar der Tri1, der vom Gewinn und der Macht 
ausgeschlossen war, an der nur ein verschwindend kleiner Teil 
der Bourgeoisie teilhatte. Jener Teil , der erstens gezwungen war 
sieh zu verändern, nämlich seine Produktionsweise auf einen 
technisch höheren Stand zu stelten und mutig emsch10ssen 
war,die ö konomische Gcsetzmäßigkeiten des Systems für sich 
nutzbar zu machen. Er wurde durch die Existenz des anderen. 
priviligierteren Teils (der Somoza bedingungslos ergeben war) 
daran gehindert, und kämpfte deswegen mit aller Macht gegen 
Somoza. Nach dem Stand des heutigen Entwick lungsprozesses 
haben sie deshalb ein Recht. in der Regierung vertreten zu 
sein." 

Als wir ihn uber die neuen Formen, die das sandinistische Regi­
me in Kürze haben wird , sowie Uber die Rolle, die die Vorhu t 
des nikaraguanischen Volkes darin spielen wird, befragten. ant­
WO Tlete Borge: 
.. Wir mUssen Wahlen durchführen. Aber revolutionäre Wah­
len, die nicht wie frUher geschiCkt ausgeführte Betrügereien sein 
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werden. Das Volk wird das Recht und die Freiheit haben. den­
jenigen zu wlhlen, den es will, und wird dies auf die korrekteste 
und bewußteste An und Weise machen. Was die FSLN betrifft, 
so wird sie als politische Partei organisiert an den Wahlen teil· 
nehmen. und sich von dieser Beteiligung am Wahlprozeß die 
endgültige Bestätigung ihres Volkes erhoffen. Wir sind sChon 
dabei, die Grundlagen fOr eine Partei, die Sandinistische Partei. 
l.U schaffen. Und man wird sehcn, daß es bald noch andere 
Überraschungen geben wird." 
Wahrscheinlich meint er mit Überraschungen u. a. die von Ak­
tivisten und politischen Gruppen der FSLN entwickelte ArbCit 
für die Bildung der sandinistischen Veneidigungskomitccs. die 
Entwicklung der Massenorganisationen, die Arbeiterzentrale 
Nikaraguas, die Organisation der Landarbeiter, die Berufs- und 
Studentenverbande und andere, die durch die "Frente" aufge­
rufen wurden, sich in einer Sandinistischen Arbeiterzenlrale zu· 
sammenzuschließen. 
Der legendäre sandinistische Commandante macht Äußerun­
gen, die Anlaß zu einer stundenlangen Unterhaltung geben; Äu­
ßerungen übcr seine eigene Person, sowie seine schillcrndc Rolle 
in dcr Bewegung. Da er jedoch Anzeichen zum Gehen machte, 
konnten wir ihm nur noch eine letzte Frage stellen: Wie würdest 
Du den Sandinismus heute definieren? "Hör mal, Bruder" . 
antwortete er, fast so als ob er eine Lektion erteilen wollte, "die 
grundlegenden Ideen \'On A. C. Sandino sind bereichen worden 
durch den Mut aller Klmpfer in Nikaragua. Und sich mal, die 
Definitionen sind immer begrenzt, aber wenn ich definieren 
müßte, wUrde ich sagen, daß der Sandinismus die Anwendung 
der revolutionären Wissenschaft und der Gedanken Sandinos 
auf die konkrete Wirklichkeit von Nikaragua sind". Mit einem 
breitcn Lächeln stand er auf, gefolgt von seinen vier Bcwa­
ehern . "Danke Bruder", sagte er zum Abschied . 

(Quelle: Oposicibn, Mexiko-Stadt. 2.-8. 8. 1979. geringfügig 
gekUrl.t) 

Dokumentarfilm: 

NICARAGUA 
SEPTEMBER '78 
Eine hautnahe Reportage vom Volksauf­
stand und seiner Niederschl agung durch 
die Nationalgarde des Somoza- Regimes 
in Nicaragua im letzten September (aus­
geze ichnet mit der Goldenen Taube auf 
dem Internationa l en Dokumentar- und 
Kurzfilmfestiva l in l eipzig 1978) . 
Das Filmteam kam zwei Tage vor dem Auf­
stand in das land. Es filmte die Opfer 
des Krieges , die Verwundeten in den im­
provisierten Krankenhäusern. die Bür ­
ger in ihrer Armut. Oppositionsführer 
im Versteck . Sie sprachen mit Guerille­
ros auf den Barrikaden. Präsident 
Somoza nimmt Stellung. ebenso einer 
seiner Generale, der gerade die Stadt 
Masaya "gesäubert-,.'_' _h..:a"t,," ______ -, 
Der Film ist 
im Verleih bei: 

Dontw. '29 PoJt'a<MS 
8000 rnur.chefll9 
Tcl.:08Q/IS 6061 
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Fidel Castro Verdienst der Sa 
Welch große Ehre wird uns, dieser Stadt und dieser Provinz zuteil 
durch den von Brüderlichkeit, Hen.lichkeit und Solidarit.lt geprllglen 
Besuch der heldenhaften, kllhnen, intelligenten und fähigen Komman­
deure und Kämpfer der Sandinistischen Fron! rür die Nationale Befrei­
ung Nil:araguas. 
Ich sage Solidarität. weil auch wir die Solidarit.at brauchen, ich sajc eT· 
mutigend. weil auch wir diese solidar;l(:hc Ermutigung benötigen. Er­
mutiJung auch deshalb, .. -cil eslangc Zeit fut ein Verbrechen war, Ku­
ba zu besuchen, weil der Imperialismus so lange veruchte, die Verbin­
dung zu unseren Brudervölkern in Lateinamerika und der Karibik "l:U 
zers tOren. ( .. . ) 
Sie (die Sandinistas; d. Red. ) werden nicht leugnen, daß sie Freunde­
Kubas sind, die solidarisch mit Kuba verbulldell sind. Sie haben keine 
AngSt. die nikaraguallisthe Revolution mh der kubanischell auf eine 
Stufe 7.U su:llen, da sie keine Voruneile habell. Und denIloch werden sie 
nicht ugen. daß beide Revolutionen identisch sind. Es handelt sich um 
zwei große Revolulionen. die sich in vielen Dingen gteichen und sith in 
vielem unterscheiden. wie das bei allen wirklichen Revolulionell sein 
muß. 
Es ist für unser Volk und auch fU r die internat ionale Öffentlichkeit 
wichtig, daß jede ihren eigenen Weg geht, ihre eigenen Probleme. ihren 
eigenen Stil und ihre eigenen Ziele hat. Wir haben unsere Ziele. sie ha­
ben ihre. wir machen es auf diese, unsere Weise. sie tun es auf die ihTi-
• <. 
Es muß beton! ... ·erden. daß sich die nikaraguanische Revolution durch 
Heldentum und Beharrlichkeit. durch die Standhaftigkeit ihrer Kämp­
fer auszeichneL Es war kein Sieg an einem Tag. sondern ein Sieg nach 
einem 20 Jahre wahrenden Kampf. In jenem Jahr. als unsere Revolu­
tion siegte, gab es bereits kleine Gruppen von Kämpfern. die von so 
hervorragenden und außergewOhnHthen Kämpfern .... ie Carlos Fonscca 
Amador. Nachfolger Sandinos und BegTÜnder der Sandinistischen 
FrOn! für die Nationale Befreiung, geführt wurden. Er war der Fllhrer 
des Volkes in jenen schrccklicllcn Talen. als der Sieg $0 fern schien, als 
man ihn noch nicht erbliden konnte. sie aber siegesgCYo'iß waren. 
Sie errangen den Siel durch einen wirklichen Volkskampf. Der Tri· 
umph der Sandinistas ist nicht nur der Sieg über 4S Jahre SomOta­
Herrschaft, es ist ein SiCJ über ISO Jahre Fremdherrschaft im Land. Es 
handelt sich um einen Sieg. der nach Jahrhunderten. die von Erobe­
rung, Ausbeutung und Fremdherrschaft geprllgt waren. errungen wur­
",. 
Dieser Sieg der Sandinistas bedeutet aber noch mehr: Angesichts des 
Kampfes der SandinistlS entwidehc sich eine iroße internationale So­
lidarität, eine große Einheit der gesamten Unken in Mittel- und Latein­
amerika. Im Zusammenhanl mit dem sandinistischen Kampf entstand 
50 etwas wie eine Iroße demokratische. unabhängige antiinterventioni­
stische Front in Lateinamerika, die historische BedeUtUni haI. ( ... ) 
Viele Leute wollen Ähnlichkeiten zwischen dem, was in Kuba gesc:hah. 
und dem, was sich in Nikaragua ereignete. erkennen, Einige dieser Vor· 
stellunlen entStammen reiner Böswilligkeit und sollen Vorwände dafür 
schaffen. leien das Volk von Nikaragua auf aggressive Weise vorzuge­
hen. Mall muß sich deshalb vor den Erkillrunien und dcn geäußerten 
BefllrchlUngen einiler Leute mi t wichen Absichten hÜlen. die da sa· 
gen, daß Nikarasua skh in ein neues Kuba verwandet haI. Die Nikara­
guaner haben jenen Leuten die einZii richtige Antwort geleben, n!lm­
lieh ein Nein. Nikaragua wird zu einem neuen Nikaralua werden, und 
das ist etwas ganz anderes. 
Es sibt keine zwei Revolutionen. die gleich sind. Das kann es auch nicht 
geben. Es libt, wie wir lesagt haben. viele Ähnlichkeiten - ... 'as den 
Gei51. den Heldenmut, den Kampf betrifft , aber Uß.'iere Probleme sind 
nkht lenau die Probleme, die sie (die Sandinistas: d. Red.) haben. Die 
Bedingunlen, unter denen unsere Revolution VOUZOIen wurde, sind 
nicht genau die Bedingungen. unter dcnen ihre Revolut ion abilluft. Die 
VOraU$SCtZunien sind andere. Die Merkmale des Kampfes, die Einheit 
des Volkes, die eine unertaßlkhe Voraunetzung für den Erfolg war, die 
Teilnahme aller Schichten der Gesellschaft. die Orlanisicrung unter­
schiedlicher Volksbewelungen, die sich vereinten und die bestimmte 
Kompromisse darstellten. Alles das fIIhrt zu Bedinlungen, die sich von 
den unseren unterscheiden, d. h. in Nikaralua ,ibt es nkht absolut ge­
nau die Ilekhen Bedingunlen. Sie (die Sandinistas; d. Red.) konnten 
heldenhaft kampfen, aber sie konnten auch nexibel sein, als es not ... en· 
dig war. Verhandlungen zu füh ren, um die Risiken einer Intervention 
zu vermeiden. Sie filrchteten sieh nkht vor Verhandlunlen, und so .... ohl 

in der mi lit!lrischen Strategie als auch in der Politik bewiesen sie große 
F!lhiskeiten und großes Können. ( ... ) 
Die Tatsache. daß dieses Land in Trtlmmern liegt, daß es völlig zers ton 
ist. macht ein Prolramm des nationalen Wiederaufbaus erforderlich. 
an dem alle Tei le der nikaraguanischen Gesellschaft mitwirken müssen. 
Die Sandinisten sind RevolutionIIre, aber sie sind keine Extremisten. sie 
sind Realisten, und zwar solche. die die besten Revolu tionen durchfllh· 
ren, die be!iten und tiefgreifendsten. Man kann voraussagen. daß sie 
weit kommen ... ·erden. weil sie den Mut nicht ve rlieren. weil sie keine 
Extremisten sind, weil sie langsam vor,ehen, weil sie wissen, welches 
Ziel einer jeden Etappe des politischen und revolutionll ren Kampfes 
entspricht und .... elche Formen mit diesen Zielen übereinstimmen. Die 
Sandinistas waren kluI, weil sie sich im entscheidenden Moment enl 
zusammengeschlossen haben. 

Ei ne t eklion , was I't'voluUonärer Geisl vermag 

Jetzt stehen sie vor einer überaus großen Aufpbe, die viel schwieriler 
ist als die, vor der wir im AUIenblkk des Sieles standen. Der Feind ha t 
die aufst!lndischen SUdte skrupellos mit allen ihm zur Verflliung ste­
henden Mitteln bombardiert, er hat ohne Erbarmen ganze S\Jdte zer­
stOrt, Anlalcn jeder Art vernichtet und eine große Verwilstung hinter­
lauen: Die Finanzen sind tota l erschOpft. es gibt keinerlei Reserven . 
Man hat keinen Pfennig. deshalb war es als eine der ersten Maßnahmen 
erforderlich, die Banken zu verstaatlichen. Das war eine der ersten 
Maßnahmen, die man erlreifen mußte, davon sind noch viele im Land 
nötig. 
Ich glaube, daß Nikaragua die Unterstll tzunl der ganzen Welt bracht. 
In den vergangenen Wochen haben viele StaatsflIhrer ihre Bereitschaft 
zum Ausdruck lebracht. Nikaraiua zu unterStützen. Es scheint uns 
,ant richtil, daß RClierungen aller Schattierungen, unterschiedlicllcr 
Ideologien und verschiedener politischer Systeme ihre Bereitschaft Ie­
luBen haben, dem Volk von Nikaraaua die Hille-zu gewähren, die es 
braucht. ( ... ) 
Ingenieur Robelo hai mir Icsalt, daß Ärzte lebraucht werden. daß AI­
phabetisierungskampagnen durchleführt ... ·erden müssen. Wir .... issen. 
daß unsere Ärzte und Lehrer donhin gehen, wo sie gebrauchl werden. 
sei es in die Berle oder aufs Land, sei es in Kuba. Äthiopien, Vietnam. 
J emen, Angola oder anderswo. Und Nikaragua liegt viel näher. Ich 
glaube, daß wir das SoJidarit!ltsgefühl unserer Partei, unseres Volkes 
richtig interpretiert haben, als .... ir unseren nikaraguanischen Brüdern 
sagten, daß .... ir bereit sind, .... enn sie ein Prolramm der gesundheitli· 

_ehen Betreuung durchzuführen beabsichtilen und sie nicht genügend 
nikaraguanische Ärzte haben, ihnen die Ärzte zu schicken, die zur Un· 
terstützunl dieses Gesundheitsprogrammes erforderlich sind. 
Bekannntlich arbeiten mehr als 1000 Ärzte von uns im Ausland. aber 
wi r haben noch Ärzte. Wir haben Verpnichtunlen, und wir können 
diese auch erfüllen, indem wir die Zusammenarbeit unserer Kranken­
hlluser und unsere Ärzte erbitten. Wenn unsere Ärzte mitarbeiten -
und ich bin sicher, daß sie mitarbeiten werden -, dann kö nnen wir die 
Ärzee aussuchen, die wir brauchen, um sie ihnen zur Verfllgung zu steI­
len, d. h. vielleicht 100.200. und sollten noch mehr fehlen, dann auch 
'00. 
Es wurde auch gesagt, daß eine Broße Bildungskampagne erforderlich 
ist. Aber nur eine revolutionäre Regierung kann eine Iroße Kampagne 
rur Gesundheit und Bildung einlei ten. Wenn (IIr die DurchfIIhruni der 
Bildungskampagne nicht genüiend Lehrer vorhanden sind - wir sind 
bereit, ihnen 50 viele Lehrer zu schicken ..... ie sie hrauchen. Wir wissen, 
daß unscre Lehrer dorthin gehen. wohin man sie schickt. Es seht nicht 
darum. daß wir uns in die Politik einmischen, daß wi r versuchen, die 
Sandinistas zu beeinnussen. 
Wer kann für Nikaralua noch mehr tun? Wir fordern die USA. alle 
Lander Lateinamerikas. die Lander Europas, der "Dritten Welt" und 
unsere sozialistischen Bruderlllnder auf. eine große Kampagne zur Un· 
terstll tzung Nikaraguas einzuleilen. Das ist unsere Posi tion in bezul 
auf wirklich menschliche, konstruktive Anstrengungen in diesem Geist. 
Die Sandinistas haben eine weilere Lektion daTÜber ertei lt, was revolu· 
tionärer GeiSt vermag. Menschen mit schwachem Charakter .... erden 
niemals einen solchen Sieg erringen. Der revolutionlire Geist ist in der 
Lage, solche großen Ziele zu erreichen. 
(Quelle: Prensa Latina, Havanna. 26. 7. 1979) 
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Mexiko 
Zwei Ereignisse haben in jüngster Zeit die Aufmerksamkeit auf 
Mexiko gelenkt: der Ofboom, der vor dem Hintergrund der 
Energiekrise ein gesteigertes Interesse der US-Administration 
an den Ressourcen des Landes wachrief und bis heute tei/weise 
heftige Kontroversen zwischen den Regierungen der beiden 
Uinder ausl(Jste; und die politischen Reformen, die erstmals 
den Monopolan$pruch der seil 50 Jahren regierenden Partei der 
Institulionalierten Revolution (PRI) durchiochert und um ,. 
Juli d. J. zU Parlamentswohlen unter Beteiligung eines breiteren 
politischen Parteienspektrums geführt haben. 
Im neuen Parlament ist die PRI wieder mit 296 von insgesamt 
4(}() Abgeordneten vertreten, Zweitstlirksle Fraktion wurde die 
rechtsgerichtete Partei der Nationalen Aktion (PAN) mit 42 
Mandaten. Als herausragemfstes Ergebnis der Wahlen gilt je­
doch der erstmalige Einzug einer 18 Mann starken Linkskoali­
tion unter FUhrung der Mexikanischen Kommunistischen Partei 
(MKP) ins Parlament. Die MKP, die bis 1I0rkurz.em in die Hai­
billegalitlit gezwungen war, und jetzt das erste Mal an Wahlen 
teilnehmen konnte, wird damit zur drittstlirksten pOlitischen 
Kraft Mexikos. Die restlichen Sitze lIerteiien sich zu jeweils 12 
auf die 1I0n der PRI abh/ingigen Gruppierungen, die AUihenti­
sehe Partei der Mexikanischen Rellolution (PARM) und die So-­
zialistische Volkspartei (PPS). Die'/inksreformistische Soziali­
stische Arbeiterpartei (PST) errang elf Sitze, die rechte Demo-­
kratische Partei Mexikos (PDM) neun. 
Die Sitz verteilung spiegelt jedoch das ta/sachliche Krliftever­
hOltnis aufgrund des undemokratischen Wahlsystems nicht pro-­
portional wieder. So errang die PRI von den etwas mehr als 20 
Mio abgegebenen Stimmen (das sind weniger ais 50 % der 
Wahlberechtigten) nach ersten WahlaustJihlungen lediglich 
knapp aber 504' •. Der Stimmanteil der Unkskoafition liegt 
hiernach bei aber 12 %. Die Wahler!o/ge der Unksparteien 
wurden vor allem in den großen Industri~enlren des Landes er­
rungen: in_ Guadelajara, der z,'K'eitgrlJßten Stadt Mexikos, kam 
die Unkskoalition auf aber /5 %, in Mexiko-Stadt auf knapp 
15%. 

Gespräch mit Enrique Semo 

FRAGE: Ein auffallendes Charakteristikum der mexikani­
sehen Entwicklung ist die Stabilität seines politischen Systems. 
Der mexikanische Staat gilt ei nmal als der Garant einer eigen­
ständigen bü rgerlichen Entwicklung, zum anderen aber engt er 
das freie Spiel der ,bürgerlichen Kräfte' wei tgehend ein. Wel­
chc:s sind die Grundzüge dieses pOlitischen Systems? 

E. SEMO: Zuerst einmal gilt es festzuhalten, daß die Entwick­
Jung des mexikanischen Kapitalismus in allen seinen Etappen 
vom ersten Moment an durch eine sehr umfassende, sehr ein­
schneidende Interllention des Staates in den ökonomischen Pro­
zeß charakterisien wurde. Das gab dem mexikanischen Staal ei­
ne ",aße Bedeulung im ökonomischen und sozialen Leben des 
Landes. 
Zum zweiten entstand der mexikanische Staat aus einer Revolu­
tion und er konsolidierte sich als Staat durch eine sehr weite Ko­
alition 'von Kräften, die das gesamte politische Leben des Lan· 
des innerhalb des Staates konzentrieren konnte. Mexiko ist ein 
Land mit einem außerordentlich limitierten zillilen Leben, d. h. 
der Staat intervenien in allen Aspekten des Lebens des Landes. 
Drittens handelt es sich um einen Staat, der in hierarchischer 
Weise zentralisiert ist und in dem der Prlsident der Republik ei­
ne Rolle spielt, die allen anderen Gewalten lotal übergeordnet 
iSI; lIon daher gibt es keine Gewaltenteilung. 

1& 

Das nachstehende Gesprllch mit Enrique Semo, das M. Braig 
und M. LtJ!fler von der Freien Universitöt Westberfin in 
Mexiko--Stadt fahrten, verdeutlicht die seit den großen Massen­
bewegungen von 1968 im pOlitischen System eingetretenen Ver­
önderungen und die dahinterstehenden sozialen Prozesse. E. 
Semo ist Professor fur Wirtschaftsgeschichte an der wir/­
schajrswissenschaftlichen Fakuftat der Nationalen A ulonomen 
UnhoersitOt 1I0n Mexiko (UNAM) und Mitglied des Zentralko­
mi/ees der MKP. 
In einer Erk/Orung vom /4. Juli hat die Unkskoalition eine erste 
Einschtltzung des Wahlausgangs \'('rlJ!!entlicht, die zugleich die 
wichtigsten Aufgaben in den kommenden sozialen und poli/i­
schen Auseinandersetzungen in Mexiko benennt. Dazu gehOrt 
auch das Ringen um die Frage, in wessen Interesse der neu ent­
deckle Erc/(jlreichtum des Landes genutzt wird. Mit rund 40 
Mrd gesicherten und l1'eileren geschlitzten 45 Mrd Barrel an 
potentiellen O/reserven z/ihlt Mexiko heute zu den LlJndern der 
westlichen Hemisphllre mil den reichsten Vorkommen. Vor 
dem Hintergrund der TellolutionlJren Entwicklung im Iran und 
der von den Olkonzernen heraufbeschworenen Energiekrise 
mOchte sich vor allem die Carter-Administration den Zugriff 
auf diese Reserven sichern. Nach zwei erfolglasen Gipfeltreffen 
zwischen dem mexikanischen Prlisidenten Lopez Portilfo und 
Corter hat Washingron nunmehr alle Register des diplomati­
schen und pOlitischen Drucks gezogen. Portilfo soff 2!U einem 
langfristigen bila/eralen Ueferabkommen, das praktisch alle 
Ofreserllen einschließt, gebracht werden. In Mexiko selbst, das 
aber leidvolle historische Erfahrungen mit US-In/erventionen 
verjUgt, ist eine solche Politik allerdings eher da2!u geeignet, Er­
innerungen an die Zeit des "großen Knüppels" wach2!urujen. 
In der sich im Lande entwickelnden Debaffe über die Ver'<'t'n­
dung der Olvorrlite schOlt sich ein breiter Konsens dariJber her­
aus, die Ressourcen in den Diensi einer nationalen Industriali­
sierung 2!U stellen, die Exporte auf ein gemiJßigtes QuarNum 2!U 
begrenzen und die Abhiingigkeit von einem ein;:igen Olabneh­
mer 2!U vermeiden. 

Risse im System 
Damit habe ich, glaube ich, eine Vorstellung lIon einem wenig 
demokratischen Staat gegeben in Bezug auf die Formen der 
Mitbestimmung im politiSChen Leben des Landes. Trotzdem 
dürfen wir nicht glauben, daß es sich hier um eine Diktatur han­
delt, wie andere Diktaturen Lateinamerikas. Es handelnich um 
einen Staat, der durch zwei fundamenta le Transformations!» 
rioden legitimien wurde: die Rellolution lIon 1910 bis 1920 und 
die Transformationen von 1935 bis 1919 sowie die Verfolgung 
einer bürgerlich-reformistischen Politik anschließend, d . h. ei­
ner Politik, die in gewissen Momenten auf den Druck der Mas­
sen mit adäquaten Konzessionen eingeht. 

FRAGE: An anderer Stelle haben Sie 1I0n einer "barbarischen 
Demokratie" gesprochen. Was sind die weileren Besonderhei­
ten dieses Staates? 
E. SEMO: Zunächst einmal gibt es kein Parteiensystem und 
kann es auch aufgrund des Wahlsystems der Partei der Instit u­
tionalisierten Revolution (PR I), keines geben, weil das Wahlsy­
stern auf einer Dominanz einer einzigen Partei beruht. Damit 
einher geht die Tatsache, daß der Staat die Entwick lung der 
nichtstaatlichen Organisation erstickt. Er hat die Tendenz. die 
Gewerkschaftsbewegung, die Bauernbewegung und selbst die 
Umernehrnerorganisation zu kontrollieren. Unter diesen Bedin­
gungen kö nnen die verschiedenen Krane des Landes keinen re-



präsentativen Charakter erlangen, können sie ihre Interessen 
nicht in einer normalen parlamentarischen Form zum Ausdruck 
bringen. Auch die drei Gewalten können kein unabhängiges p0-

litisches Leben em fal ten. In Mexiko gibt es keine legislative Ge­
walt, keine judikative und keine exekutive. Obwohl sie formal 
sogar in einer höchst entfalteten Form vorhanden sind, so sind 
sie in der Praxis doch alle durch die Exekutive erstickt. Alles 
dies verhindert das Typische an einer kapitalistischen Gesell­
schaf! , d. h. die Möglichkeit des parlamentarischen Ausdrucks 
unterschiedlicher gesellschaftlicher Interessen, die Möglichkeit, 
in einem parlamentarischen Rahmen die Interessenwidersprtl­
ehe zu schlichten, in einem Rahmen, der eine gesellschaftliche 
Kontinuität vor dem Hintergrund eines relativ offenen Klassen­
kampfes garantiert. 
FRAGE: Welche Klassengrundlagen hat dieses pOlitische Sy­
stem'! 
E. SEMO: Was man bertlcksichtigen muß, ist, daß unser 
Land, obwohl es ein kapitalistisches Land bzw. ein überwie­
gend kapitalistisches Land ist, ei ne heterogene Sozialstruktur 
hat. Die beiden Grundklassen sind schon die Bourgeoisie und 
das Proletariat. Ich glaube, daß jede Analyse der Sozialstruktur 
von diesen beiden Grundklassen ausgehen muß. Trotzdem muß 
man daran erinnern. daß es sich um ein Land handelt, dessen 
Entwicklung sehr heterogen ist, und das hat seine Einnüsse 
nicht nur auf die zwei Klassen, sondern auch auf die Bedeutung 
der nicht proletarischen bzw. nicht bourgeoisen Klassen. 
Das gru ndlegende Charakterist ikum Mexikos, das es auch von 
der Mehrheit der lateinamerikanischen Länder unterscheidet, 
besteht darin, daß die Großgrundbesitzer als Klasse seit langem 
liquidiert wurden. Es gibt Sektoren der Bourgeoisie, die Grund­
besitzer sind, zur gleichen Zeit aber industrielles, kommerzielies 
Eigentum oder dergleichen besitzen. Man kann aber nicht wie 
in Brasilien, Argentinien oder anderen lateinamerikanischen 
Ländern von einer Klasse der Großgrundbesitzer sprechen. 
Zum zweiten kann man in Mexiko nicht von einer Schicht der 
nationalen Bourgeoisie sprechen wie sie im Konzept der dritten 
Internationalen verwandt wurde, d. h. ein Sektor der Bourgeoi­
sie. der noch nicht sein Ziel der nationalen Machtergreifung re­
alisiert hat , und daher als Hauptfeind den Feudalismus und den 
Imperialismus hat, und der daher wiChtige revolutionäre und 
antiimperialistische Reserven besitzt. 
Wir glauben nicht, daß man in diesem Sinn in Mexiko von einer 
nationalen Bourgeoisie sprechen kann . Dies vor allem auch des­
halb, weil die Bourgeoisie schon du rch die Revolution in ihrer 
politischen Macht gefestigt wurde und von dieser Position aus 
ihre Beziehungen zum Imperialismus bestimmt. 

FRAGE: Wie macht sich dieses Verhält nis des mexikanischen 
Kapitals zum Imperialismus geltend'! Wie ist z. B. der Einfluß 
des AuslandSkapitals'! 

Amuiibcm.hme oo sw.'<prbid<nt<n l.. PQnillo (I,)..,.. v""""" " L Ed><><rria ( r.). 

E. SEMO; Zwischen den m-exikanischen Monopolen, welche 
zweifellos die dominierenden in Bezug auf den Kapitalanteil 
sind, denn 80 lIJo des Monopolkapitals ist mexikanisch, und den 
ausländischen Monopolen entwickelt sich zunehmend eine en­
gere Verbindu ng. Von daher erklärt sich, daß die lokalen M(). 
nopole ihre Zukunft nur in der Integration mit den internati(). 
nalen Monopolen besitzen. Diese wiederum können auf dem 
mexikanischen Markt nicht agieren, ohne in Verhandlungen mit 
dem lokalen Kapi tal einzutreten und ihm Konzessionen zu ma­
chen. Also handelt es sich um eine einerseits an die ausländi­
schen Interessen gebundene Bourgeoisie. andererseits um eine 
Bourgeoisie mit eigenen Interessen. 
Es ist keine Kompradorenbourgeoisie, es ist eine Bourgeoisie 
mit eigener Macht und Einfluß. Es handelt sich um Spießgesel­
len, unter denen die Machtverhältnisse in ständiger Bewegung 
sind. In bestimmten Zweigen zwingt die mexikanische Bour­
geoisie die Fremden, Konzessionen zu machen, in anderen ge­
schieht das Gegenteil, ein ständiges Hin und Her zwischen den 
beiden. 

FRAGE: über welche politischen Kanäle machen die herr­
schenden Klassen ihren Einfluß geltend'! 
E. SEMO: Die monopolistische Großbourgeoisie hat keine p0-

litische Partei. Das besondere dieser Bourgeoisie ist, daß sie 
spät in die politische Geschichte des Landes kam und sie sich 
nun gezwungen sieht, ilber politische Organisationen zu agie­
ren, ilber die sie keine vollständige Kontrolle hat. Sie hat zwar 
das gesamte Regierungssystem infiltriert; aber man kann den­
noch nicht sagen, daß es eine exklusive Organisation der Bour­
geoisie sei. 

Induslriekammernsystem und Regierung 

FRAGE: Was bedeutet dies konkret'! 
E. SEMO: Die Patrones (Fabrik- und Großgrundbesitzer) sind 
nicht o ffiziell in die PRI integriert. Ich bestehe darauf, daß die 
PRI eine Föderation der Massenorganisationen unter der Kon­
trolle der Regierung ist. Die Patrones sind in Industriekammern 
organisiert und zwar in Obligatorischer Weise. Jeder Patron 
muß einer Kammer angehören, und die Regierung versucht, die 
Kontrolle Ober diese Kammern zu erlangen. 
Die Kammern sind nicht von der Regierung abhängig; dies 
bleibt ein umkämpftes Feld. Aber es gab eine Zeit, in der sie t(). 
tal abhängig von der Regierung waren. Ein umkämpftes Gebiet 
insofern, als der Einfluß der Regierung und der Sektoren der 
Bourgeoisie, die am meisten betroffen sind , 'um die Kontrolle 
dieser Kammern kä mpfen, wobei die großen Monopole und die 
Großbourgeoisie ihre eigenen Krä fte von der Regierung ge­
trennt halten wollen. In jil ngster Zeit haben diese Kammern ein 
starkes politisches Leben entwickelt. Vor den Wahlen waren sie 
formale Automaten. Heute liefert man sich wahre interne 
Schlachten, wer der Kammer präsidiert filr ein Jahr, wer den 
Haupteinfluß hat. Es gibt sehr viele Kammern; es gibt kontrol­
lierte Kammern, es gibt Kammern, die total von den Monopo­
len kontrolliert werden und es gibt große Föderationen der 
Kammern der kommerziellen Assoziationen und der Industrie­
verbände. 

FRAGE: Welche Bedeutung hat in den letzten Jahren die Ar­
beiterklasse Mexikos gewonnen, besonders vor dem Hinter­
grund der Proletarisierung der Bauernschaft? 
E. SEMO: Die mexikanische Arbeiterklasse hat sich in auße­
rordentlicher Weise vergrößert. Man kann sagen, daß heutzuta­
ge schon die Mehrheit der Arbeitenden des Landes Lohnabhän­
gige (obreros asalariados) sind . Zu diesen lohnabhängigen Ar­
beitern gehören die Industriearbeiter ebenso wie die Landarbei­
ter. Und an dieser Stelle gilt es. folgendes zu klären: Während 
der letzten 20 bis 25 Jahre wuchs und konsolidierte sich sehr 
schnell eine weite Schicht von Landarbeitern, von agrikolen 
Proletariern. Leute, die ihr Haupteinkommen aus dem Lohn 
beziehen, die nicht immer ausschließlich Lohnabhängige sind, 
die ein kleines StOck Land haben können. das aber nicht aus-
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Mexiko-Daten 
Territorium und 8evölkerung: 1,97 Mio qkm (8fache Größe der 
BRD); 66,9 Mio Einwohner; jährliches Bcvölkerungsw8chslum 
(1978): 2,9 oie. 
Hauptstadt: Mcxiko-Stadt, ca. 15 Mio Eiß,,'ohner. 
Religion: 95 'Ta katholisch, S 'la evangelisch. 
Währung: I rnajkanischer Peso .. O, 12 DM 
Wlrlschdts- und Sozialstruktur: Mexiko ist ein Laud mit minlerem 
kapilalislischem EmwickJungsniveau, mit ausgeprägten Merkmalen 
der Abhängigkeit ußd starken regionalen sowie sektoralen Entwick­
lungsunterschiedcß. 1978 betrugen die Anteile einzelner Sektoren 
zum Brulloinlandprodukl: 
Land-, Vieh- und Fischwirtschaft 8,7 "10 
Erdöl 3,8 % 
Verarbeitende Industrie 23,9 % (1977) 
Baugewerbe: 5,0 % 
Transport- und Nachrichtenwesen 4, I % (1977) 
Handel 30,0 '70 
Sonslige 24,S '10 
Von der männlichen erwerbstlltigen Bevölkerung sind (1976) 40,S I{o 

in der Land-, Forst., Vieh· und Fischwirtschaft, 24,6 "10 in der ex· 
traktiven und verarbeitenden Industrie sowie im Baugewerbe und 
34,9 % im Handels- und DienslleistungsseklOr beschäftigt. Die 
durchschnittliche Steigerungsrate des Brulloinlandprodukls (1978: 
I 786,6 Mrd Peso zu IFd. Preisen) lag zwischen 1960 und 1977 bei 
6 ~, (real). Wichtigste Rohstoffe sind Erdöl (Tagesförderung 1979 im 
Durchschnitt 1.3 Mio Barrel), Erdgas, Steinkohle, Eisenerz, Kupfer, 
Blei, Zink, Mangan, Cadmium. Gold, Silber und Quecksilber. 
Lage der Bevölkerung: Nach inoffiziellen Schätzungen sind gegen· 
wärtig 5-7 Mio Mexikaner lIrbeiblos. Einer Lohnsteigerung von 
9- 10 117, stand 1977 eine Innationsrate von 21 1170 gegenObt'r. 1978 
betrug die staatlich verordnete Mindestlohnerhöhung 12 0/0 . die offi· 
ziell ausgewiesene Innationsrate 15,4 'io . Allein in Mexiko-Sladt stie· 
gen die Nahrungsmillelpreise im ersten Halbjahr 1978 jedoch schon 
um 24.4 1170. 
Ober 20 1170 aHer Mexikaner sind Analphabeten. 
Außenwirtschaft: Größte Handelspanner sind beim Import die 
USA. Japan und die BR D, beim Export die USA, Brasilien und die 
BRD. HauptexportgOter waren 1978 land· und fischwirtschaftliche 
Produkte (25,4 'lG ) sowie Erdöl und Erdölderivate (30,9 117~). Die Im· 
porlStruktur wurde zu 47,8 010 von Rohstoffen und Halbwarcn und 
zu 34,6117, von Kapitalgütern bestim mt. Die KonsumgOterimporte 
machten 6, I Ol, der Gesamtimporte aus. Die öffent liche Auslandsver· 
schuldung hat sich von 12,2 Mrd Dollar (1975) auf 26,2 Mrd Dollar 
(1978) mehr als verdoppelt. Größter Auslandsinves tor in Mcxiko sind 
die USA. Die wcstdeutschen Direktinvestitionen beliefen sich 1978 
auf 766, 1 Mrd DM gegenüber 462, 1 Mrd DM 19" . 
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Entstchung mehrerer Hochkulturen, darunter von Teo­
tihuaclln, Tolteken. Azteken und Mayas 
Spanischc Eroberung Mcxikos durch Hernän Cortez 
Unabhilngigkcitsbewegung gegen Spanien 
Ausrufung der Vereinigten Staaten von Mexiko 
Mexikanisch. nordamerikanischer Krieg 
FranZOsischc Intervention unter anfänglicher Beteili· 
gung Großbritanniens gegen Mexiko 
Diktatur des Gellcrals Diaz 
Mexikanische antifcudale Revolution 
Annahme cincr bOrgcrlich-dcmokratischen Verfassung 
Ermordung des Rcvolutionsfllhrers Zapata; Gründung 
der Mexikanischen Kommunistischen Partei 
Bürgerlich·demokratische Regierung Cardenas' 
Nationalisierung der Eisellbahnen und aus!andischell 
Erdölgesellschaftcn; Umbildung der nationalrevoluti0-
nIIren Partei in die Partei dcr Mexikanischen Rcvolu· 
tion 
Umbildung der Panei der Mexikanischen Revolution in 
die Partei der Inst itutionalisierten Revolution (P R]) 
Mexiko lehnt auf der X. Interamerikanischen KonFe. 
renz die Resolution zur" Vcrteidigung der wcstlichen 
Hemisphäre gegen den Kommunismus" ab 
Verrolgungswelle gegen dic Linkskräfte 
Mexiko lehnt die Verurtcilung Kubas ab 

re icht um zu aberleben , und die teil· und zeitweise auch a ls 
Kleinpächter arbeiten, sich aber immer mehr dem Status des 
Loh nabhängigen nähern. Dieser Prozeß der Formierung dieses 
agrikolen Proletariats ist noch nicht abgeschlossen, ist noch ein 
P rozeß in der Bewegung, Aber man sollte nicht weiterhin von 
einem Mexico agrario sprechen, dessen eine Hälfte noch bäuer· 
lieh sei. Dies wäre total falsch und wUrde eine falsche Vorstel­
lung vom Lande geben. 
Das agrikole Prolelariat hat zwar einige kleine Gewerkschaft­
sorganisationen, 95 '10 sind jedoch nicht gewerkschaftl ich orga· 
nisiert. Denn bis heute war das Bewußtsein dieser Sektoren ein 
.bäuerliches Bewußtsein und kein proletarisches. So organisier­
ten sie sich hauptsächlich in Bodenbiltsteller-Organisationen, 
anSlatl gewerkschaftlich. Es hat sie viele Jahre gekostet. zu er· 
kennen, daß dies eine Einbahnstraße ist. 
Das IndustrieprOletariat charak terisien sich durch seine enorme 
Heterogenität: Heterogenität der Einkommen, der Arbeitsbe­
dingungen, Heterogenität in seinen Produktionsbeziehungen, 
in sei nem Bildungsstand usw. Zudem ist das mexikanische Pro­
letariat in seiner Mehrheit neu fo rmiert . Das soll nicht heißen, 
daß das mexikanische Proletariat zur Gänze neu sei, denn es 
gibt ja schon ein Jahrhundert der Geschichte der mexikanischen 
Arbeiterk lasse. Aber viele Kerne sind neu formierte Kerne, und 
erst seit einigen Jahren wickelte sich der Prozeß des Zunusses 
aus dem Lande in diese proletarischen Sektoren ab. 
FRAGE: Wie haben sich diese bedeutenden sozialen Verände· 
ru ngen auf das Kräfteverhältnis innerhalb der PRI ausgewirkt? 
E. SEMO: Wenn man die PRI als eine Vereinigung unter­
schiedlicher Volksorganisationen unter der Kontrolle des Staa· 
tes betrachtet, als eine Partei mit eigener Kraft (sie ist eine Fö' 
deration, der Gipfel einer Reihe von Massenorganisationen jeg­
lichen Typus, Gewerkschafts- wie Bauernorganisationen, politi. 
schen Parteien usw .), wenn man also die P RI so betrachtet, 
dann hat sich das Kräfteverhältnis radikal gewandelt. Früher 
herrschten die Mittelschichlen und die Klei nbourgeoisie vor. 
dann kamen die Gewerkschaftsorganisationen und fast auf glei· 
cher Ebene die bäuerlichen Gewerkschaften. Dies war vor 30 
Jahren. Heute hat sich das Kräfteverhältnis verändert. An er­
ster Stelle stehen heute die Gewerkschaflsorganisationen . Sie 
konzentrieren die wichtigste, mobilstc und aktivste Masse des 
Landes auf sich. Erst danach kommt die Kleinbourgeoisie und 
weit abgeschlagen dahinter, mit einem enormen pOlitischen Ka­
pazitätsverlust, kommen die Bauern. 
Seit den 60er Jahren, mit der wirklichen Entwicklung der Indu­
strie, mit dem Entstehen einer Arbeiterklasse von 5 Mio, mit 
dem Heranwachsen einer breiten, sehr zahlreichen und relativ 
gebildeten Kleinbourgeoisie mit eigenen politischen Interessen, 
mit dem Heranreifen von bäuerlichen Sektoren, die sich mehr 
und mehr polit isieren. ist der Staat nicht mehr fä hig, diesen so­
zialen und ökonomischen Strukturen zu entsprechen. Aber es 
gibt auch andere fundamentale Grü nde. Der herrschende Block 
(u nd es ist sehr wichtig hier zu verstehen, daß es sich um einen 
Block handelt) - es handelt sich hier um eine Allianz, um eine 
historische Allianz, d ie der mexikanischen Bourgeoisie mit vor­
herrschenden Sektoren der Kleinbourgeoisie, der Gewerk· 
schaftsbürokratie, mit den Staatsangestellten und sogar mit pri· 
vilegierten Sektoren der Arbew.erklasse gelungen war - dieser 
Block leidet nun vor allem unter den Auswirkungen der Ver· 
schärfung des Klassenkampfes. Es wird zunehmend schwieriger 
für die Bourgeoisie, vor a llen Dingen rur die Großbourgeoisie, 
ihre Allianz mit der Kleinbourgeoisie und den Sektoren der Ar­
beiterklasse usw. aufrecht zu erhalten. 
FRAGE: In diesem Zusammenhang ist oft von einer "politi· 
schen Krise" die Rede. 
E, SEMO: Die Krise des mexi kanischen Staates rührt aus der 
Tatsache, daß die ökonomische und soziale Entwicklung des 
l andes sehr viel schneller voranschritt a ls seine polilischen 
Überbaustrukturen. Fast alle ausländischen Besucher sind von 
diesem fundamentalen Widerspruch beeindruckt: die relativ 
fortgesc hrittene Entwicklung der kapitalistischen Ökonomie 
und der sehr pri mitive Charakter der pOlitischen Strukturen. 



Wie man weiß, fördert die typische Organisation des Staates des 
Kapital ismus eine Flexibilität, die das freie Spiel der verschiede­
nen Schichten, der verschiedenen Interessen der Bourgeoisie ge­
maß den Notwendigkeiten der Entwicklung des Kapitals selbst 
ertaubt. Es ist offensichtlich, daß ein System, das das zivile Le­
ben, das Pa rteiensystem und das nexibte Spiel der Widersprü­
che durch die Absorption der Widersprüche durch die eine herr­
schende Klasse abtötet, kein - einem relativ fon geschrittenen 
Kapitalismus - adäquates System ist. Dieses ist der Grunda­
spekt , die Basis der politiSChen Krise. 

Die polilis:che Reform - ein Erfolg der Linken 

FltAGE: Welche Bedeutung hat vor diesem Hintergru nd d ie 
Reform der politischen Strukturen des mexikanischen Staates in 
den letzten Jahren'? 
E, SEMO: Die politische Reform ist d ie Frucht harter Kämpfe 
des mexikanischen Volkes, vor allem in den Jahren 1958-1968. 
Es handelt sich um keinerlei grandiose Konzession seitens der 
Bourgeoisie. Sie hat viel Tote, viele Opfer und eine sehr harte 
Haltung sei tens bestimmter Organisationen der Linken, unter 
ihnen der MKP, gefordert, um die Straße, das Recht der Mei­
nungsfreiheit zu gewinnen,. um damit die Regieru ng auf Kon­
zessionen des demokratischen Typs zu verpnichten. Das gi lt es 

an erster Stelle zu verstehen und das wird heute schon manch· 
mal bei der Analyse der Situation Mexikos verg~n.. . Die 
politische Reform ist c-in großer Sieg der Krtfte des Volkes und 
zu einem guten Teil der mexikanischen KP. 
Zudem muß man im Auge behalten, daß die demokralische Re­
form zur Zeit noch eine re la tiv reduzierte Reform ist . Ihre 
Hauptaspekte liegen in einer Legalisierung der Pressefreiheit , 
der Meinungsfreiheit, der wirklichen Versammlu ngsfre iheit , 
weil die Gesetze bisher diese Aktivitäten wirklich nie verboten 
haben. Die mexikanische Verfassung ist eine relativ fortsc hritt­
liche Verfassung, aber sie existierte in der Praxis nie, vor allem 
nicht für die linke Opposition. 
Der erste Fortschrin war der Respekt den existierc-nden'Geset­
zen gegenUher, und seit etwa vier Jahren gibt es ein relat iv de­
mokratisches Leben in dieser Hinsicht. Der andere ist die Re­
form des Wahlgesetzes, d ie einer gewissen legalen Vertretung 
der linken und der rechten Opposition die Tür ö ffnet. Eine 
authent ische Opposit ion ist nur in einer einzigen Kammer, der 
Abgeordnetenkammer, möglich, während ihr alle anderen Or­
gane verschlossen bleiben. In Bezug auf die Abgeordnetenkam­
mer erlaubt die Reform höchstens 1/ 3 der Stimmen für die Op­
position. Daher handelt es sich um eine höchst limitierte Re­
form, die nur ein Minimum gibt. Zugleich bedeutete dies aber 
für das Land einen wesentlichen Schritt nach vorne in der Ge­
sundung des nationalen Lebens. 

Erklärung der mexikanisehen 
Linksparteien zum Wahlausgang 

I . Der wichliaste Aspekt dn" Wahlen des I. Juli ist die Vn"größtTung 
des Wlhlereinnusses der Linkskoalition und anderer demokratischer 
Orpnisatio~n. Dieses Ergebnis wurde erreicht trOtz einer Menge an 
Unregelmäßigkeiten. Manipulationen und illegalen Handlungen. die 
dem Betrug vorausgegangen waren und die das Wahls)'stem charakteri­
siert haben. Von den potitischen Tendenzen verschiedener Schattierun­
gen, die sich bei den Wahlen zusammengefunden haben, zeigten nur die 
linken Tendenzen eine Steigerungsrate. Wenn man die Zahl der Stim­
men und die Prozents.ltze vergleicht, zeigt es sich ei ndeutig. daß die 
PRI erheblich abgenommen hat. Genauso ging es der Hauptpartei der 
rechten Opposit ion. der Partei der Nationalen Aktion. 
Die Linkskoalition. die unter dem Emblem der Mexikanischen Kom· 
munistischen Partei (MKP) den Wahlkampf gefllhrt hat, wurde die 
driUstlrkste politi5che Kraf, des Landes. Dieses Ergebnis beweist, daß 
die Arbeiter. Landarbeiter. die Intellektuellen, die Jugend und mehrere 
Sektoren der Miuelschichten die unabhlnaige, revotu tionäre und sozia, 
listiscllc Linke unterstützt haben. Sie haben mit ihrem Stimmzenel die 
Die Wahlen, die am letzten I. Juli stattgefunden haben, waren die er­
sien sei t der Reform des Wahlgesetzes, das die Möglichkeit fIIr die Be· 
teiligung vOß andereß Parteien und polit ischen Orpnisationen eröffne­
te; sie haben die Verlinderußgen gezeigt . die sich innerhalb der nationa­
len Kräfte vollzogen haben - die WUnsche der breiten Massen und die 
dringenden Bedurfnisse in Bezug auf die Demokratisierung des politi­
schen Lebens. Die Parteien der Linkskoalition sind der Meinuna. daß 
die Eraebnisse der kijrzlichen Wahlbefragung Objektiv bilanzin"t wer­
den mUssen als Buis für alle politischen Kräfte zur Orientierung ihrer 
Aktionen rur die nächste Zukunft. Darur fehlen noch die örrentliche 
Bekanntmachuna der offiziellen Ergebnisse und ei~ genaue Analyse 
des Wahlvorpngs. Jedoch haben wir uns rur die Veröffentlichung eini­
aer unserer ersten Schlußfolgerungen entSchieden. die die gemeinsame 
Meinung unserer Parteien leitungen ausdrtldo:en. 
Entwicklung verurteilt, die du Land zu einer galoppierenden Arbeits· 
losigkeit, zur Entwertung des Peso und zur Inflat ion, zu einer ,hroni· 
schen Agrarkrise und zur Unter .... ·erfuna unter den Internationalen 
Wlhrungsfond (iWF) gefUhrt hat. Standesscn unterstUtzten sie die de­
mokratische und sozialistische Alternative, die sich in der Wahlplan· 
form der Koalitionsparteien niedergeschlagen hat, sowie auch die un­
abhlnaige Politik gegenüber der Regierung und die Taktik, den Weg zu 
ebnen für die Verstarkung der Einheit aller linken demokratischen 

Krlifle. 
2. Die Ergebnisse, die von der Linkskoalit ion am l. Juli erreicht wor· 
den sind. sind eine Folge ihres Programms und ihrer Taktik. Sie sind ei, 
ne Folge des Be ..... ußtseins. der Enerale. des Enthusiumus und dn" Dis­
ziplin der Mitglieder unserer Parteien und des Beitrages tausender par­
teiloser BUrger, die sich am Wahlkampf der Linkskoalition beleiligt ha­
"',. 
Die Stimmenergebnisse. die von der Linkskoalition erreicht wurden. 
beweisen, daß das was die Massen heutzutage mobilisiert und zusam· 
menbringt. eine wi rtschaft liche, politische, soziale und kulturelle Alter· 
native mit einem tiefgrei fendeß lin\(en demokratischen Inhalt ist, die 
den Weg fUr die von unseren Parteien angestrebten sozialistischen Ver· 
änderungen öffnen soll. 
Die MKP hat sich mit den Parteien der Linkskoalition bemüht. sektie· 
rerische Auffasst:ng.:n über die gegenwlirlige Lage und die Aufgaben 
der Arbeiterklasse zu überwinden, durch die dringende demokratische 
Forderun~e!l nicht ber1lcksichtigt wurden. die rur das Proletariat sowie 
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fIIr die Miuels,hichten und sogar fIIr best immte Schkhten der Bour­
geoisie von Interesse sind. Abgelehnt wurde aber auch jene opportuni­
stis,he Sicht der heutigen Aufgaben, die versucht hat, den antiimperia­
listischen Kampf von den internen Klassenkampfen zu trennen und den 
ullabhltngigen Charakter der Position der Arbeiterklasse und ihrer Par­
teien gegenOber der herrschenden Bourgeoisie und dem Staat zu schwä­
chen. 
3. Gleichzeitig zeigten diese Wahlen die Grenzen der politischen Re­
form, die von der gegellwänigen Regierung eingeleitet wurde, und die 
G röße der Hindernisse, die einer tiefgrei fenden Erneuerullg des demo­
kratischen Lebens in unserem Lande entgegellstehen. Das drtlckt sich 
in den antikommunist ischen Aktionen aus, die einerseits von der kirch­
lichen Hierarchie und andererseits von reaktionären und faschistischen 
Gruppen durchgefllhrt wurden und zu der die Angstkampagne kam, 
die VOll der Leitung der P RI angezettelt worden ist. 

Antidemokratisches Wahlsystem 

Am Tag der Wahlen und in der Zeit zwischen den beiden Wahlgängen 
wurden bei der Stimmenauszählung die niederträcht igsten, betrüge­
rischsten Methoden angewendet, die das mexikanische Wahlsystem in 
Verruf brachten: Ablehnung des Zugangs fIIr die Repräsentanten der 
Oppositionsparteien zu den Wahlurnen, Verfälschung der Ergebnisse, 
niegende Brigaden, die sich weigerten, Wahlprotokolle zu liefern, und 
die Überweisung von StimmeIl an Parteien, die die PRI tu begünstigen 
versuchten. 
Die Wahlen haben die Notwendigkeit der Existenz eines korrek ten 
Wählerverzeichnisses und die Nachlässigkeit des gegenwärtigen Wahl­
mechanismusses ans Licht gebracht. Die Wahlen haben weiterhin ge­
zeigt, daß die komplizierten Methoden und die Verzögerungen wäh­
rend der Stimmenauszählung vorgC5ehen waren, um die Ergebnisse zu 
manipulieren - einige von ihnen sind das Fundament, worauf das anti­
demokratische Wahlsystem beruht. DiC5e Millel wurden von der natio­
nalen Leitung der PR I in Kompl izenschaft mit Wahlbeamten, Stadtdi­
rektoren, Häuptlingen und einigen Gouverneuren benutzt, um die Er­
gebnisse der Wahl am erSten Sonntag im Juli zu deformieren. 
4. Die Hauptgrtlnde des hohen Anteils von Stimmenthaltungen bei den 
Wahlen sind im antidemokratischen Wahlsystem und in der tiefverwur­
zelten Korruption im Apparat der PR I zu suchen. Das Volk glaubt 
nicht an die Echtheit der Wahlkämpfe, und C5 hat nicht gereicht, daß 
sich drei neue Parteien regislrieren ließen, um das Vertrauen von Mil­
lionen Bürgern für die WahleIl zu wecken. 1m ~l. Parlament wird -
wie in den letzten 30 Jahren - eine Minderheit repräsentiert. Die Stimm· 
enthaltung drtlckt auch die polit ische RU<:kständigkeit in den vom Sy­
stem am Rande der Gesellschaft gehaltenen Teilen der Bevölkerung, 
vorwiegend auf dem Lande, die Schwäche der Parteien. das niedrige 
Niveau der Wahlkämpfe und hauptsächlich die Prak tiken der PRI aus, 
die jeder Debatle oder jeder ideologischen Konfrontation während des 
Wahlkampfes ausgewichen ist. 
Der hohe Prozentsatz an Stimmenthaltungen kann die Linkskoalition 
nur zu folgender Schlußfolgerung veranlassen: Kampf rur die Demo­
kratisierung des polit iSChen Lebens zu intensivieren, die Beteiligung der 
Bürger an Angelegenheiten, die sie angehen, zu erhöhen und den ideo­
logiS<:hen, politischen und organisatorischen Einfluß unserer Parteien 
~u verstärken. 
5. Als Ergebnis der Wahlen wird der Linkskoalition eine Gruppe von 
Abgeordneten zur Verfügung stehen, die das Versprochene einhalten 
werden, nämlich für die Inhalte der Wahlplattform zu kämpfen, die 
wir während des Wahlkampfes entwideh haben; sie werden die grund­
legenden politischen Funktionen der Abgeordnetenkammer w iederher~ 

stellen und eine enge Verbindu ng ~wischen der Massenbewegung und 
der parlamentarischen Aktion herstellen. Die Parteien der Linkskoali­
tion werden die Versprechen erfüHen, die sie den Wählern gegeben ha­
ben, sie werden einen systematischen Kontakt mit ihnen halten und sie 
ständig über ihre Arbeit informieren. 
Sowohl bei den Aktivitäten im Abgeordnetenhaus als auch bei ihrer 
täglichen Arbeit werden sich unsere Parteien auf vier wichtige Aufga­
ben konzentrieren: 
11.) auf diejenigen, die mit dem Erringen der Unabhängigkeit und der 
Demokratie der gewerkschaftli<:hcn Organisationen verbunden sind; 
auf eine allgemei ne Amnestie, die alle aus politischen Gründen Gefan­
genen, Verurtei lten und Verfolgten umfaßt; auf eine neue Wahlgesetz­
gebung, die auf der proportionalen Reprisentation basiert, auf ein de­
mokratisches Regierungssystem im Bundesmaßstab; 
b) auf diejenigen Aufgaben. die mit der Verbesserung der lebensbe­
dingungen der Arbeiterklasse, der Bauern und des ganzen Volkes ver­
bunden sind, wie~. B. eine allgemeine, außerordentliche Anhebung der 
löhne, Gehälter und Renten; es sollen Gesetze erlassen werden , die ei­
ne Loh nskala, eine 4O-Stunden-Woche und eine PreiskontrolJe festle-
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gen; der private Großgrundbesitz soll aufgehoben und die kleine Land­
wirtS<:haft unterstüt~t werden; 
<:) es sollen antiimperialistische und antimonopolistis,he Maßnahmen 
wie die Nationalisierung der Nahrungsmillel und der pharma~eutischen 
Industrie sowie Mäßnahmen zur Kontro!!e des Kredi t- und Wechselsy­
stems ergriffen sowie der Entwurf eines nationalen Energieprogramms 
vorgelegt werden; 
d) Entwicklung einer Außenpolitik der Unabhängigkeit, des Friedens 
und der Solidarität mit den antiimperialistis,hen Kämpfen aller Völker, 
insbesondere Lateinamerikas und der Karibik. 
Was die Kämpfe fOr diese Aufgaben betrifft, werden unsere Parteien 
bemüht sein, sich fOr eine unabhängige Massenbewegung einzusetzen 
und Aktionen der Kräfte zu unterstützen, die rür eine Emwidlung der 
Demokratie auf allen Ebenen, fUr die Unabhängigkeit des Landes und 
für eine nationale Entwicklung mit Volkscharakter sind. 
6. Die Linkskoalition ist unter Betei ligung anderer Organisationen, 
linken Bewegungen und wichtigen Intellektuellen- und Jugendkreisen 
gestärkt aus dem Wahlkampf hervorgegangen. Ihr politischer Einfluß 
wird in den Dieru;;t der demokratis<:hen Entwicklung des Landes ge­
stellt, was ein imegraler Bestandteil auf dem Weg zum Sozialismus ist. 
Wir benutzen diese Gelegenheit, um die Dankbarkeit unserer Parteien 
an alle Personen und demokratischen Organisationen zu bekunden, die 
die Plallform und die Kandidaten der Koalition unterstützt und ent­
scheidend zu den erzielten Ergebnissen beigetragen haben. 
Der Wahlkampf hat die Bemühungen unserer Parteien demonstriert, 
alle Organisationen, Parteien und Personen, die eine entschlossene de­
mokratische und linke Position haben, zu vereinen. Wir werden weiler­
hin unsere ganze Kraft einsetzen, um eine polit ische Kraft zu schaffen, 
die fahig ist, die großen wirts<:haftlichen, sozialen und politischen Ver­
änderungen zu vollr,iehen, wovon die demokratische Entwkklung Me­
xikos und sein Übergang zum Sozialismus abhängen. 
Mexiko-Stadt, 14. Juli 1979 
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"A"gypten 

Michel Kamel KeUen für die Opposition 
Am 16. 8. 1979 hab(n di~ Machlorganc des Igyptischen Regi­
mes eine große Verhaftungswelle gegen Führer der patrioti­
schen Linken angezettelt. Das Neue an dieser Aktion: die Raz­
zia ist ausdrUcklich auch gegen die Ägyptische Kommunistische 
Panei (ÄKP) gerichtet. Die Staatsanwaltschaft hai erklärt, 56 
Personen verhaftet zu haben, während Listen der Verhafteten 
besagen, daß diese Zahl weit übersehtinen wurde (bis 22. Au­
gust: 74; Ende August: 200, die Zahl steigt). 
Alle Anzeichen deuten darauf hin, daß die Verhaftungswelle 
weiler anhält. Obwohl die Verhafteten verschiedenste politische 
und ideologische Richtungen vertreten, lautet die Anklagte ge­
gen alle: Zugehörigkeit zur KP Ägyptens. 
Laut offizieller Qegrtlndung hat die ÄKP "das Ziel, Sadats Re­
gime zu stUrzen und es durch ein kommunistisches Regime zu 
ersetzen", so die offizielle Erklärung des Innenministeriums. 
Die Anklage richtet sich weiter gegen die "AufrUhrer", die den 
"sozialen Frieden stören" und darauf aus sind, "die innere 
Front" zu zerstören und gegen die "Friedensinitiative" zu 
kämpfen. Weiler fähn die Erklärung der Staatsanwaltschaft 
fort mit der AuOistung der Parteiaktivitaten der ÄKP, wie z. B. 
der Herausgabe des Parteiorgans AI Entessar (Der Sieg), EI 
Way (Das Bewußtsein), EI Ard wa EI Fellah (Die Erde und der 
Bauer). Weiter sei die Partei aktiv tätig in Organisationen wie 
dem Verlag Neues Kulturhaus und Kulturquelle. 
Im Ausland gabe es ebenfalls drei Zentren, das seien London, 
Paris und Westberlin. Sie hätten die Aufgabe, Parteiliteratur im 
Ausland zu vertreiben und darUber hinaus die Zeitschriften La 
Gauche Arabe (Die Arabische Linke) und die Demokratische(n) 
Bläller (inzwischen ersetzt durch Jugendavantgard, die Zeitung 
der Union der Demokratischen Ägyptischen Jugend). Weiter 
wird der ÄK P der Vorwurf gemacht, sie sei an vielen Zeitungen 
und Zeitschriften gegen Sadat beteiligt. Diese VorwU rfe erschie­
nen am 19. g. 1979 in den offiziellen ägyptischen Zeitungen. 

Sc hlag gegen die "Aurrührer" 

Unter den Verhafteten sind zwei ehemalige Abgeordnete, Abu 
el Ezz el Hariri und Ahmat Tahha. Dazu eine Reihe von Rechts­
anwälten, Journalisten und Arbeitern. Nabil EI Helali, Sakhi 
Morad, Shihata Haroun und Abdollah Azzughbi (bekannte 
Anwälte in Arbeiter- und Studentenprozessen als Verteidiger) 
wurden schon früher öfter verhaftet. 
Diese Razzia ist nichts weiler als ein Glied in der Kette. die um 
die gesamte Opposition gelegt werden soll, wobei dieses Mal be­
sonderes Augenmerk auf dem härtesten Teil der Opposition. 
nämlich der ÄKP und der Partei der Nationalprogressiv­
Unionistischen Sammlung.PNPI, auch Die Linke Partei ge­
nannt, liegt. Das hängt vor allem mit dem wachsenden Wider­
stand gegen das israelisch-ägyptische Abkommen und mit den 
zunehmenden Skandalen des Regimes vor der WeItöffentlich­
keit zusammen, d. h. dem gesamtnationalen Ausverkauf der 
ägyptischen Interessen, der gerechten Interessen des palästinen­
sischen Volkes und der gesamten arabischen Befreiungsbewe­
gung(siehe Einschätzung und Dokumente in AlB, Nr. 5/1979, 
S. 20-26). Dieses Abkommen hat die Form eines politisch­
militärischen Paktes mit der Welt des Imperialismus und des 
Zionismus angenommen. 
Eine der Hauptursachen der geziehen Anacken gegen die ÄKP 
und Die Linke Partei ist die sehr aktive Rolle, die die beiden 
Parteien bei der Bildung einer Nationalen Front, bei der Samm· 
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lung der oppositionellen Kräfte gegen das israelisch-ägyptische 
Abkommen spielen. 

Diese Polizeirazzia folgt der Aunösung des letzten Parlaments 
und den letzten Wahlen, deren Ziel es war, jede oppositionelle 
Stimme innerhalb des Parlaments mundtot zu machen. Es wur­
de das Gesetz Nr. 194 fUr das Jahr 1979 erlassen, 
• das jede Stimme gegen das abgeschlossene israelisch­

ägyptische Abkommen während des Wahlkampfes verbot und 
kriminalisierte, 
• das jede Art von Diskussion über die sozialen Fragen des 
Landes unterband mit der Begründung, dies würde den sozialen 
Frieden gefährden. 
Mit der Verfügung dieses Gesetzes verhafteten sie einige der 
Kandidaten, wobei sie sich einer gefälschten Anklage uber SpiO­
nage und Verbindung mit dem Ausland bedienten. Die 
Wahlen 1 wurden unter groben und gröbsten Wahlfälschungen 
durchgefUhrt, die sogar in der westlichen Presse Erwähnung 
fanden. Die Unzufriedenheit der Bevölkerung wurde geschürt. 
Die Verfassung von 1971 hatte den Prllsidialcharakter des Regi. 
mes betont. Sie gibt dem Staatspr3sidenten eine unbegrenzte 
Macht. Er hat das Recht, Entscheidungen zu treffen oder Ver­
ordnungen mit Gesetzeskraft zu erlassen. Er darf sowohl GCSCt­
ze erlassen als auch Gesetze außer Kraft setzen. Er kann auch 
den Ausnahmezustand (in dem sich das ägyplische Volk fast an­
dauernd befindet) erklaren. Trotz der Vielseitigkeit und Groß­
zügigkeit der Macht des Staatsprllsidenten darf oder muß er in 
keiner Weise zur Verantwortung gezogen werden oder vor ir­
gendeiner Staatsinstilution Rede und Antwort stehen. Im Ge­
genteil, er kann ParlamentsbeschlUsse aufheben, auch das Par­
lament selbst kann er aunösen, sogar die Urteile der Justiz 
brauchen seine Einwilligung, um rechtskräftig zu werden, d. h. 
er darf sie ablehnen, und damit sind sie nichtig. 
Im Juli 1979 gab das Parlament seine Zustimmung für eine Ver­
fassungsänderung, die zu den selbstverständlichsten Menschen­
rechten wie Freiheit und Demokratie in Widerspruch steht. Da­
durch vergrößerten sich natürlich Widerstand und Opposition. 
Im Rahmen aller dieser Tatsachen muß man die Motive der letz­
ten Polizeirazzia suchen. Es gingdabei im Grund um die Durch· 
setzung folgender Verfassungsänderungen mithilfe der Bestäti· 
gung durch das Parlament : 
• Ernennung Sadats zum Staatspräsidenten auf Lebenszeit; 



• Errichtung ei nes Beratenden Rates parallel zum Parlament 
(er entzieht praktisch dem Parlament alle Kompetenzen); 
• der Beratende Ausschuß untersteht direkt dem Staatspräsi~ 
denten; der Staatspräsident selzt Ober die Hälfte dieses Aus­
schusses ein; 
• Änderung des Parteiengesetzes, so daß es der Parteienbil­

dung sehr viele Fesseln anlegt; 
• zusätzlich gibt es ein sog. Komitee for politische Parteien, 

das berechtigt ist, die Richtung jeder politiSchen Partei abzuleh­
nen; Sadat selZ{ das Komitee, dessen Mehrheit nicht Angehöri­
ge der Justiz sind, selbst ein; 
• Errichtung eines Justizoberrates, so daß er zur Exekutiven 
gehört. Er Oberschreitet die Kompetenz aller Gerichte. Die 
Mehrheit der Richter Ägyptens sind gegen diesen Justizoberrat. 
Es gab verschiedene Podiumsdiskussionen im Richterk lub 
U5W., wo der Justizoberrat aufs schärfste verurteilt wurde. An 
die Spitze des Richterklubs wurde ein Richter gewählt, der als 
Oppositioneller gilt; 
• Gesetz des sozialistischen Staatsanwaltes, was einer Ver­
schärfung des Gesetzes .,Unter Sadats Demokratie" entspricht; 
Verschärfung des Gesetzes von 1971, l das ihm erlaubt, politi­
sche Betätigu ng rur jedermann beliebig zu verbielen, ebenso die 
Besetzung von Posten, die nicht im politischen Bereich liegen; 
• Ein neues Pressegesetz, das praktisch den gleichen Effekt 
wie im J ustizbereich hat: Ein Presserat anstelle der J ournali­
stengewerkschaft, wodurch diese zu einem Klub ohne Einfluß 
verwandelt wird. Der Zweck: Man sucht die Journalisten in den 
Griff zu bekommen, sie vötlig unter Einfluß und Kontrolle zu 
halten. Verwirklichung von dem, was der Staatspräsident von 
den Gewerkschaften gefordert hat und womit er ohne Echo 
blieb: Ausschluß aller oppositionellen Journalisten; nach Schät­
zungen ist es der Wunsch Sadats. etwa 600 Journalisten auszu­
schließen. 
Daß die Machthaber entschlossen sind, sich vehement in die in­
neren Angelegenheiten der Journalistengewerkschaft einzumi­
schen, zeigte sich z. B. im letzten Monat, als sie die Vollver­
sammlung der Gewerkschaft verboten und statt dessen ein Ko­
mitee bildeten mit der Aufgabe, das neue Pressegesetz durchzu­
setzen; 
• Durchsetzung des Präsidialerlasses (Resolution des Staats­
präsidenten) Nr. 265 für das Jahr 1979, der die Auflösung der 
Studentenverbände und des Generalverbandes aller Studenten 
Ägyptens verfUgte. Gleichzeitig bedeutet dies die Aufhebung al­
ler ihrer Aktivitäten und die Schließung a ller ihrer Zentralen. 
Nachdem die Regierung in ihrer totalen Kontrolle Ober die Stu­
dentenbewegung versagt hat (Ausschlüsse von Professoren und 
Studenten nUlzten nichts) und trotz der Wiedereinführung der 
"Uni-Garde", trotz einer steigenden Zahl verhafteter Studen­
ten und der Kriminalisierung der studentischen poli tischen Tä­
tigkeit hat sie jetzt zu diesem Gesetz gegriffen. 
A n der letzten Razzia fällt auf, daß ein großer Prozentsatz an 
Arbeiterführern verhaftet wurde. Das hängt zusammen mit den 
zunehmenden Streikwellen in den Industriezentren Ägyptens, 
so in Heluanian (bei Kairo, Stahl und Chemie), Alexandria, 
Mahalla EI Kubra (Textil) und der direkten Einmischung der 
Regierung in die Arbeitergewerkschaftswahlen: Die Regierung 
verlängerte die Wahlperiode um 6 Monate, damit die Kandida­
tenlisten dem "sozialistischen Staatsanwalt" vorgelegt werden 
können, und er unter den Kandidaten die genehmen auswählen 
kann. viele Arbeiterfohrer werden vorgeladen und \lerhö rt und 
dabei mißhandelt, lediglich aufgrund von Berichten der Ge­
heimpolizei (EI Mabahes). 

A ber die Verhaftungswelle hat auch eine große Zahl der fOhren­
den Persönlichkeiten der Partei der Nationalprogressi\len bzw. 
der Linken Partei, einer legalen Partei, getroffen, um damit de­
ren bevorstehenden Parteitag zu verhindern. Zur gleiChen Zeit, 
als der Staatspräsident diesen Angriff auf die gesamte Linke 
startete, erklärte er auch, daß das Kriegsrecht und der Ausnah­
mezustand fortgesetzt werden, weil es noch immer an der inne­
ren Front Elemente gäbe, die die bestehenden Freiheiten for Sa­
botage und Verrat ausnutzen würden. So Sadat am 18. August 

1979. 
Nachdem längst der Kriegszustand mit Israel beende! ist, nutzt 
Sadat immer noch den früh ,ren Grund, um das Ausnahmege­
setz und den Kriegszustand zu verlängern. Es wurden immer 
mehr Stimmen laut, die die Beendigung des Ausnahmezustan­
des fordern. 
Die faschistischen Tendenzen der heutigen Machthaber kom­
men heute mehr und mehr zum Ausdruck (Sadat hat z. B. wie­
derholt dazu aufgefordert, die Opposit ion zu ermorden: .. Tötet 
sie. wo Ihr sie trefrt. "). Er erklärte auch, daß er Befehl gegeben 
hat, mit sofortigen Erschießungen auf irgendwelche Versamm­
lungen zu reagieren. Versammlungen sind verboten. 
Die regierende Nationaldemokratische Partei Sadats hat Mili­
tärsonderkommandos eingerichtet (das ist der religiöse Flügel 
der Partei), um mit Gewalt gegen die Opposition vorzugehen. 
Die letzten Ereignisse im Sudan haben großen Einfluß auf die 
Entwicklung in Ägypten gehabt. Der Zerfall des Numeiri­
Regimes unter dem Druck der Massenbewegung hat das Bild 
des Monstrums vom Aufstand am 18.119. Januar 1977 4 wieder· 
erweckt, insbesondere verstärkt durch die letzte Streikwelle un­
ter den Arbeitern (Höhepunkt war wohl der Streik der Textilar­
beiter von Mahalal EI Kubra, von mehr als 30000 Arbeitern) 
was dem ägyptischen Regime einen Schrecken eingejagt haI. 
Das bewegte das Regime dazu, die Razzia einzuleiten, die Bewe­
gung der Arbeiter zu unterbinden, der Opposition ZU\lorzukom­
men. 
Somit steht das ägyptische Regime - das die Interessen der 
Großbourgeoisie, insbesondere von deren parasitären Schich­
ten, vertritt - in einer wachsenden Isolation und vor neuen 
Problemen, die die Folge seines Anschlusses an den 
imperialistisch-zionistischen Pakt sind. Es kann nicht weilerre­
gieren ohne zu den brutalsten Mitteln der Gewalt und des poli­
zeilichen Terrors zu greifen. 

Anmerkungen der Redaktion: 
t) Uneer Vor5itz des ehemaligen Freien Offiziers KhaJed Moheddiell 

vereinigt die Partei der Nationalprogressiven nasserist ische und 
mar:>.:istische Kräfte. Im Zeitraum 1975-78 konnee sie ihre Mitglie­
derzahl immerhin von 90 ()()() auf 200 ()()() erhöhen. Die PNP ging 
aus dem dez.imierten linken FIUgel der von Nasser geschaffenen 
ägyptischen Einheitspartei Arabische Sozialistische Union (ASU) 
hervor. 

2) Bei den Parlamentswahhm. die im Juni 1979 abgehalten wurden, 
errang die Nationaldemok~atisehe Partei rund 3/ 4 der 392 Sitze. Im 
August t978 halle sie Sadat als Nachfolgeorgani:>ation der ASU aus 
der Taufe gehoben. Sadats politisthe Linie findet auch vorbehaltlo­
se Unterstützung bei der aus den Juniwahlen als zweitstärkste Kraft 
hervorgegangenen Soziali5tischen Arbeiterpartei (Vorsitz Ibrahim 
Shukry, 29 Abgeordnete). Die Partei der Nationalprogressiven ver· 
lor bei diesen Parlamentswahlen ihre beiden Sitze. 

3) Da die Ziviljustiz nicht immer mitspielen will, hat sich der Präsi· 
dent (laut Verfassung) das Recht genommen, die Angeklagten in 
Zivilprozessen vor ein Militärgericht zu stellen oder vor das im Aus­
nahmezustand tätige Landesobergericht f{\r Staatssicherheit. Laut 
§ 34 des Gesetzes von 1971 darf ein sog. "sozialistischer Staat:>an­
walt" (ein staatlicher Beamter, der vom Staatspräsidenten einge­
setzt oder seines Postens enthoben wird) den Befehl erteilen, irgend­
einen Bürger fUr ma:>.:imal5 Jahre "an einem gesicherten Ort" ein­
zukerkern. wenn der Verdacht besteht, daß der Betreffende der 
Staatssicherheit in irgend einer Weist Schaden zugefllgt haben soll. 
Diese Befehle durchzuführen. da:w bedarf es keines GerichtsufteiJs. 

4) Siehe Einschätzungen in: AlB, NT. 3/ 1977,1/1978 und 51 1979 

De.Jtsahe 
WlkBzeitnng 

Probeexempllre unverblndlld"o und 
kostenlos durCh MONITOR·VERLAG 
Gmbli. Ouueldor1. Ostllr. 1504, 
POStlictI 5107 - Anlorderungsklrtin 
II lgln dl .. er Ausglbe bll _ 
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Westsahara 

Jürgen ostrowsky 

Durchbruch 
der POLISARID 

Am 19. Juli d. J. als der opferreiche Krieg gegen die Befreiungs­
bewegung der Westsahara, Frente POLISARIO, ins fünfte Jahr 
ging, stimmte die OAU-Gipfelkonferenz in Monrovia (Liberia) 
filr eine Volksabstimmung im von Marokko und Mauretanien 
besetzten Westsahara-Gebiet; am 5. August schließlich akzep­
tieTie Mauretanien die Position der POLISARIO und verzichte­
te vertraglich auf den von ihm okkupiert schalleoen südlichen 
Teil. 
Seide Ereignisse kennzeichnen das Fiasko der Strategie König 
Hassans 11. von Marokko, der stets den angeblichen histori­
schen Anspruch auf das Gebiet der Demok ratischen Arabi· 
schen Republik Sahara (DARS) reklamiert, sich internationale 
Vermitt]ungsbemuhungen verbeten und die POUSARIO als 
" Horden einer gewissen POLISAR IO" abgetan haue, die als 
Agenten Algeriens sowie - natUrlich - Moskaus marodierten, 

,- '~ 

Kömpfe. de. Ff'<:nte POLiSA RI O""" dem Ei .... t.l ~I.n die ma.okkonioellen Okkul"lionmuppen 
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Die Wende hatte sich bereits nach dem 10. Juli 1978 abgezeich, 
net, als die damalige Regierung Mauretaniens durch einen Mili­
tärputsch gestUTZt worden war (Daten zu Mauretanien und Ma, 
rokko siehe A lB, Nr. 3/ 1978). Hauptgrund des Putsches war 
die katastrophale Lage gewesen, in die sich das vormals eher an, 
tiimperia1istische Mauretanien 1975 mit seinem Engagement bei 
d.er Okkupation hineinmanöveriert hatte. Der Krieg gegen die 
POLISAR IO verschärfte alle Probleme des zu den ärmsten der 
Welt zählenden Landes: 
• Zu den bestehenden wirtschaftlichen Problemen kamen die 
Kosten für die von 1800 auf 140ClQ Mann aufgeblähte Armee, 
die gleichwohl militärisch erfolglos blieb. Die POLISARIO ih, 
rerseits unternahm mehrfach wagemutige Angriffe sowohl auf 
die Hauptstadt Nouakchott a ls auch auf das Bergbaurevier 
Zouerate. 



• Die Förderung von Zouerate fiel fortan und betrug im Som­
mer 1978 nur mehr 50'1. der Kapazität. Mauretaniens wichlig­
ster Devisenbringer fiel damit aus. Umgekehrt kostete allein die 
Verwaltung des okkupierten Gebietes 1976n7 runde 14 Mio 
Dollar. 
• Im Aufteilungsvertrag zwischen Marokko und Mauretanien 
hatte letzteres faktisch seine Souverllnität preisgegeben, indem 
es die NUlZung des eigenen Territoriums im Falle eines "An­
griffs Driner" zuließ. Nach dem zweiten Angriff auf Zouerate 
kamen nach und nach insgesamt 10000 marokkanische Solda­
ten ins Land. 
• Die Misere des Landes verschärfte auch den Gegensatz zwi­
schen den unterprivilegierten Afrikanern im SUden des künstli­
chen Staatsgebildes Mauretanien und der beherrschenden 
Gruppe der Araber. Die Afrikaner stellen das Gros der Armee 
und damit auch der Opfer des von ihnen als innerarabische An­
gelegenheit ignorierten Krieges. Mauretaniens südlicher Nach· 
bar, der Senegal des "Friedenspreistrtlgers" Senghor, erhebt 
unverholen Anspr1!che auf SUd-Mauretanien und unterstützte 
im April d. J . eine bewaffnete Separatistengruppe. 

Mauretaniens geschei lertes Annexionsabenteuer 

Die POL ISARIO reagierte auf die Regierungsübernahmedurch 
das Regime Ould Salekh mit der Ankündigung, bis auf weiteres 
keine Aktionen gegen Mauretanien zu unternehmen. Dagegen 
wurden die Kampfe gegen Marokko, das sich der Unterstützung 
französischer Spezialisten und Kampfflugzeuge bediente, ver­
schärft. Das marokkanische Territorium selbst, bereits zu An­
fang 1977 Ziel vereinzelter Kommandounternehmen der Sah­
raoui-Kämpfer, wurde zum Operationsgebiet. In der "Opera­
tion Houari-Boumedienne" zu Ehren des verstorbenen algeri­
sehen Staatsprllsidenten griff die POLISARIO erfolgreich ro­
gar grOßere marokkanische Garnisonen wie Tan-Tan, lOOkm 
landeinwarts gelegen, oder Lemsayel, Tifariti und andere an 
und befreite im DARS-Gebiet zahlreiche kleinere Städte. 

An der diplomatischen Front verschlechterte sich Marokkos 
Lage gleichfalls rapide. $chon die Einsetzung einer Kommission 
der Organisation für Afrikanische Einheit (OAU) auf deren 
Gipfeltreffen in Khartoum im Juli 1978, die "alle Gegebenhei­
ten der Westsahara-Frage sowie die Ausübung des Selbstbe­
stimmungsrechts der Bevölkerung dieses Territoriums überprü­
fen"J sollte, konnte Marokko nicht nur zur Freude gereichen 
- auch wenn die POLISARIO von ihrer Position her Kritik an­
meldete. 

POLISARI O-Siege an der diplomatischen Front 

Am 13. Dezember 1978 verabschiedete die XXX III . UN­
Vollversammlung auf Empfehlung des Ausschusses fü r Entko­
Ionisierung mit 90 gegen 10 Stimmen bei 39 Enthaltungen die 
Resolution 33/3 1 A, die - frü heren EntSChließungen seit 1965 
folgend - das Recht der Sahraouis auf Selbstbestimmung und 
Unabhängigkeit sowie die Verantwortlichkeit der Vereinigten 
Nationen fü r die Entkolonisierung bestätigte. Unter den Nein­
Stimmen befanden sich illustre Vertreter: Zentrala fri kas " Kai­
ser", Ägypten, Israel, Nikaragua. Die BRD übte "ausgewo­
gen" Stimmenthallung. 

Im vergangenen Juni erlitt Marokko auch vor dem UN­
Sicherheitsrat eine Abfuhr. Eigenen GrellZÜbergriffe n gegen 
Algerlen folgend brachte Marokko angebliche algerische Pro­
vokationen vor den Rat und forderte ein Recht auf unmittelba­
re militärische Verfolgung auch auf fremdes Gebiet; gemeint 
waren die Einheiten der POLISARIO. In einer Debatte vom 20. 
bis 22. Juni sprach der Rat Marokko dieses Recht ab, worauf 
Hassan am 25 . Juni überraschend um Suspendierung der weite­
ren Debatte bat. 
Auch Hoffnungen in Rabat, die neue algerische Regierung un­
ter Prllsident Chadli werde sich in der Untersliltzung der POll­
SA RIO weniger konsequent zeigen als unter Hourari Boume­
dienne, wurden schnell enttäuscht. In einer Ansprache vor 
Funktionären der FLN-Partei versicherte Chadli Algeriens Ab-
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sicht, das Selbstbestimmungsrecht der Westsahara-Bevölkerung 
wei terhi n zu unterstützen. Im Verlauf des Frühjahres 1979 er­
hö hte sich die Zahl derjenigen Staaten rasch, welche die DA RS 
völkerrechtlich anerkannten: mit Vietnam, Laos, Kampuchea, 
Afghanistan und den Kapverden .waren es im Juli bereits 23. 
Schließlich d istanzierte sich sogar Spanien, das sich mit Marok­
ko und Mauretanien 1974175 Ober die Auf teilung der Westsa­
hara, seiner früheren Kolonie, verständigt hatte, immer weiter 
von diesem Manöver. Am I V. Nationalkongreß der POLl SA­
RIO hatte bereits ein Vertreter der spanischen Regierungspartei 
teilgenommen. Im vergangenen August bezeichnete Außenmi­
nister Oreja sogar die PO LISA RIO a ls "einzig legitime Verte­
tung des kämpfenden sa haourischen Volkes" . 2 

Das Ultimatum an Nouakchott 

Die Position Mauretaniens blieb seit dem Sturz Ould Daddahs 
schwankend . Am 9. Januar 1979 hanf' die PO LISARIO bereits 
nachdrücklich die Aufna hme von Verhandlungen gefordert, 
nachdem Mauretanien in der UN-Sitzung am 13. 12. 1978 eine 
weitere von Marokko im Gegenzug zur Resolut ion 33/ 31 A cin­
gebrachte Vorlage unterstlltzt hatte, die· nun wiederum die Tä­
tigkeit des OAU- Komitees begrüßte. Am 6. April des Jahres 
wurde Ould Salekh entmachtet, zwei Wochen später wurde in 
Tripolis, der libyschen Ha uptstadt, ein Vertrag unterzeichnet, 
der zum einen cin wirtschaft liches Engagement in der Entwick­
lung Mauretaniens, zum anderen in zwei Artikeln sowohl vor­
sah, daß Mauretanien ein ausgewogenes Verhältnis zu Marokko 
wie zu Algerien beibehalten wolle, als auch mit der POLlSA­
RIO einen Friedensvertrag zu unterzeichnen bereit sei und den 
von ihm besetzten Teil an die PO LISA RIO zurückgeben werde. 
Diesem Schri tt folgten jedoch weder unter der Regierung Ould 
Bouceif, die seit dem 6. April amtierte, noch unter Ould Hey­
dalla, seinem Nach folger, a ls ersterer Ende Mai tödlich verun-

glückt war, zügige Maßnahmen zur Verwirklichung der Ab­
sichIserklärungen. Die Folge: Am 12. Jul i beendete d ie POLl­
SA RIO den einseit ig erklärten Waffenstillstand gegenober 
Mauretanien (zur Begründung vgl. POLI SA RIO- Dokument in 
AlB, NT. 211979) mit einem Angriff auf den Militärposten 
Tichla in der südlichen Westsahara. " Kein Vorwand und keine 
Vernunft können die Ausflüchte, das Zaudern, die Verwirru ng 
und die Widersprüchlichkeit rechtfertigen, welche die Hallung 
Nouakchotts kennzeichneten", erklärte d ie POLISAR IO. 
" Denn: Ein Jahr ist fraglos sehr wohl ausreichend, damit die 
Mauretanier sich auf das Niveau der Geschichte begeben, auf 
die Stimme ihres Volkes hören, mit dessen Interessen in Ein­
klang handeln und darum· den provisoriSChen Waffenstillstand 
in einen gerechten und dauerhaften Frieden verwa ndeln" J. 

Das draSlische Ultimatum verfehlte nicht seine Wirkung. Eine 
Woche später nahm die OAU auf ihrer Gipfelkonferenz. das 
von dem Fünfer- Komitee am 23. Juni vorgelegte D~kument an 
(Wortlaut siehe Kaslen), in dem Tansania, Nigeria, Mali, Gui­
nea, Sudan und ElfenbeinkOste ein Referendum vorschlugen. 
Gegen den Vorschlag st immten led iglich Zaire und die Komo­
ren; sieben Länder enthielten sich, daru nter Ägypten und El­
fenbeinküste, fünf nahmen nicht tei l, darunter neben Marok­
ko, das unter Protest ausgezogen war, T unesien, Senegal und 
Gabun. Mauretanien stimmte neben 32 weiteren QAU-Staaten 

'"-
Am 5. August unterzeichneten die Delegationen der POLlSA­
RIO und Mauretaniens in Algier nach dreitägigen Verhandlun­
gen einen Friedensvertrag (Wortlaut siehe Kasten), der die na­
tionalen Selbstbestimmungsrechte der Sahraoui- Bevölkerung, 
die Unverletzlichkeit der bestehenden G renzen des DA RS sowie 
schließlich die POLISARIO als einzigen Repräsentanten des 
Volkes der Sah raoui anerkennt. Kurze Zeit darauf nahmen 
Maurelanien und Algerien ihre unterbrochenen diplomatischen 
Beziehungen wieder auf; Mau retanien war endgültig aus der Al­
lianz mit Marokko ausgeschert, in der es ohnehin nur Nachtei le 

,---------Abkommen Mauretanien - POLISARIOI-------, 
Am 3., 4 .• 5. August t979 trafen sich in Algier. der Hauptstadt der 
Demokratischen Volksrepublik Aigerien, eine mauretanische Delega­
tion und eine Sahraoui-Delegation. Die mauretanische Delegation 
stand unter Leitung von Oberstleutnant Salem Ould Sidi, Zweiter Vi­
~epräsident des Militärkomitees für Nationale Rettung und Ständiger 
Minister des Militärkomitees: ihr gehörle außerdem Oberstleutnant 
Ahmed Ould Abdal1ah, Mitglied des Militärkomitees fllr Nationale 
Reuung und Stabschef der Armee. an. Die Sahraoui·Delegation .... ur· 
de gefllhrt von Bachir Muslapha Sayed, stellvertretender Generalse­
kretär der POLISARIO-Front und Mitglied des Exekulivkomitees 
des Revolutionskommandos; weitere DeJegalionsmitglieder waren 
Mohamed Salem Ould Salek. lnformationsminister und Mitglied des 
Poli tb1lros der POLISARIO-Front und des Sahraoudi-Nationalrates. 
und Mahmoud Ould Abdelfanah, Verant"'ortlicher der Europaabtei­
lung der POLtSA RtO-Fron\. 
Zum Abschluß dcr Verhandlungcn sind die beiden Parteien liber fol-
gendes übereingekommen: " 
- In Anbelracht des höchSlen Respekts der maurelanischen und der 
sahraouischen Partei vor den Prinzipien der Charta der OAU und der 

UNO be~üglich des Rechles der Völker auf Selbstbestimmung sowie 
auf Unverletzlichkeit der aus dcr Kolonialzeit Ilbernommenen Gren­
zen: 
- in Anbetracht des ernsthaften Verlangens beider Parteien einen 
gerechten und endgllitigen Frieden zwischen der Islamischen Repu­
blik Mauretanien und der F. POLI SAR IO enlspre;::hend den Prinzi· 
pien der friedlichen Koexistenz, des gegenseitigen Respeku und der 
guten Nachbarschafl zu schließen; 
- in Anbetracht der zwingenden Notwendigkeit zwischen beiden 
Parteien eine umfru;sende und endgllitige Lösung des Konflikts zu 
find en, die dem sahraouischen Volk seine vollen nationalen Rechle 
und der Region Frieden und SUlbilillH garantiert; 
a) erklärt die Islamische Republik Mauretanien feierlich, daß sie kei­
nerlei lerritoriale oder anderweitige AnsprUche an die Wesuahara hat 
oder haben wird; 
b) beschließt die Islamische Republik Maurelanien, endgllitig den 
ungerechten Krieg in der Westsahara enlsprechend den gemeinsam 
mit den Vertretern des Volkes der Sahara, der F. POLISAR10, ge­
trofferlen Vereinbarungen ~u beenden: 
- erklärt die F. POLISAR10 feierlich, daß sie keine terrilOrialcn 
AnsprUche gegenOber Maurelanien hat noch haben wird. 
Die F. POLISAR IO, im Namen des sahraouischen Volkes, und die 
Islamische Republik Mauretanien beschließen mit dem vorliegenden 
Abkommen untereinander einen endgültigen Frieden zu vereinbaren. 
Beide Parteien sind übereingekommen, regelmäßige Treffen abzuhal­
len. um die Erfüllung der unter a) getroffenen Vereinbarungen zu ge­
währleisten. 
Beide Paneien werden dieses Abkommen unverzllglich nach seiner 
Unlcrzeichnung dem amtierenden Vorsitzenden dcr OAU, den Mit­
gliedern der ad-hoc-Kommission, den Generalsekretären der OAU 
und der UNO sowie dem amtierenden Vorsitzenden der Nichlpaktge­
bundenen übermitteln. 
(Unterzeichnet am 5. August 1979 in Algier zwischen der F. POLlSA­
RtO und der Islamischen Republik Mauretanien) 

(Quelle: Revolution Africaine. Algier, Nr. 807110.-16. 8. 1979, S. g) 



,------OAU-Empfehlung zur Westsaharafrage------, 
Das ad-hoc-Komilee fIIr die Westsahara, gebildet aufgrund der Reso­
hltion AHG/ 92 (XV), zusammengetreten zu seiner 2. Sitzung in 
Khartoum 3m 23. Juni 1919: 

- nach detaillierter Überprüfung des Berichts seines Untcrkomitees, 
das sich in Mauretanien, in Algerien und in Marokko aufgehahen 
und das Gespräch mit allen Parteien einschließlich der Vertreter des 
Volkes der Sahara geflltlrt haI; 
- nach Anhörung des Berichts über die Mission. die der Generalse­
kretll.r im Namen des Unlerkomilees in Begleitung der BotschaFter 
Nigerias und Malis nach Spanien durchgcfllhrl haI: 
- eingedenk der Tatsache, daß alle beteiligten Parteien, mit Aus­
nahme Marokkos, der Auffassung sind, daß das Volk der Westsaha­
Ta yon seinem Recht auf Selbstbestimmung keinen Gebrauch gemacht 
hat: 
- eingedenk zudem, daß der Dreier"ertrag zwischen Spanien, Ma­
rokko und Mauretanien aussehließlicli die Übertragung der Verwal­
tung des Territoriums an Marokko und Mauretanien, niellt aber der 
Sou'·eränitat bcinllaltet; 

... 
- - < 

Nm . i ..... , POlISA RIO_Attack ..... g.brannteT marokk."i""'., Pante' 

gehabt lIane_ 
Hassans politisches Debakel setzte sich indessen fort. Gegen 
Marokkos, Senegals, Gabuns und Mauritius Stimmen setzte 
auch die Konferenz der Nichtpaktgebundenen in Havanna das 
Thema Westsahara auf die Tagesordnung; die Verurteilung 
Markokkos war damit vorprogrammiert. 

Hassa ns Kriegsallsweilung " bis zum ä ußersten" 

Die Reaktion des Königreichs fiel nach bekannter Art aus. Un­
ter dem hanebOchene" Vorwand, in den von Mauretanien auf­
gegebenen Landesteil wäre hinter der POLISARIO "der gesam­
te kubanische Destabilisierungsapparat bereit gewesen, einzu­
ziehen, um ihr dabei zu helfen die ganze Fassade einer sog. 
Volksrepublik - von Militä rinstrukteuren bis zu Lehrern -
aufzurichten"', ließ Hassan über eine Luftbrücke 5000 Besat­
zungssoldaten cinniegen. 
Er ließ 300 Stammesoberhäupter aus der Westsahara, die aus 
Rabat bezahlt werden, zum Kotau in seinen Palast einfliegen. 
Er erklärte, man werde "bis zum äußersten gehen", und ließ 
den 14. August, das Datum der neuerlichen Okkupation, zum 
Nationalfeiertag ausrufen. Viel Freude dOrf te er dem Monar­
chen nicht bereiten, denn: 
• Marokko gibt täglich bereits I Mio Dollar für den Krieg in 

der Weslsahara aus. Das Militärbudget betrug fUr 1978 bereits 
offiziell 620 Mio Dollar, d_ h. etwa 26 OJo des Gesamtstaatshaus-

- im Bewußlsein der Tatsaclle, daß Marokko darauf beham, daß 
das Rechl auf Selbstbestimmung durch da.o; Volk der Westsallara 
durch die Djemaa genannte Versammlung ausgeübt worden ist; em~ 
fielill 
I. die Schaffung einer der Herstellung und Aufrechlerhaltung des 
Friedens in der Region gllnstigen Atmosphllre durch einen allgemei­
nen sofortigen Waffenstillstand; 
2. die Ausllbung des Selbstbestimmungsrechts des Volkes der West­
sallara durch ein allgemeines und freies Referendum. welches ihm er­
lauben wird, zwischen den zwei folgenden Optionen zu wahlen: a) 
"ollständige Unabhllngigkeil, b) Aufrecllterllaltung des Status quo; 
). da.o; Zusammentreten aller beteiligten Parteien, um illre Koopera­
lion bei der DurclifUhrung dieser Empfehlung zu fördern; 
4. die Bildung einer Sonderkommission \'on fllnf Mitgliedsstaalen 
der OAU durch die XV I. ordentliclle Gipfelkonferenz, die beauflragt 
werden wird in engster Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen 
die Modalitälen zu bestimmen und das Referendum zu organisieren 
nacll Maßgabe des Prinzips: eine Person - eine Stimme. 
(Quelle: Jeune AfriQue, Paris, Nr. 970/ 8. 8. 1979, S. 52) 

halts; inoffiziell werden 45 0"/0 zugegeben . 
• InvestitiOnsrUckgänge (1 977/78 um 41 lIJo), Fabrikschlie­

ßungen, Aufschiebung der Fünfjahrpläne, Massenarbeilslosig­
keil (geschätzt 40 lIJo der arbeitsfähigen Bevölkerung), Aus­
landsverschuldung und Inflation prägen das ökonomische und 
soziale Gesicht des Landes (vgl. MarOkko-Analyse in Al B NT-
2/1979). 
• Ökonomisch erwies sich auch die Besetzung der reichen 
PhosphatJager von Bou Craa in der DA RS als Pleite. Die Mine 
scheffelt seil Jahren Defizite_ Internationale Konzerne scheuen 
das Risiko einzusteigen; der zwischen Marokko und British Pe­
Iroleum sowie der amerikanischen Phill ips Petroleum geschlos­
sene Vertrag über Bohrungen vor der DA RS- KOste dürfte 
gleichfalls wertloses Papier bleiben . 
• Innenpolitisch bemüht sich das Regime der Streiks Herr zu 
werden, die aufgrund der verschlechterten sozialen Lage zu neh­
men. Obwohl auch die Sozialistische Partei und die Partei des 
Fortschritts und des Sozialismus vorbehaltlos den chauvinisti­
schen Annexionskurs Hassans unterstOtzen, zeigen sich unter­
halb dieses Konsens Risse. Unzufriedenheit innerhalb der rech­
ten Exponenten des Offizie rSkorps "ersUcli t der Monarch durch 
Stärkungen ihrer Position einzudämmen_ 
• AußenpOlitiSCh lIat sich Marokkos Isolierung verschärft. 
Mauretaniens scharfe Proteste gegen Rabats Großmachtarr0-
ganz scheinen darauf hinzuweisen, daß auch dieser Ex­
Verbündete in Oppositionsstellung geht. Diplomatische Manö­
ver Libyen und Algerien gegeneinander auszuspielen und da­
durch der POLISA RIO den Rückhalt zu nehmen, sind bislang 
ohne jeden Erfolg geblieben. 
• Militärisch sind Bilanz und Perspektiven der Streitkräfte 
des Königs düster. T rotz einer Verdopplung der Truppenstärke 
VOI} 60 000 im Jahre 1975 auf 120000 ist die Armee hilflos ge­
genllber den militärischen Fähigkeiten und Vorteilen der Volks­
befreiungsarmee der Sahara (A PLS)_ Das zu haltende Gebiet ist 
noch größer geworden. Obwohl die angeblich seit dem 10. Sep­
tember aus Mauretanien abgezogenen 10 000 Soldaten und die 
mil US- Hilfe aus der Zaire- ProviM Shaba eingeflogenen elwa 
1500 Elitesoldaten die bereits in der DA RS operierenden 40 000 
Mann verstärken, bewegt sich die PO LISAR IO souverän und 
beherrscht das Terrain. Die Marok kaner waren schon seil 1977 
gezwungen, immer mehr kleinere Posten und sogar Städte auf­
zugeben und sich auf die wenigen größeren Ortschaften zurück­
zuziehen_ Längst hat dagegen die POLI SA RIO den Krieg ins 
marok kanische Hinterland selbst gel ragen, verfügt über immer 
bessere Ausrüstung - z. B. SAM-7- Raketen - und eskalierte 
nach den marok kanischen Drohungen gegen den Vert ragsab­
schluß den Kampf zu den bislang hefligsten und für Marok ko 
verlustreichsten Gefechten. 
Marokko nimmt in der Globalstrategie der NATO-Mächte eine 
wichtige Position ein. Es "hält die südliche Gegenküste (Euro­
pas; d. Verf.) am Atlantik und Minelmeereingang"s. Mehr 
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noch: Es soll die Rolle des Gendarmen gegenüber revolutionä­
ren Entwicklungen im nordwestlichen Afrika einnehmen und 
neuerdings die EinbruchsteIle in die From der arabischen Staa­
ten gegen die Ägypten/ Israel-Politik der USA abgeben. Die 
Selbsteinschätzung Hassans deckt sich mit der seiner Mentoren. 
Es ist die aller treuen Vasallen des "freien Westens" von Somo­
za über Pahlewi bis zu Botha. Sie zahlte sich bislang stets aus in 
reichlicher finanzieller und militärischer UmerstOtzung insbe­
sondere durch die USA und Frankreich. 

Sensoren-Syslem aus den USA 

Allerdings: Obwohl die Uminterpretation einer nationalen Be­
freiungsbewegung in ein von Moskau inszeniertes Subversions-­
werk, wie sie Hassan grobschlächtig darbietet, von den "maß­
geblichen Kreisen in den NATO-Staaten durchaus geteilt wird, 
stellt die inzwischen eingetretene Situation für die Verbü ndeten 
Marokkos ein Problem dar. Militärisch ist das Fiasko nur zu 
wahrscheinlich, politisch ist Marokko bereits jetzt ein unliebsa­
mer Verbündeter, ungeachtet sei ner Funktionen im einen oder 
anderen Kalküi. Offene Unterstützung ist schwierig geworden. 
Dies schlägl sich nieder im teil weisen Zögern vor allem der US­
Regierung, offen Partei zu ergreifen und rücksichtslos die von 
Rabat gewünschten Waffen zu liefern. 
Auf der anderen Seite gewinnen - zumal im US- Kongreß -
diejenigen Krä fte an Einfluß, die nach dem Sturz des Schah und 
Somozas Durchhaltepolitik unter dem Motto predigen, die 
USA dürften es sich nicht leisten, ihre verbliebenen " Freunde" 
fa llenzulassen. Bei offiziell gemimter Zurückhaltung hat sich 
die US-Hilfe fOr Marokko so entwickelt, daß z. B. 24 Nonhrop 
F-5A-Jagdflugzeuge an Marokko geliefert wurden: daß eine 
verstärkte Militärhilfe erwogen wird; daß schließlich der Senat 
durch seinen Vorbereitungsausschuß die Empfehlung erhielt, 
die Militärhilfe für Marokko bei 45 Mio Dollar zu belassen statt 
- wie der Präsident vorgeschlagen hatte - sie um 15 Mio zu 
kürzen. 
Eine Sonders tellung nimmt das PrOjekt eines "elektronischen 
Schlachtfeldes" im Werte von 200 Mio Dollar ein, das die 

Northrop Corp. installieren soll, und das als Oberwachungssy­
stern das größte seiner Art sein wUrde. Im April 1979 wurde der 
Vertrag über das Sensoren·System genehmigt. Bereits Anfang 
1978 soll die Westinghouse Corp. bei der Sahara-Hauptstadt EI 
Aiun ein Radarsystem installiert haben. 

US-De1egationen nahmen reges Interesse an der Lage in Nord­
westafrika. Senator Javits, der im Senat die Initiative gegen den 
I(Orzungsvorschlag ergriff, hatte kurz zuvor Marokko besucht. 
Eine hochrangige Delegation umer dem stellvertretenden Ver­
teidigungsminister Duncan weilte ebenfalls im Sommer 1979 in 
Marokko. Die interessanteste Reisegruppe hatte jedoch bereits 
im September 1978 ihre Aufwartung gemacht: ein Team von 
US-Experten, das Südmarokko und die Weslsahara bereiste 
und die Pläne für das erwähnte elektronische Oberwachungssy­
stern entwarf. Drei von ihnen waren Luftwaffengeneräle im Ru­
hestand, die bereits im Vietnam-Krieg derartige "elektronische 
Schlachtfelder" entworfen und befürwortet hatten. Einer von 
ihnen war John D. Lavelle, jener Luftwaffengeneral, der seines 
Postens enthoben worden war, weil er entgegen den Befehlen 
der Regierung Nord-Vietnam hatte bombardieren lassen. 
Der endgültige Kurs der US- Regierung is t noch nicht klar, ob­
wohl die Tendenz zur vorbehaltlosen Unlers lülzung Marokkos 
immer wahrscheinlicher erscheint. Eine "Mittellösung" bietet 
sich zugleich mit dem offenen Angebot Ägyptens, Marokko mit 
Waffen zu beliefern. Waren schon im Juni 1979 von der POLl­
SA RIO Waffen ägyptischer Herkunft erbeutel worden, so be­
deutet das offizielle Angebot aus Kairo Anfang September fOr 
die USA die Möglichkeit der .. Arabisierung" des Problems. 
Das AngebOi Sadats fand laut International Herald T ribune 
vom J. 9. 1979 die Unterstützung der USA, und werde von ei­
nem militärischen Hilfsprogramm für Ägypten begleitet, um 
seine Durchfü hrung zu gewährleisten. 

Anmerkungen: 
I) Jeune Afrique, Paris, Nr. 970/8. 8. 1979, S. 40 
2) Die Neue. 22. 8. 1979 
J) Sahara Libre, Algier, 24. 7. 1979 
4) New5weck, New Vork. 3. 9. t979 
5) Frankfurter Allgemei ne Zeitung, 11. 5. 1979 

Das AlB verschenken! 
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Liebr. AlB-Abonnenten und leser, 
wenn Sie an Geburtstagen, l U Weihnachten oder :zu anderen Anliisscn ein nicht all tägli­
ches Geschenk suchen, empfehlen wir Ihnen ein AIB-Gesdlnabbo. 
Sie machen damit sich und dem Beschenkten eine Freude:. Sie stärken damit das 
Sie können damit der antiimperialistischen Solidaritätsbewel!un .. einen neuen ;;;,;;;;;,;;,;,;;.<8 
oder Engagierten gewinnen helfen. 
Das Geschenkabo kostet 20,- DM. 
Geben Sie dazu Ihre Anschrih wie die des Beschenkten an und Ihre Unterschrih. 
Senden Sie diesen Abschnitt oder ein entsprechendes Anschreiben an uns ein und überwei­
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kreis Verlags GmbH. Sonderkonto AlB, Donmund. Wir senden dann dem Beschenkten um­
gehend oder zum gewünschten Zeitpunkt ein Geschenkanschreiben :zu. 
Ich verschenke ein AIB-Jahresabo ab Nr . .... an: 

( N&IM und .... nschrill des IIcscMnk",n) 

Schenkender: 

(Votum) (lJn 'el"lChrifl) 



Zimbabwe 
Der Proteß der Wiedervereinigung der beiden Befreiungsbewegungen Zimbobwes, der Afrikanischen Volksunion (ZAPUj und der 
Afrikanischen Notianolunion (ZANUj, isl von großen Schwierigkeiten, teilweise sogar RückschltJgen, beg/eitel gewesen. Auch nach­
dem im Herbst 1976 mit der Patriotischen Front eine lockere Verbindung von ZAPU und ZANU geschaffen worden war, gestalteten 
sich die Ver.suche, diese zu verfestigen, tJußefS/ kompliziert. Im Frühjahr d. J. wurden jedoch in der mhiopischen Hauptstadt Addis 
A beba Vereinbarungen ge/roffen, die einen betriichtlichen Fortschrirt anzeigen und eine Grundlage Jur die weileren Einigungsbemü­
hungen darstellen kOnnen. T. George Si/undika, Sekretär für internationale Beziehungen der ZA PU, nahm in einem /merview mit der 
Zeitung der britischen Ami-Apartheid-Bewegung u. o. hierzu Stellung. 
Die Commonwealth-Konferenz in LUSQko einigte sich im August darauf, im September /979 eine AI/parteien-Konferenz in London 
abzuhalten, an der neben Großbritannien und Muzorewa/Smith die Patriotische Front tei/nimmt. Die Patriotische From sagte ihre 
Teilnahme zu, obwohl sie Voraussetzungen und Aussichten dieser Konferenz skeptisch beurteilt, wie die nachstehend veriJffemfichte 
GrundsatzerkllJrung vom 20. August 1979 dokumentiert . Der AlB-Redaktion bOI sich darlJber hinaus Ende August am Rande der So­
fidaritmskonferenz mit Afghanistan in Kabul Gelegenheit, mit Philemon T. Makonese, SekretlJr der ZA PU fiJr kulturelle Fragen, ein 
GesprIJch über die Perspektiven des neuen britischen LtJsungsplans fiJr Zimbabwe zu führen. 

Philemon T. Makonese 

Londons neu es Manöver 

AlB: Ist von der Commonwealth-Konferenz, die neulich in Lu­
saka statlfand, eine Lösung des Zimbabwe-Problems zu erwar­
ten? 
PH. MAKONE$E: Die Lösung des Zimbabwe-Problems wird 
vom Volk Zimbabwes selbst herbeigeführt werden. Die 
Commonwealth-Länder stehen in diesem Klub sehr stark unter 
britischer Vorherrschaft und infolgedessen kann dieser Klub 
nichts unternehmen, was den Absichten des Vereinigten Kö­
nigreichs zuwiderliefe. Wir haben zu den Waffen gegriffen, um 
Großbritannien und seine Stadthalter in ~hodesien zu bekämp­
fen mit dem Ziel, unser Land zurückzuerobern und unsere ver­
lorenen unvertiußerlichen Rechte zurtlckzugewinoen. 
Der Beschluß der Commonwealth-Konferenz in Lusaka ist, 
nüchtern betrachtet, gefährlich für die Sache der zimbabwe­
sehen Revolution. Mit allerlei krummen Manövern ist es Groß­
britannien gelungen, den Vereinten Nationen das Rhodesien­
Problem zu entwinden. indem es es zu einer Angelegenheit des 
Commonwealth macht und vorgibt, das Problem einer über­
prtlfung unterziehen zu wollen. Sogar die Aufbebung der von 
den Vereinten Nationen gegen Rhodesien verhängten wirt­
schaftlichen Sanktionen wird empfohlen und schließlich will 
Großbritannien die Aufsicht über die Wahlen ausüben. 

AlB: Wie stehen die Frontstaaten dazu, und welche Haltung 
nimmt die OAU ein? 
PH. MAKONESE: Wie die Dinge liegen, hat der Beschluß der 
Commonwealth-Länder die Resolution verwässert, die auf dem 
letzten OAU-Gipfel in Liberia verabschiedet worden war, in­
dem Großbritannien nunmehr sein eigener Richter ist statt auf 
der Ank lagebank zu sitzen. Einige Frontstaaten sind gegen die 
Commonwealth-Entschließung, weil sie erkannt haben, daß die 

OAU-Resolution dadurch wertlos gemacht wurde. 

AlB: Wie verhält sich die Patriotische Front zu diesem Be­
schluß? 
PH. MAKONESE: Unsere Reaktion ist einfach und geradl i­
nig. Großbritannien hat uns kolonisiert. Es ist nun bemüht, den 
bestgeeigneten Weg zu fi nden, das gegenWärtige neokoloniali­
stische Regime, das rti tselhafterweise von Muzorewa geführt 
wird, abzusichern. Jedoch kann unser Unterdrtlcker und Aus­
beuter nicht unser Befreier sein und wird es nie sein können. 
Großbritannien hat der Commonwealth- Konferenz die Ent­
schließung schlicht aufgezwungen, um seine imperialistischen 
Interessen zu wahren. Unseres besteht darin, weiterhin die im 
Lande sich ausbreitende Revolution zu intensivieren. Dies ist 
der einzige Weg, auf welchem wir unsere Befreiung verwirkli­
chen werden. Wir sind unsere eigenen Befreier. 

AlB: Wie steht die ZAPU innerhalb der Patriotischen Front zu 
der britischen Einladung zu einer Verfassungskon ferenz in Lon­
don? 
PH. MAKONESE: Daß Großbritannien ausgerechnet jetzt zu 
einer Verfassungskonferenz aufruft, ist offene Arglist. Wir wer­
den an ihr teilnehmen. Täten wir dies nicht, hätte Großbri tan­
nien volle Handlungsfreiheit und wUrde dazu übergehen die 
Muzorewa-Marionettenregierung anzuerkennen. Gleichwohl 
werden wir an den Gesprächen in London teilnehmen, zugleich 
aber in Rhodesien mit dem bewaffneten revolutionären Kampf 
fortfahren. Wir werden keinem Waffenstillstand zustimmen. 

Verhandeln und kä mpren 

AlB: Wie steht die Patriotische Front-ZAPU zum Muzorewa­
Regime? 
PH. MAKONESE: Unsere Haltung zu m Muzorewa- Regime ist 
dieselbe wie zum Smith- Regime. Was uns betrifft, so hat sich 
das rhodesische Regime lediglich aus einem weißen zu einem 
schwarzen entpuppt. Im Kern bleibt das Regime dasselbe. Ar­
mee, Polizei , öffentliche Dienste und Rechtsprechung bleiben 
unverändert. Sie werden ausschließlich von Weißen beherrscht. 
Die Wirtschaft ist weitestgehend in den Händen von Weißen. 
UnterdrUckung und Ausbeutung der Schwarzen durch die Wei­
ßen bleiben an der Tagesordnung. Der kleine Bischof ist ledig­
lich ins Haus eingezogen und hat die Verantwortung übernom­
men, ein ebensolcher Unterdrtlcker und Ausbeuter zu sein wie 
sein Vorgänger Smith. Muzorewa, Marionette, die er ist, ist 
nichts weiter als ein schwarzer Smith. 
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T. George Silundika 

Tendenz zur Einheit 
FRAGE: Welche Bedeutung haben die jüngsten Schrille in 
Richtung Einheit der Patriotischen Front ril r den Befreiungs­
kampf'? 
T. O. SI.LUNDlKA: Um dies zu verstehen, muß man wissen, 
was früher geschehen ist. Seit 1972 waren wir ständig bemüht, 
eine unglückselige Geschichte von Differenzen zu beenden, in­
dem wir versuchten, die beiden Organisationen, die außerhalb 
Rhodesiens kämpfen, zu vereinigen. In Addis Abeba führten 
wir ab 7. Mai d. J . Gespräche, in welchen wir das zwischen den 
Bewegungen bestehende MillIrauen analysierten und die best­
geeignete Methode vorwärlszukommen diskutierten. 
Das Programm der Einheit, auf das wir uns am 16. Januar 1977 
geeinigt hatten, sah die völl ige Vereinigung von ZAPU und ZA­
NU zu einer einzigen Organisation yor, der Patriotischen Front. 
Von da an experimentierlen wir an der bestgeeigneten Methode, 
diese totale Vereinigung herbeizuführen und einigten uns auf 
das Prinzip einheitlicher Strukturen. Der einzige Unterschied, 
der unseren BemUhungen im Wege stand , war, daß die eine 
Gruppe zuerst an militärische Einheit dachte, während die an­
dere auf totale organische Einheit aus war. 

Vereinigungsorgan Koordinationsrat 

In Addis Abeba gelang es uns, eine Formel zu finden , die keine 
von beiden Positionen ausschließt, jedoch das Ziel der totalen 
Vereinigung im Auge behält. Im letzten Jahr erarbeiteten wir ei­
ne einheitliche militärische Struktur, und in diesem Jahr stellten 
wir ein einheitliches Statut fertig. Danach blieb uns, die Schritte 
einzuleiten, die gewährleisten sollten, daß diese Bewegung auf 
totale Einheit hin beinhalten würde. 
Aus diesem Grunde haben wir nun einen Koordinationsrat ge­
bildet a ls ein poli tisches Organ, das gemäß den ihm zur Erfül­
lung aufgegebenen politischen Leitlinien Autorität ausüben 
kann. Von dem Koordinationskomitee, das ihm voranging, un­
terscheidet sich der Koordinationsrat insofern, als er ein regulä­
res Organ darstell t, einen strikten Zeitplan für seine Arbeit be­
sitzt und regelmäßig zusammenzutreten hat. überdies hat er po­
li tische und militärische Programme auszuführen, die ihm von 
der gemeinsamen Exekutiye beider Parteien übertragen werden. 
Umerhalb des Koordinationsrates besteht ein Unterkomitee, 
welches für die Verteidigung yerantwortlich ist. Dieses Organ 
soll sicherstellen, daß gemeinsame militärische Vorhaben ausge­
führt werden. 
Die Bedeutung diestrr Strukturen liegt darin, daß wir doppelte 
Vorgehensweisen vermeiden können. Wir werden in der Lage 
sein , unsere Vorstellungen zusammenzutragen und unsere Prio­
ritäten richtig zu setzen im Hinblick, erstens, auf die politische 
Orientierung der Massen, und, zweitens, die Fortführung des 
Krieges. 
Dies wird unsere Stärke erhöhen. Dieser Prozeß ist nicht yor(l­
bergehend, beschränkt allein auf die Dauer des Krieges, son­
dern hat Yiel weiterreichende Bedeutung für den gesamten Be­
freiungskampf. 

FRAGE: Hat die Einsetzung Bischof Muzorewas als Premier­
minister "Zimbabwe-Rhodesiens" die Lage der Befreiungsbe­
wegung gfänden? 
T. T. SILUNDlKA: Unters tUtzt von skrupellosen und reaktio­
nären Elememen in der Führung Großbritanniens und der 
USA, versucht das Minderheitsregime die Welt zu überzeugen, 
daß die Einfügung schwarzer Gesichter in die Regierung einen 
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wirklichen Forlschritt bedeutet. Das grundlegende Problem je­
doch - die übergabe der gesamten Macht an das Volk von 
Zimbabwe - wurde nicht gelöst. 

Wir müssen nun die psychologischen Auswirkungen der "inter­
nen Lösung" bekämpfen - den Umstand , daß manche Leute 
sich von ihr haben täuschen lassen. 

FRAGE: Die "interne Lösung" wurde als sUdafrikanische lö­
sung bezeichnet. Was bedeutet sie für das überleben der Apart­
heid und wie weit ist Südafrika bereit zu gehen, um sie zu yertei­
digen? 
T. G. SILUNDlKA: Südafrika hat sog. "interne Lösungen" 
sowohl in Zimbabwe wie in Namibia bereits seit der Mitte der 
40er Jahre geplant, a ls die Vorstellung einer "Gruppierung" 
von Staaten des Südlichen Afrika in Kreisen der Nationalpartei 
diskutiert wurde. Die Vorstellung eines herrschenden weißen 
Südafrika, umgeben von wirtschaftl ich abhängigen Kl ientel­
staaten, stellt den Kern des Apartheid-Konzepts dar. 
Die Strategie geht Uber Rhodesien und Namibia hinaus. Sie 
schließt Versuche ein, die Frontstaaten wirtschaftlich und pOli­
tisch zu unterminieren. Südafrika hat das Smith-Regimes im­
mer unterstützt. Diese militärische Unterstützung wurde wah­
rend der Wahlperiode in Rhodesien erheblich gesteigert. Uns 
liegen Beweise vor, daß rhodesische Truppen - schwarze wie 
weiße - in SUdafrika ausgebildet werden. 

(Quelle: Anti-Apartheid News, London, Juli-August 1979) 

AlB -Übersetzer gesucht! 

Liebe AIB-Abonnemen und -Leser, 

die AlB-Redaktion ist seit ihrer Grtlndung im Jahre 1910 eine wei· 
testgehend ehrenamtliche geblieben, die auf die unentgelt liche Mit­
arbeit von Autoren und Oberset~ern angewiesen ist. 
Bedauerlicherweise unterliegt gerade unser für die Dokumentenwi­
dergabe so wichtiger Obersenerkreis einer hohen Fluktuation und 
bedarf dringend der Erweiterung - und sei es auch nur mit gele­
gentlicher Mitarbeit: Insbesondere Ober$etur aus dem spanischen, 
französischen und englischen Bereich sind gesucht. 
Biuc schreiben Sie uns gegebenenfalls mit Angabe von Anschrift, 
Sprache{n), Obersetwngskapazitllt und Hauptinteressengebieten 
(Themen, LlInder der Drinen Welt), und zwar an: AI B, Liebigstra­
ße 46, 3550 Marburg I. 



Patriotische Front Politische Grundsatz­
erklärung vom 20. 8. 1979 

I. Die Realität in Zimbabwe iSI eine Kriegssituation, in der die 
Bdreiungsstreitkraftc der Patriotischen Front, Imeressenver­
treter VOll sieben Millionen Bürgern Zimbabwcs. einen heftigen 
Kampf gegen die Krafte des RebelJc~nregimes führen, das die 
rassistische Minderheit der Siedler repräsentiert. 
2. Die ganze historische Entwicklung der derzeitigen Konnikt­
situationen zeigt, daß sich Großbritannien - seit 1890 hier Ko­
lonialmacht - in aufeinanderfolgenden Etappen nicht nur vor­
sätzlich seiner Verantwortu ng als Kolonialmacht für das Volk 
von Zimbabwe entzogen, sondern auch den rassistischen Forde­
rungen der Minderheilsgemeinschaft der Siedler in einer Weise 
nachgegeben hat, die bis zur Hinnahme des illegalen Aktes der 
einseitigen Unabhängigkeirserklärung fOhn e. 
3. &it die Kräfte der Patriotischen Front ihre revolutionäre 
Aufgabe Ilbernommen haben. wurde das Ungleichgewicht der 
Macht zwischen der umerdrilckten Mehrheit und der umer­
drUckenden herrschenden Klasse der Minderheit durch das Mit­
tel des bewaffneten Kampfes beseitigt. Durch ihren Schweiß 
und ihr Blut ist die Patriotische Front somit zum wirksamen 
und entscheidenden Fak tor im Em kolonialisierungsprozeß ge­
worden, der von der Kolonial macht nicht vollendet worden ist. 
Durch den Vormarsch des Befreiungskampfes, der zur Herstel­
lu ng einer festen und unanfechtbaren Kontrolle über ein riesiges 
Gebiet des landes und zur Ausdehnung der Militäroperationen 
auf uber 90 % des gesamten Gebietes von Zimbabwe geführt 
hat, ist die Patriotische Front, die die volle Unterstützung der 
Massen genießt, folglich zur allein dominierenden Kraft gewor­
den. die gegen das kolonialistische Siedlersystem kämpft und so 
die Rolle Großbritanniens als emkolonialisierende Macht so 
~eit vermindert, daß sie nu r noch nomineller Natur ist. 
4. Aufgru nd ihrer erlanglen militärischen und politischen Posi­
tion ist die Palriotische From einziger rechtmäßiger und wahrer 
Vertreter des Volkes von Zimbabwe, ohne deren Zustimmung 
keinerlei Regelung jemals erfolgreich sein könme. 
S. Die Patriotische Front, die anerkennt . daß der Prozeß zur 
Erreichung eines akzeptablen Verfassu ngsabkommens zwangs­
laufig eine Bewegung vom Krieg zum Frieden ist, ist der An­
Sicht , daß jede gewünschte verfassungsmäßige Regelung nicht 
vor der völligen Beseitigung der Ursachen des Krieges durch die 
Auflösung des rassistischen Unterdrückungsregimes und seiner 
Machtinslrumente und fOlgerichlig dessen Ersetzung durch eine 
wahrhaft demokratische Regierung, der die Befreiungsstreit­
kräfte unterstellt und unter deren Leitung sie in eine Vol ksar­
mee umgewandelt werden, halt machen darf. 

6. Die Bewegung vom Krieg zum Frieden, bei der es sich um ei­
ne Bewegung von einer undemokratischen Herrschaft durch die 
Unlerdrückerminderheit der Siedler zu einem demokratischen 
System handelt, kann nichl gleichzeitig auf der Verfassung ei­
nes lußerst rassistischen und undemokratischen Systems basie­
ren, dessen Vernichtung Ziel dieser Bewegung ist. Ei ne solche 
Handlungsweise verfälscht nicht nur das Prinzip der Demokra­
tie, sondern sanktioniert auch die Unrechtm!ißigkeit und den 
Rassismus. In diesem Sinne ist auch die Aufnahme von Bestim­
mungen in eine scheinbar demokratische Verfassung, die eine 
besondere Position für Gruppen und Gemeinschaften begrun­
den bzw. eine bevorzugte Behandlung solcher Gruppen und Ge­
meinschaften auf keiner anderen Grundlage als der der Rasse 
und Hautfarbe. unvereinbar mit den Prinzipien der Demokra­
tie, so wie wir sie verstehen und schätzen . Alle Bürger sind 
gleich vor dem Gesetz und müssen auch gleiche Rechte und Pri­
vilegien genießen. 

7. Der Prozeß der Herstellung des Friedens nach einem Krieg 
muß darauf gerichtet sein, die echte Unabhängigkei t durch die 
Anwendung solcher Modalitaten herbeizuführen, die diesen 
Prozeß fördern und nicht behindern . In diesem Zusammenhang 
müßte der Wahlprozeß, der zur Regierung eines unabhängigen 
Zimbabwe führt, nicht nur demokratisch sein, sondern aueh 
unter der Kontrolle solcher Personen oder Personengruppen 
stehen. an deren Objektivitat und Unpartei lichkeit nicht zu 
zweifeln ist. Die konservative Regierung Großbritanniens hat 
dadurch, daß sie den Wahlbctrug des gegenwänigen unrecht­
mäßigen Regimes im April a ls " freie und gerechte" Wahl bil­
ligte und sich fü r die Aufllebung der Sanktionen aussprach, je­
des Recht verwirkt, den Prozeß der Änderung zu überwachen. 
Sie ist entschieden voreingenommen fü r das unrechtmäßige Re­
gime. 
8. Jeder Plan fü r die Lösung des rhodesischen Problems muß 
mit den erklärten WUnschen und Interessen der Bevölkerung 
von Zimbabwe und dem Kurs in Einklang stehen, die die inter­
nationale Gemeinschaft, vor allem die Organisation fü r Afrika­
nische Einheit (OAU) und die Verei nten Nationen, in den letz­
ten 17 Jahren - d. h. von 1%2 bis 1979 - vorgezeichnet und 
konsequent sowie energisch vertreten hat. 
In dieser Zeit haben die Vereinten Nationen beharrlich gefor­
dert, daß Rhodesien entsprechend den Bestrebungen des Volkes 
von Zimbabwe entkolonialisiert wird. Sowohl die Vollver­
sammlung als auch der Sicherheitsrat lehnten 1965 auf Ersu­
chen Großbritanniens die einseit ige Unabha ngigkeitserklärung 
ab (Resolutionen 232 und 252). 1977 beantragte Großbritannien 
im Sicherheitsrat eine Resolut ion, die die Vereinten Nationen 
bevollmächtigen soll te, Wahlen in Zimbab ..... e im Rahmen des 
angloamerikanischen Plans zu überwachen. Im M!irz 1978 ver­
abschiedete der Sicherheitsrat eine Resolution, in der die soge­
nannte interne Regelung vom 3. März abgelehnt und eine Lö­
sung auf der Grundlage der UNO- Resolutionen ober Rhodesien 
gefordert wurde. 

ein zum brilischen Verfassungsplan 

9. Die Patriotische Front hat immer anerkannt, daß das Prin­
zip ernsthafter Verhandlungen über eine echte Regelung, die 
zu r vollständigen Übertragung der Macht von der Minderheit 
der rassistischen Siedler auf die Mehrheit des Volkes von Zim­
babwe führt, als zusätzliches Mittel fUr die Beilegu ng des der­
zeitigen Konnikts nicht auszuschließen ist. Die Patriotische 
Front spricht sich deshalb ror die Aufnahme von ernsthaften 
Verhandlungen mit der britischen Regierung aus, um einzu­
schätzen, ob eine ..... esent liche Grundlage fOr eine Übereinstim­
mung zwischen Großbritannien und ihr selbst besteht. 
10. Es muß klar verstanden werden, wenn die Patnotische 
Front die brit ische Einladung zu der vorgeschlagenen Konfe­
renz nach London akzeptiert, so hat sie damit ledigliCh noch­
mals ihre Bereitwilligkeit gezeigt, über eine Lösung zu verhan­
deln. Sie lehnt sowohl den vorgeschlagenen verfassungsmäßi­
gen Rahmen auf der Grundlage der unrechtmäßigen Verfassung 
im Rahmen der internen Regelung als auch den ungerechtfer­
tigten Vorschlag für einen Waffenstillstand ab. Deshalb wird 
der Krieg andauern, bis das Ziel der Befreiung erreicht ist. 
R. G . Mugabe J. N. M. Nkomo 
Präsident der ZANU Präsident der ZAPU 

(Quelle: Horizont , Rerlin, NT. 39/1 979) 
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Südafrika 

Interview mit Alfred Nzo 

Nicht einige Krümel ••• 

Drei Jahre nachdem der Sieg der Revolution in Angola und der 
Au/stand von Sowero die imperialistischen Mllch/e und ihre 
rassistischen Sachwalter im SUdlichen Afrika au/schreckten, 
dauert ihre Suche nach neokolonialistischen LOsungen an. Das 
Interview, das die Redaktion des A lB in Lusoka mit A(fred 
N1.o, dem Generalsekre.lllr des Afrikanischen NotianQ/kongres­
ses fANC) IOhnm konnte, geht alif diese Entwicklungen ein. 

AlB: Das SUdafrikanische Regime verfolgt gegenWärtig anschei­
nend eine Doppelstrategie: einerseits nimmt es eine hane Posi· 
tion bezüglich des ApartheidsYSIC:ms und seiner Namibia­
Politik ein, andererseits scheint es gewisse Zugeständnisse ein­
zuräumen. Was sind die Gril nde hierfü r? 
A. NZO: Ocr Hauptfaktor der polit ischen Entwicklung in SUd­
afrika ist heute die Intensivierung des nationalen Befreiungs­
kampfes im Lande selbst. Dies wurde vor allem durch den Sieg 
in den ehemaligen portugiesischen Kolonien deutlich - insbe­
sondere in Angola und Mocambique -, womit sich das Kräfte­
verhältnis drastisch verä nderte, und zwar zugunsten der Befrei­
ungsbewegungen. Dies zeigt sich in unserem Land in den lemen 
Jahren, in denen es einen unlweifelhaften Aufschwung in der 
Konfrontation mit dem Regime auf politischem wie militäri­
schem Gebiet gegeben hat. 

DoppeJstralegie Pretorias 

Angesichts dieser Entwicklungen war das südafrikanische fa­
schistische Regime gezwungen. die - wie Sie sagten - Doppel­
strategie einzuschlagen. So haben einige führende Vertreter des 
Regimes geäußen, daß Unterdrückung allein keine Lösung der 
Probleme sei, sondern daß es darüber hinaus darauf ankäme, 
die überzeugungen der Unterdrückten selber zu gewinnen. 
Die Ausführung dieser Strategie bedeutete. u. a. die Intensivi~ 
rung der Durchführung des Bantustan-Programms, also den 
Bantustans eine sog. Unabhängigkeit zu gewähren. Der erste 
dieser Bant ustans war die Transkei, die im Oktober 1976 für 
unabhä ngig erklärt wurde als Südafrika beneckt war vom Blut 
von Tausenden, die in Massakern vom Regime ermordet wor­
den waren, zu einem Zeitpunkt massivsten Volkswiderstandes. 
Es war klar, daß sich die Hoffnungen des Regimes darauf rich­
teten. durch die Verleihung der Unabhängigkeit die Menschen 
von der Teilnahme am revolutionären Befreiungskampf abzu­
lenken und auf den Weg der Illusionen zu führen. die vom Re­
gime verbreitet wurden. 
Der Kampf des Volkes im Lande hat das Regime sogar so weit 
gebracht. Ausdrücke zu benutzen, die wenige Jahre zuvor noch 
als Ketzerei angesehen worden wären. So war das Regime vor 
allem immer heftigeren Auseinandersetzungen seitens der über­
ausgebeuteten schwarzen Arbeiterk lasse ausgesetzt, die seit An­
fang der 70er Jahre eine Anzahl erfolgreicher Streiks gegen das 
Regime und die Monopolkonzerne durchführte. Eine der stän­
digen Hauptforderungc!n der afrikanischen Gewerkschaftsbe­
wegung, die nach Anerkennung der afrikanischen Gewerk-
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schaften. ist nun neben anderen im Berich! der Wiehahn­
Kommission aufgenommen worden, der jüngst veröffentlicht 
wurde (vgl. Interview mit Eli Wei nberg in AlB 7-8/ 1979; d. 
Red .). Dennoch wäre es völlig unrealistisch zu glauben. daß der 
Bericht dieser Kommission im Interesse der unterdrückten afri­
kanischen Arbeiter sei. 
Die ökonomische Realität in SUdafrika sieht heute so aus, daß 
die Widersprüche des Apartheidsystems nicht länger ignoriert 
..... erden können. Die burische. die Afri kaner-Bourgeoisie, wel­
che die Hauptkraft der herrschenden Klasse in Südafrika dar­
stellt. sieht sich der Tatsache konfrontiert. daß die südafrikani· 
sehe Wirtschaft sozusagen angekettel ist. außerstande zu expan­
dieren, eben aufgrund der Widersprüche des Apanheidsyslems, 
die u. a. die volle Teilnahme der Mehrheit der Arbeiterklasse an 
der EntwiCklung des Landes negieren. Irgendwann mußte das 
Regime diese Tatsache in Rechnung stellen, und diese Kommis­
sion und ihr Bericht sind Ausdruck dessen. 
Was also geschehen ist, ist folgendes: Wachsender ökonomi­
scher Druck und die Tatsache, daß es allen Vertretern der herr­
schenden Klasse klargeworden ist, daß einige Konzessionen g~ 
macht werden müßten, sowie der wachsende Widerstand der 
afrikanischen Arbeiter, dies zusammengenommen hat dazu ge­
führt, daß bestimmte Zugeständnisse gemacht werden, um der 
Konfrontation mit der schwarzen Arbeiterk lasse die Schärfe zu 
nehmen. Dahinter steht die Hoffnung, durch derartige gering­
fügige Konzessionen den Widerstand abzuschwächen und zu er­
sticken. womit den Interessen der kapitalistischen Monopole 
gedient wäre, deren Gendarm das südafrikanische Regime ist. 

AlB: Die Empfehlungen der Wiehahn· Kommission, sollten sie 
Gesetz werden, sind also nicht geeignet, den Widerstand der 
afrikanischen Arbeiterklasse abzuschwächen oder gar zum Er­
liegen zu bringen? 
A. NZO: Auf keinen Fall. Die Situat ion ist die: Jegliche Versu· 
ehe - und das ist in der Vergangenheit vielfach bewiesen wor­
den - den Widerstand des Volkes abzuschwächen, sind ge­
scheitert, und zwar gerade weil jegliche derartige Konzessionen 
aufgrund des Charakters der vom Regime verfolgten und von 
den internationalen Monopolen unterstUtzten Politik stets mi­
nimal ausgefallen sind . Was die schwarze Arbeiterklasse ..... ill. 
sind nicht einige kleine Krümel, die vom Tisch der Herrschen­
den fallen. sondern ihre vollen R«hte als Arbeiter. Deshalb 
wird auch der Versuch mit dieser Kommission letztlich schei­
tern. 

AlB: Das südafrikanische Vorgehen im Südlichen Afrika 
scheint international koordiniert zu sein, und zwar insbesonde­
re mit den USA und Großbritannien. Welche Ziele verfolgt die­
se Strategie? 
A. NZO: Wir müssen noch einmal zurückkommen auf die revo­
lutionären Veränderungen vor allem in Angola und M~am­
bique, aus denen Volksmacht-Regierungen hervorgingen. Dies 
bedeutete einen Schock für die politiSChen Vorstellungen des 
Imperialismus, die auf den überlegungen basierten, die im 
K issinger-Memorandum von 1969 niedergelegt worden waren, 



und in denen von der grundsätzlichen Fortexistenz der we1ßen 
Minderheitsregimes ausgegangen wurde. Diese wurden als es­
sentiell für die ökonomischen Interessen des Imperialismus an­
gesehen. Mit dem Sieg der revolutionären Befreiungsbewegun­
gen in Angola und M~ambique erl itt diese Vorstellung einen 
Schock. 
Dies brachte den Imperialismus zu der Überlegung, daß, wenn 
er nicht etwas unternähme, um die Entwicklungen im Südlichen 
Afrika zu kontrollieren, sie in bestimmte Bahnen zu lenken, sei­
ne gewaltigen wirtschaftlichen Interessen verloren zu gehen 
drohten. D. h. ganz gleich welche Veränderungen auch immer 
vonstatten gingen, diese dürften nicht dazu führen, daß die Be­
fre iungsbewegungen ins Lager des Kommu nismus übergingen. 
In dieser Situation tra t der US- Imperialismus in Begleitung des 
britischen Imperialismus auf den Plan und versuchte der Welt 
zu zeigen, daß er auf einmal interessiert daran sei, die Völker im 
Südlichen Afrika dabei zu unterstützen, multirassische Systeme 
zu errichten. 
Die revolutionären Befreiungsbewegungen ließen sich dadurch 
nicht täuschen. Sie erklärten ihren Völkern, falls sie die Bezie­
hungen zu ihren natürlichen Verbündeten, den sozialistischen 
Ländern, lockenen, würden ihre Länder eine Beute des Impe­
rialismus, und die Macht in den befreiten Ländern müsse fest in 
den Händen der revolutionären Kräfte bleiben und dUrfe nicht 
den Feinden des Volkes überlassen werden. 

AlB: Wie sieht der ANC die spezielle Rolle der Bundesrepu­
blik? 
A. NZQ: Sie wissen, daß der ANC in der Vergangenheit die Zu­
sammenarbeit zwischen der BRD und Südafrika dokumenta­
risch naChgewiesen hat, vor allem die nukleare Kollaboration 
(siehe ausführlich u.a. AlB 1/1979; d . Red.). Das konnte gar 
nicht anders sein, da die westdeutschen Monopole ebenso wie 
die anderen daran interessiert sind, Höchstprofite aus der über­
ausbeutung der schwarzen Bevölkerung unter dem bestehenden 
System zu ziehen, und deshalb haben sie ein Interesse daran, 
daß dieses System überlebt. 
Nun ist in der BRD eine sozialdemokratische Regierung an der 
Macht und diese hat immer versucht zu zeigen, daß ihr die In­
teressen der unterdrückten Völker am Herzen lägen und daß sie 
nicht so schle<:ht sei wie etwa die Strauß-Gruppe bzw . die 
CDU/CSU. Aber das hat nicht gewirkt. Denn was unser Volk 
vor Augen hat, ist, daß die BRD entgegen dem Herunterspielen 
der Zusammenarbeit auf allen Ebenen ihre Zusammenarbeit 
weiter verstärkt. 

Bonn muß Südafrika boykollieren 

Persönlichkeiten wie Willy Brandt z. B. argumentieren, daß ein 
Boykott Südafrikas die Probleme nicht lösen WUrde. Dabei ha­
ben wir als Organisation ständig versueht deutlich zu machen, 
daß eben diese Kollaboration das Regime nicht nur psycholo­
gisch stärkt, sondern vor atlem seine Fähigkeit vergrößert, sich 
zu halten. 

AlB: Welche Forderungen richtet der ANC an die Bundesregie­
rung? 
A. NZO; Die völlige Einstellung jeglicher Kollaboration mit SUd­
afrika auf allen Ebenen. Wir haben die Aufmerksamkeit der in­
ternationalen Öffentlichkeit vor allem auf die nukleare Kolla­
boration gerichtet, die den Weltfrieden gefährde!. Deshalb iSI 
es nicht nur Aufgabe des ANC, diese Kollaboration zu been­
den, sondern die aller demokratischen Krä fte in der Welt. 

AlB: Eines der Hauptverbrechen des Apartheidregimes in die­
sem Jahr war die Ermordung von Solomon Mahlangu. Wie hat 
der ANC darauf reagiert? 
A. NZO: Die DurchfUhrung dieses Verbre<:hens stellt an uns als 
Organisation die Aufgabe, unseren Kampf zu verstärken, um 
das System zu zerSChlagen. Die Entwicklungen in Südafrika zei­
gen, daß wir die Verbrechen des Systems nicht tatenlos hinneh­
men: der Kampf des Volkes verstärkt sich. 
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BHO -Neokolonialismus 

Dieter Kramer Auswärtige Kuhurpolitik 
Die sog. Auswärtige Kulturpolitik (AK) ist konzeptionell voll 
den Zielsetzungen der Außenpolitik der BRD untergeordnet. 
Um diesen Zielen dienen zu können, vereinigen sich in ihr -
bewußt oder unbewußt - Heuchelei, Opportunismus und Iheo­
rieloser Pragmatismus. Erleichtert wird dies dadurch, daß es 
nirgendwo eine genOgend ausgearbeitete Theorie der internatio­
nalen Kulturbeziehungen gibt, die kulturtheoretisch und 
politisch-ökonomisch abgesichert ist. 
Es ist wichlig, die speziellen Formen, in denen sich die aktuellen 
Widersplilche in der AK mani festieren, genau zu analysieren, 
damit die Poli tik fortschrit tl icher Kräfte in der BRD sich nicht 
im kritisierenden Zuschauen erschöpft. 1 Diese Thesen bedürfen 
des e eweises und Beleges. 
KUlturbeziehungen werden gelegentlich als "Drille Säule" der 
Außenpolitik deklariert. Walter Scheel verwendete die Formel, 
die AK sei "souverän und komplementar zugleich" und fo rmu­
lierte: " Ihre Starke ist die Stille".! Hildegard Hamm-Brtlcher 
versucht zu prazisieren, indem sie die besondere Bedeutung der 
" Dritten Säule" in dem "Fundament des gegenseitigen Ver­
trauens" sieht, das geschaffen werde durch "kulturelle Beteili­
gungen, die alles mit einschließen, was Diplomatie und Wirt­
schaft nicht umfaßt." l 
Die durch den kulturellen Kontakt vermittelte Verständigung 
und Sympathie zwischen Angehörigen verschiedener Staaten 
wird so als Mittel zur Vergrößerung des Instrumentariums der 
Außenpoli tik betrachtet. Bei Scheel lesen wir, die Auswärtige 
Kulturpolitik mUsse "mithelfen, gesellschaftspolitische Modelle 
zu setzen"4. Von einer solchen Konzeption kann man nicht 
mehr sagen, sie greife nicht in die inneren Angelegenheiten eines 
Staates ein, versucht sie doch unter der Hand dessen gesell­
schaftli che Entwicklung zu beeinnussen. Das gilt auch rur die 
Mittlerorganisationen, deren sich das Auswärtige Amt (AA) 
gern bedient, weil sie "A ktionsspielraum selbst noch ruf die Zu· 
sammenarbeit mit solchen Gruppen, die sich mit ihren Regie· 
rungen nicht identifizieren" S, besitzen. 
Die Funktionalisierung wird verschleiert du rch die wider besse­
res Wissen oder aus Unkenntnis verbreitete Formel von "Aus­
tausch und Zusammenarbeit"6 auf gleichberechtigter Ebene. 
Wenn R. Schlagintweit von Kulturbeziehungen, wie sie sich 
"auf dem freien Markt der Dienstleistungen und Güter" 
herausbilden?, redet, so geht er von dieser Fik tion aus. Walter 
Scheel bemüht gar den Kulturrelativismus als theoretische 
Grundlage und meint: " Alle Kulturen sind gleichwertig"!. 
Solch fikti ve Gleichheit, solch unterstelltes ausgewogenes Ver· 
hä ltnis von Geben und Nehmen setz! sich aber in der Praxis 
kaum anders um als etwa im Kulturabkommen mit Afghanistan 
wo beide Staaten sich versprechen, "das gegenseit ige Verständ­
nis für die Instilutionen und das soziale Leben des anderen Lan­
des zu fördern" 9. 
Ernst Otto ezempiel versucht bcl einer internationalen Konfe­
renz der Friedrich·Ebert-Sliftung in Arusha 1979 dieses System 
der Heuchelei zu durchbrechen, ohne fre'Hich echte Ahernati­
ven anzubieten: Er spricht von der "strukturellen AsymmelTie 
zwischen Empfängern und Gebern" 10 und meint, die Einseitig· 
keit des Austausches könne dadurch vermieden werden, daß die 
AK "von den Zielen der bundesrepUblikanischen Außenpolitik 
weitgehend abgekoppelt" und zu " Hilfe" umgestallet wird mit 
dem Zid, "dort die Bedingungen herstellen zu helfen, inner­
halb deren eine sinnvolle Aufmerksamkeit für die kulturelle Re­
präsentanz der Bundesrepublik Deutschland entstehen kann". 
Czempiel stellt einige ehrliche Fragen und meint z. H., eine zur 
"Akkulluration" filhrende AK sei problematisch: "Die bilate· 
ral vermittelte Akkulturation enthält also einerseits eine über-
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fremdung des Empfängers durch den Geber, und darin anderer­
seits, dessen spezienen Nutzen" . Er kritisiert , daß "Entwick­
lungshilfe in vielen Fällen an wirtschafts- und gesel1schaftspoli­
tische Aunagen gebunden wird, die ordnungspolilische Vorstel­
lungen Westeuropas nach Afrika übertragen". 
Czempiel empfiehlt statt des heuchlerisch propagierten Austau­
sches die "Kulturhilfe": "An die Stelle der gesel1schaftspoliti­
schen Bi ldung, die die Bundesrepublik in Afrika betreibt, tritt 
dann eine Hilfestellung zu der Verwirklichung afrikanischer ge­
seIlschaftspolitischer O rdnungsvorstellungen. Es ginge dann 
nicht mehr darum, afrikanische Führungskraftt' im Si nne der 
freiheitlich·demokratischen Ordnung heranzubilden, sondern 
dazu beizutragen, daß sich äquivalente afrikanische Ordnungen 
entwickeln." 
Was der formalen "westlichen bürgerl ichen Demokratie" äqui· 
valent ist, bleibt offen; die Vorstellungen laufen zudem Gefahr, 
in die Mystifi kation von Negritude usf. abzugleiten ("Erarbei­
tu ng und Wiederentdeckung afrikanischer Konzepte"). Und 
den zent ralen Bereich der wirtSChaftspolitischen Ordnungsvor­
stellungen ins Spiel zu bringen und die Notwendigkeit eines 
nichtkapitalistischen Entwicklungsweges offen zu proklamie· 
ren, fällt auch ezempiel nicht ei n. 
Das Konzept der "Kulturhilfe" bleibt dabei dennoch interes­
sant: "Der deutsche Beitrag erSChöpfte sich darin, Geldmittel 
und auf Anforderung, einzelne Expertisen beizusteuern. Die 
Kompetenz der afrikanischen Staaten jedoch, ihre Gesellschaft, 
ihre Entwicklung, ihre Kultu r zu definieren und zu entfalten, 
bliebe völlig unangetastet. Akkulturation würde durch Enkul­
turation ersetzt". Um die Einmischungsgefahr noch mehr zu 
verkleinern, schlägt er vor , diese Hilfe über eine "multilaterale 
Verteilerorganisation" zu verteilen (oh ne - und auch darin 
zeigt sich eine Ink onsequenz Czempiels - die dafür zuständige 
UNE~CO zu erwähnen). 
Ein solches Programm ist noch nicht Richtlinie der konkreten 
Politik. Aber auch der ehemalige Bundesprasident Walter 
Scheel hat jüngst, als er die Ausweitung der Arbeit des Deut­
schen Archäologischen Instituts auf Asien, Afrika und Süda­
merika begrtlndete, darauf hi ngewiesen, daß "es auch im Inter· 
esse Europas" sei, "die Völker der Dritten Welt bei der Wieder­
belebung der vorkolonialen Vergangenheit und der Erfor· 
schung versunkener Hochkulturen zu unterstützen, um sie vor 
kultureller Einebnung zu bewahren. Er unterstrich, wie sehr die 
Menschheit der Vielfalt bedürfe, wenn ihre schöpferischen 
Kräfte nicht versiegen sollten" ". 

" Kullurhilfc" a ls A lternative? 

Daß eine solche Politik der forcierten "Kulturhilfe" ebenfalls 
nur eine Erweiterung des außenpOlitischen Instrumentariums 
im Sinne der Anpassung an neue Notwendigkeiten ist, deuten 
einige Nebenbemerkungen Czempiels an: Die " Enlwicklung ei· 
ner eigenen afrikanischen Identität" dürfte "mit hoher Wahr· 
scheinlichkeit die Systl.'mkonkurrenz nicht verschärfen"; sie 
liegt im " Interesse einer wohlverstandenen bundesrepublikani­
schen Außenpolitik" 12. 

Bemüht Walter Scheel gelegentliCh den Kulturrclativismus, so 
scheinen bei Czempiel krude evolutionistische Vorstellungen 
nachzuwirken, wenn er schreibt: " Ist dann auf diese Weise im 
Laufe der Zeit die afrikanische Kultur so ausgeprägt und so au· 
tonom geworden, daß sie mit der europäischen konkurrieren 
kann, so lassen sich dann , aber eben erst dann, Formen des Kul· 



turaustausches auf der Basis einer pannerschaftlichen Zusam­
menarbeit einrichten" Il. Czempiel scheint sich nichts anderes 
als den Nachvollzug der europäischen Entwicklung vorstellen 
zu kö nnen. 
Eine andere Form der Heuchelei, auf unreflektierter Übertra­
gung von (auch hier nur idealiter existierenden) Institutionen 
bzw. Werten auf die Dritte Welt beruhend, wurde bei der Dis­
kussion um die Welt-Medienordnung sichtbar. Bundesaußen­
minister Genscher machte sich vor der Generalversammlung der 
UNESCO 1978 für Pressefreiheit und "Pluralität der Informa­
tion" stark l 4, obwohl er aus der Bu ndesrepublik wissen müßte, 
daß die formale Garantie der Pressefreiheit bei ökonomischer 
Ungleichheit keineswegs Meinungsvielfalt garantiert, und daß 
Meinungsvielfalt oft eine Formel ist, mit der sich Lüge und Ma· 
nipulation einen Freiraum schaffen wollen (und der wahre [n­
halt von Vielfalt, nämlich die Freiheit der Diskussion alternati­
ver Positionen anderer Mittel der Sicherung bedarf) 15 . "Deka­
lonialisierung der Information" und Abbau des "Informa­
tions- Imperialismus" 16 sind aktuell anstehende Aufgaben. Ob 
die BR D mit den 64 Medienprojekten, die sie seil 1916 in 38 
Staaten der Dritten Welt gefördert hat, dazu beiträgt, das dürf­
te nach solchen Äußerungen mindestens zu bezweifeln sein. 
Es gibt in der aktuellen Alltagsdiskussion ein anderes Beispiel 
für solche Heuchelei: 'Gern wird z. B:den afrikanischen Staaten 
empfohlen, sie sollten vom Nationalismus ablassen, damit sie 
nicht die gleichen schlechten Erfahrungen damit machen müß· 
ten wie die Europäer. Mit dieser Argumemationsformel wird 
Nationalismus (ohne den die europäische Geschichte des 19. 
Jahrhunderts nicht denkbar ist) gleichgesetzt mit Chauvinis· 
mus, der angebliche nationale Überlegenheit zum ideologischen 
Hilfsmittel imperialistischer Expansion machte. 

(loc'h._Insti' "' in I..ome 

Und es wird verschwiegen, daß die Herstellung einer nationalen 
Identität für die auf die kü nstlichen Grenzen der Kolonialzeit 
angewiesenen Staaten, bei denen vor koloniale Identitäten 
längst unwiderruflich zerstört sind, die einzige Möglichkeit ist, 
innere ethnische Spannungen zu relativieren und die notwendi­
ge Entwicklung der eigenen Ressourcen gegen außen abzusi­
chern. Abkehr vom Nationalismus zu predigen bedeutet also, 
sie eines wichtigen Mittels zum Schutz vor neokolonialistischer 
Subversion zu berauben. 
Ähnliches gilt für den Versuch, vorindustrielle " Intuition", Ne­
gritude oder ähnliches scheinheilig gegen den "Rationalismus" 
der EurOpäer auszuspielen. Damit wird unter den jetzigen 
Machtverhältnissen nichts anderes erzielt, als die erfolgverspre­
chenden Mittel des Widerstandes gegen die Durchdringung des 
Neokolonialismus zu lähmen. Das gleiche geschieht, wenn man 
mit scheinheiligem Pragmatismus Mißtrauen gegen Theoriebil­
dung züchtet 17. 

Gegenwärtig ermöglicht das vorhandene Theoriedefizit die un­
terschiedlichsten je a~tuellen pragmatischen Optionen, weil 
man nicht einmal auf der argumentativen Ebene beftlrchten 

muß, daß Absichten und Ergebnisse von außerkulturpOliti­
schen Konzepten wissenschaftlic h-systematisch kri tisiert und 
analysiert werden . 
Die Ideen, Lebensformen und Konsumgüter von kapitalisti­
schen Industries taaten wirken als Vorbild für die Bevölkerung 
wenig industrialisierter Staaten - wenigstens, sobald die tradi­
tionellen Ord nungen, die in der Regel eine wenig dynamische 
Bedürfnisstruktur besaßen, einmal in Bewegung geraten sind 
(und dafür hat meist schon der Kolonialismus gesorgt). Die ho­
hen Gebrauchswerte (Erleichterung des Lebens, Erhöhung des 
Genusses, Vergrößerung des Beziehungsreichtums, Gewinn von 
Prestige) der in diesen Industriestaaten vorhandenen Güter ma­
chen auch deren Lebensformen und Ideen attraktiv. Wenig ver­
wunderlich ist es, wenn dieser Kapitalismus seine Konsumver­
sprechen als politiSChes Mittel zu seiner Expansion und Macht­
sicherung einsetzt, zumal er in dieser Hinsicht gegenWärtig 
mehr zu versprechen scheint als der Sozialismus (bezogen auf 
das aus dem sozialen Zusammenhang gerissene, zum subjekti­
ven "Aufstieg" entschlossene Idividuum). 

Theoriedefizit und Opportunismus 

Evolutionistische Theorien des 19. Jahrhu nderts gehen mit aller 
Selbstverständlich keit davon aus, daß die "primitiven" vorin­
dustriellen Nationen auf mehr oder weniger abrupte Weise in 
den allgemeinen Fortschrittsprozeß integriert werden müssen. 
Auch der frühen deutschen Arbeiterbewegung sind Denkfo r­
men, die internationale Herrschaftsverhältnisse kulturelllegiti­
mieren, nicht ganz fremd. Lassalle z. B. "verschmolz Hegels 
These vom höheren historischen Recht der Kulturvölker mit 
Fichtes Idee vom Urvolk zur Bejahung eines deutschen bzw. 
preußischen Hegemoniestrebens. Er leitete aus der deutschen 
,Kulturentwicklung' das Recht ab, sich solche Länder zu assi­
milieren, die nicht imstande wären, dieses Niveau zu erreichen 
oder solche, dre ihr Entwicklungsniveau nicht hätten halten 
können und nunmehr als statuarische Trilmmer hinter der Ge­
schichte liegengeblieben seien" 18. 

Die marxistische Theorie relativierte und objektivierte diese Po­
sition, indem sie einerseits den Universalismus der kapitalisti­
schen Expansion nachwies, andererseits aber für den Sozialis­
mus davon ausging, daß der intensivierte internationale Aus­
tausch bei GeWährleistung der kulturellen Freiheit auf friedli­
chem Wege zu einer mehr oder weniger einheitlichen Weltkul­
tur führe. Marx und Engels schrieben: "An Qie Stelle der alten 
lokalen und nationalen Selbstgenügsamkeit und Abgeschlossen­
heit tritt ein allseitiger Verkehr, eine allseitige Abhängigkeit der 
Nationen voneinander. Und wie in der materiellen, so auch in 
der geistigen Produktion. Die geistigen Erzeugnisse der einzel­
nen Nationen werden Gemeingut. Die nationale Einseitigkeit 
und Beschränktheit wird mehr und mehr unmöglich, und aus 
den vielen nationalen und lokalen Literaturen bildet sich eine 
Weltliteratur" 19. 

Universalisierung ist dabei jedoch nicht Nivellierung. Lenin 
meint, daß der Sturz des Kapitalismus "in gewaltigem Ausmaß 
den Fall aller und jedweder nationalen Scheidewä.nde beschleu­
nigen wird, und er wird dadurch die Di fferenzierung der 
Menschheit im Sinne von Reichtum und Mannigfalt igkeit des 
geistigen Lebens und der ideellen Strömungen, Bestrebungen 
und Schattierungen nicht abschwächen, sondern millionenfach 
steigern"26. Damit sind zwar wichtige Positionen theoretischer 
und programmatischer Art abgesteck t, aber eine den aktuellen 
Problemstellungen adäquate Theorie existiert nicht. Die Aufga­
be wird dadurch noch komplizierter, daß man angesichts der 
Wachstumsproblematik nicht davon ausgehen kann, daß die 
"Einheit in der Vielfalt" sich in absehbarer Zeit auf dem Hin­
tergrund materiellen ü berschusses realisieren kann. Auch mate­
rialistische Theoriebildung ist - trotz der unbest reitbaren ha­
hen Quali täten etwa der sowjetischen Nationalitätenpoliti k -
noch nicht in der Lage, befriedigende Aussagen zu diesen Kom­
plexen zu machen. 
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r--------Kulturpolitische Institutionen--------, 
I. Goelhe-Inslilul e. V. (GI) 
Mit 3.100 festen Angestellten in aller Welt und 125 Zweig- und Ne­
benstellen in 60 Undern ist das GI die größte Mittlerorganisation der 
Auswärtigen Kulturpoliti k . 1959 ilbcrtrug ihm das Auswärtige Amt 
die ihm unterstellten oder gefOrderten KultUriostitute im Ausland. 
Hauptaufgaben der AuslandsinstiWIC sind die Erstellung eines öf­
fent lichen Kultur- und Diskussionsprogramms, die Unterhaltung ei­
ner Bibl iothek und die Abhaltung oder Unterstützung deutscher 
Sprachkurse. 

2. Deutscher Akademischer Austauschdienst (DAAD) e. V. 
Seit der Grtlndung 1949 ist der DAAD die größte Sielle zur Vergabe 
yon Auslands- lind AusländerSlipendien. Der DAAD finanziert jahr­
lieh Stipendien fUr etwa 4.500 bundesdeulsche Studenten und Wis­
senschaftler sowie BRD-Studien- und Informationsaufenthalte für et­
wa 8.000 ausländische Akademiker. Er unterhält 7 Auslandsbtiros 
und fina nziert etwa 375 Lektoren fUr deutsche Sprache im Ausland. 

3. Alcxander-~on-H umbol dt·Stlrtung (A~H) 

Mit 44 Angestellten ist sie die kleinste unter den Miltlerorganisatio>-­
nen. Die Al e)(ander-~on- Humboldt-Sliftung ermöglicht jährlich etwa 
1. 200 sorgfältig ausgesuchten ausländischen Wissenschaftlern fUr 
spezielle Forschungsprojekte einjährige Aufenthalte in der BRD. 

4. Inter Nationes (IN) e. V. 
Die IN fungiert als zentrale Lieferstelle für gedrucktes, belichtetes 
und magnetisiertes Propagandamaterial, das Goethe- lnstitute und 
BRD-Botschaften auslegen, ausleihen oder sonstwie verwenden. Täg­
lich werden etwa 9.000 Propagandasendungen mit einem Gesamtge­
wicht von ca. 6.000 kg ins Ausland verschickt, darunter eine illu­
strierte scala in einer Auflage von 300.000. 

s . InSlilut fü r Auslandsbeziehungen (IfA) 
Die IfA ist eine bereits 19I7 unter Schirmherrschaft von König Wil­
he lm 11. von WUrtlemberg gegTUndete öffentlich-rechtliche Anstalt 

Die sowjetische Ethnographie diskutiert in diesem Zusammen­
hang das " ethnische Paladoxon" der Gegenwart- eine "Ten­
denz zur Verstärkung des ethnischen Selbstbewußtseins, unge­
achtet der Abschwächung ethnischer Eigenschaften"!'. Diese 
Tendenz ist zwar erkannt, sie wird aber nicht in ihrem dialekti­
schen Zusammenhang mit der Tend€n,zur Entwicklung einer 
" Weltkultur" diskutiert. Der sowjetische Ethnologe Bromlej 
schreibt: "Neue Ethnien .. werden auch in absehbarer Zeit 
entstehen, bis zu dem Zeitpunkt, wo die gesamte Menschheit ei­
ne einheitliche kulturelle Gemeinschaft bildet"ll. Der Weg zu 
dem von Lenin "vorhergesagten globalen Zusammenschluß der 
Nationen" sei "außerordentlich lang und komplizien "; ihn 
" künst lich zu forcie ren" ist als "nationaler Nihilismus" genau­
so falsch wie Hemmung dieses Prozesses durch Nationalis­
mus2l. Dies ist jedoch nur eine Kompromißformel, die alles of­
fen läßt. 

Kulturpolitik internationaler Organisationen 
~nd nationaler Befreiungsbewegungen 

Die kulturrela tivistischen Theorien der angelsächsischen Kultur­
anthropologie betOnen Wert und Eigenheit jeder Kultur und 
anerkennen damit deren Bedeutung als Teil der Vielfalt 
menschlichen lebens. Indem sie aber für die Beziehungen der 
Kulturen untereinander keine Theorie liefern (vielmehr tenden­
ziell ebenfalls europazentristische P raxis legitimieren), sind sie 
fil r eine Theorie der Außenkulturöeziehungen wenig hi lfreich24. 
In der Praxis darf es nicht nur um formale Nichteinmischung 
(wie in der Vorstellung von Partnerschaft und Gegenseitigkeit), 
auch nicht nur um neutrale Hilfe gehen (wie Czempiel vor­
schlägt), sondern um den akt iven Schutz der eigenen Entwick­
lung jeder Ku ltur im Rahmen der selbständigen gesellschaftli­
chen Entwicklung (wie sie im P rinzip nur im Rahmen eines anti­
kapitalist iSChen Entwicklu ngsweges möglich ist). 
Zwischen wirtscha ftlicher und kultu reller Entkolonialisierung 
bestehen enge Beziehungen. "Der übergang zu einer Gesell­
schaft mit ei nem höheren Stand der Produktivkräfte verlangt 
3& 

"mit dem Zweck, Auslandsdeutsche an ihre verlassene Heimat zu 
binden und in dieser von deren Pioniertaten zu kUnden" (Die Zeit). 
Sie stell t heute u. a. Ausstellungen fUr das Ausland zusammen, fUhrt 
eine Spezialbibliothek und Auskunftsstelle tibeT internationalen Kul­
turaustausch und gibt die theoretische Zeitschrift für Kulturaus­
tausch heraus. 

Finanzierung 
Alle Mittlerorganisationen werden mehr oder weniger vom Auswäni­
gen Amt und anderen offiziellen Stellen finanziert und sind deren po­
litischer Linie verpnichtet. Im einzelnen sehen die Abhängigkeiten 
wie folgt aus: 

Organisation 

G I 

DAAO 

M H 

IN 

IfA 

Ausgaben 
1977 
in Mio DM 

128,9 
96,4 

27,9 

29,9 

10,9 

Hauptgeldgeber 

Ausw. Amt (AA) 
AA, BMBW (Bun­
desministerium fllr 
Bildung und Wissen­
schaft), BMZ (Bun· 
desministerium für 
Wirtschaftliche Zu­
sammenarbeit) 
AA, BMFT (Bun­
desministerium fOr 
Forschung und 
Te<:hnoIogie), BMZ 
AA, Bundespresse­
amI (BPA) 
AA, SPA 

(Alle Angaben nach: Oie Zeit, NT. 24/8 . 6. 1979) 

eine Erhöhung des Kulturniveaus"2' . Damit verbunden ist die 
aktive Einbeziehung der Bevölkerung in die Gestaltung und 
Lenkung des Aufbaus der Gesellschaft; zwischen kultureller 
und politischer Emanzipation besteht ein enger Zusammen­
hang. 
Diese hohe Bedeutung des kulturellen FaktOrs findet einen Nie­
derschlag in kulturpolitischen Dokumenten. Die konkrete inter­
nationale Kulturpolitik hat dabei an verschiedenen S.tellen be­
reits Ergebnisse gezeitigt, die der notwendigen theoretischen 
Reflexion Anstöße verleihen können und als Teil des realen kul­
turellen Entwicklungsprozesses mit einbezogen werden mUssen 
(und die Forderung, sich an internationale Abkommen inhalt­
lich und nichl nur verbal zu halten, kann in der BRD heute in 
diesem Bereich ein wichtiger Programmpunkt sein).26 
In der Empfehlung der UNESCO-Kon ferenz von Nairobi 1976 
"über die Teilnahme und Mitwirkung aller Bevölkerungs­
schichten am kulturellen Leben" 21 werden "WUrde" und 
"Wert" jeder Kultur betont; kulturelle Identität und Kontakte 
zwischen den Kulturen gehören - anders als bei Czempiel -
zusammen. 
Die vom Kulturrelativismus propagierte prinzipielle Gleichwer­
tigkeit soll auch institutionell abgesichert werden. Dazu gehö­
ren auch "Maßnahmen ... , um den verderblichen Einfl uß der 
,kommerziellen Massenkultur' zu bekämpfen, die die nationa­
len Kult uren und die kulturelle Entwicklung der Menschheit ge­
fährdet, die Herabwürdigung der Persönlichkeit zur Folge hat 
und einen außerordentlich schädlichen Einfluß auf die Jugend 
ausübt". BezügliCh der internationakn Zusammenarbeit er­
scheint als leitendes Prinzip der Versuch der institutionellen Ab­
sicherung der Vielfalt. Die Mitgliedsstaaten sollen "den kultu­
rellen Austausch fortentwic keln und vielfältiger gestalten, um 
eine immer gründlichere Beurteilung der Werte jeder Kultur zu 
gestatten und insbesondere die Aufmerksamkeit auf die Kultu­
ren der EntwiCklungSländer zu lenken, was einen Achtungsbe­
weis für die kultu relle Identität dieser länder bedeuten würde". 
Als nationales Beispiel zeigt das Programm der FRElI MO­
Pan ei von Moo:;ambique exemplarisch, welche Rolle Kul!\H pro­
grammatisch zugeschrieben werden kann. Es proklamiert: " Im 



Bereich der Kultur fOrdert die Partei alle kulturellen Aus­
drucksformen des moo;ambiquanischen Volkes, indem sie ihnen 
revolutionären Inhalt verleiht und sie auf nationaler und inter­
nationaler Ebene verbreitet, um spezifische moo;ambiquani­
sehe Eigenheiten herauszuste llen. Unter der Leitung der Partei 
ist die Kultur eine wertvolle Waffe fUr die revolutionäre Erzie­
hung unseres Volkes und dadurch im ideologischen Kampf. Die 
Hauptaufgaben der Partei im Bereich der Kultur bestehen dar­
in, die künstlerische Betätigung der Volksmassen anzuregen 
und anzuleiten". 
Eine besondere Rolle spielen neben modernen Medien wie Film 
und Buch dabei (wie in Europa im 19. Jahrhundert) traditionel­
le Volkskultur-Elemellle. Es sollen "alle Elemellle des kulturel­
len Ausdrucks unseres Volkes slUdiert und bewahrt werden. In 
dieser Hinsicht si nd die Sammlung mUndtich Uberlieferter Tra­
ditionen und deren SlUdium "on besonderer Bedeutung." 21 
Die Entwicldung der Auswä rtigen Kulturpolilik der BRD den 
Staaten der Dritten Weh gegenOber verlief von der Konzeption 
der kulturel len Selbstdarstellung, gerichtet an anpassungswillige 
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Rezensionen 

Krisenstrategien zum Südlichen Afrika 

Die re\Olulionären Entwicklungen im SOdlicllen Afrika ließen die Zahl 
von Publikationen anschwellen, die sich als "Krisenlileralur" bezeich­
nen lassen. Ihr gemeinsamer Anspruch : Handlungsanweisungen, lö­
sungen für die als Krise aufgefaßle Entwicklung zu liC'fcrn. Neben Ar­
beiten konservativer und reaktionärer Richtung (l. B. G. Gillessen, K. 
Stephan) sind zwei liberal bzw. sozialdemokratisch inspirierte Titel er· 
wähnenswert. Zum einen 
Erns t·Ou o Czempld • • ' rifllenspolilik im südlichen Afri ka. K.l~r· 
Griinewald Verlag. Münchrn-~hinz 1916. 112 S . • 19,80 DM . 
Dieser Band stellt gcwissermaßen das Fazit und die Leit linie einer unter 
dem Titel "Studien wm Konflikt im SIldlichen Afrika" herausgegebe­
nen Reihe dar, die vorn Katholischcn Arbeitskreis Entwicklung und 
Frieden (KAEF) als Projekt erarbeitet wurde. ErkUlrtt'S Ziel der Reihe 
ist "Praxisbelug", die Absicht, Handlungs!nderungen durch Entwick­
lung konkreter Vorschläge lU erreichen (S. VIII). Am Anfang steht be­
reits die dogmat ische FestJegung des " empirisch-analytischen Wissen­
schaftsbegriff(s)" als "allein angemessen" (ebenda). Das Konzc:pt ""eiß 
sich "in Einklang mit den Steuerungsm«hanismen der liberalen demo­
kratischen Gesellschaft" (ebenda). Das ve rheißt nichts Gutes. 
Clempiels Absicht he$teht darin, eine "Friedensstrategie" fQ r die BRD 
lU emwerfen. Ihre Begründung ist indessen rein moralisch (S. 11). 
Zwar seien keine" Verbreitung des jeweils eigenen Herrschaftssystems 
und der eigenen Ideologie" intendkn (5. 9), aber aleichuitia bemüht 
Clempiel durchsanaia das abgeadffene Stereotyp, das revolutionlre 
Veränderunaen in Afrika mit sowjetischer "Machtpolitik" in eins 
setzt. Worin also besteht das Ziel1 In der Anwendung eines nelliblen 
Instrumentariums gegenüber unerträglich gewordenen politischen Ver­
bilndeten. Zu langes Zögern nämlich haUe beispielsweise, "der er­
schre'Ckendste Beleg", in Portugal fast "den Kommunismus an die 
Macht gebracht" (5. 13). Damit ist die Katze aus dem Sack. 
Czc:mpiel umcrzieht dann die einzelnen ,.Akteure" einer kursorischen 
Betracht ung: die UNO, die OAU, die Befreiungsbewegungen (die kur­
zerhand als deren "handelnder Arm" (S. 31) vCTeinnahmt werden), die 
Gewerkschaften (nur den lBFG) sowie die Kirchen. Über 5üdafrika 
werden verharmlosende Statements verbreitet: "El wird aber nicht ae­
mordet." (5. 28) Der Strategie des bewaffneten Kampfes wird mit 
wohlgesetlten theoretischen, wennalcich am Kern stets vorbeigehenden 
Überlegungen die leille Bcrechti&una abgesprochen. Gn!dig wird mo­
ralisches Verstandis einaerlumt. Politischen Aussagen entzieht sich die 
Arbeit - gemäß ihrem Wis~nschaftlibegriff - völlia. Ein in seiner 
Massierung von Wörtern wie "Akteur", "Einwirkung" usw. uner­
träglicher, lugJeich Qualmiger Stil wi rkt auf politische Sachverhalte wie 
ein Desinfektionsmiuel: Es wird "analysiert" als sei es ein Experiment 
der Dampfdrucktechnik. Gerade das aber ist es nicht. Daß der aestellt ­
wissenschaftlich-"neutrale" Stil ohne weiteres Eruugnisse der Zei· 
lungsfeuiliclOns wie "Supermachte" integriert, spricht Bände. 
Es kennleichnet Clempiels Position ~ur Problematik, daß er das rassi­
stische Konzept der "Bantustanisieruna" durchaus "prin~ipiell als eine 
Möglichkeit" ansieht, "die friedliche Koexistenl der Rassen in SOdafri­
ka zu gewährleisten" (S. 72). 
Entsprechend fallen ClCmpiels Lösungsvorschläge mager aus. Nebtn 
manchem, was Ansall einer Verllnderung in der Polit ik der BRD sein 
kOnnte (ErschwCTung von Auswanderung etwa), findet sich der Vor-

38 

schlag, die BRD möge ~ur Optimierung des Bantustan·Proaramms bei­
tragen (S. 13), oder die Idee, Südafrika wirtschaftliche AnreilC filr 
po l itisch-so~ia1e Reformen lU bieten (5.82). "Wandel (lurch Handel" 
wie gehabt, oder - so Czempiel - .. Überredung". 
Falit: Ein Konzept , das wenig über den Status QUo der Bonner Politik 
hinausgeht. 

In mancher Hinsicht hebt sich von Cz.empiels Buch positiv ab: 
Helmut 8 ley/ Rllinn Tetzlaff (Ursg.), Afrlk ll und Bonn, Versiiumnisst 
und Z"'i ngr deut5l'her Afrika-Politik. rororo-aktut ll 42'70, Reinbek 
1971, J4I 5., 8,10 DM. 
In einer Anzahl ve rschiedener Artikel werden Aspekte der Bonner 
Afrika-Politik behandelt, so der Komplex der Entwicklungspolitik 
ebenso wie das Thema "Wird Afrika rot1" (5. 169fO; einführende Da­
ten stehen neben der Behandlung reaionaler Themen. Im Vordergrund 
steht auch hier die Sildafrika-Frage. Das Interesse der Autoren ailt vor 
allem der ,.Frage, wie Bonn auf die diversen Krisen Afrikas - yor al­
lem im südlichen Afrika reagiert hat" (S. 9). Abgerundet wird der 
Band durch ein n Thesen umfassendes Memorandum zur BRD­
Politik. 
Die einu:lncn Artikel sind von unterschiedlicher Qualitilc. So faHen et­
wa die von Grohs ("portuaiesische Afrika-Politik") oder Ruth Weiss 
(,.Rhodesien-Konnikt") erheblich hinter die meisten anderen zurtlck, 
die sich durch materialreiche, leils realistische Einschätzungen und lU ­

weilen ernsthaftes 8emühen auszeichnen. Durchgangig wird an der 
Afrika-Politik Bonns Kritik geÜbt, zumal an ihrer Doppelbödigkeit, ih_ 
ren Widersprtlchen und Borniertheiten (etwa S. 33 [0. Zu fragen ist je­
doch, ob es sich tat.s3.chlich, wie gesagt wird, ausschließlich um " Fehl­
leistungen", "Defizite" und dergleichen handelt (5. 10). Ebenso, was 
denn eigentlich der Maßstab für die Krise an der Bonner Politik ist. Er­
steres kann nur ernsthaft bchauptet ..... ·erden, wenn man davon ausgeht, 
daß diese BRD talsachlich nur aufgrund ~on Fehleinschltzungen usw. 
gehandelt hat. Ausgeblendet bleibt dabei die Frage, ob nieht der Cha­
rakter der BRD als imperialistischer Staat diese Politik zwingend nach 
sich zog und zieht - was u. E. der Realitat entspricht. Folgerichtig 
nimmt die Kritik frilhleitia eine fatale Richtung. Hatte Bonn anders­
im Sinne von Tetdaff, Mathies oder Rode gehandelt - so stilnde sie 
nun anders da. Standpunkt der Autoren ist also mitnichten das genuine 
Interesse der Völker Afrikas, der gegen von eben der BRD ullterstützte 
rassistische Regimes kämpfenden nationalen Befreiungsbewegungen, 
sondern dasjenige der BRD - einer imperial istischen Macht. Bei Rode 
kommt dies besonders deutlich l um Ausdruck. Vom Wt:\ten und "sei­
nen Interessen" ist da die Rede, von "unseren eigenen legitimen inter­
essen" (5. 97/98) usw. 
Die Zwiespältigkeit des Bandcs liegt darin, daß sie positive Ansatze ­
so fordert das Memorandum l. B. immerhin die Respektierung des be­
waffneten Kampfes, spricht sich geaen westlichen In tCTven tionismus 
aus - mit dem Jurchgangigen Klischee vereinbart , es gelte, der Sowjet­
union (in allen ihren publizistisch gehandelten Maskeraden wie Kuba, 
Angola usw. vorgestellt) Paroli l U bieten. Das Raster "Griff Moskaus" 
beherrscht das Denken der meisten Autoren. Mathies, der sich mit dem 
Realitatsgehalt der Behauptuna einer sowjetischen Bedrohung zu be­
schiftigen vorgibt, kommt trOtl einiger realisti scher Einschrankungen 
letztlich wieder bei einer Bestatigung dies.cs Propagandaklischees her­
aus. So werden etwa bei der Abhandlung der Legende von der Bedro­
hung der Seewege um Afrika nicht etwa die Prinlipien sowjetischer Po­
litik und die Fakten in notwendiger Ausfllhrlichkeit da rgestellt: nein, 
lU schwach sei die UdSSR bloß und das militärische Risiko tu hoch -
um sodann zur Erörterung angeblicher "Teiltieie der UdSSR" überzu­
gehen (5. 17~). 

Die pos it i~en Absichten einigeT Autoren verdienen Beachtung. Sie .... er­
den jedoch erheblich in ihrem Wert gemindert durch methodische Sinn­
losigkeiten wie Tetzlaffs akrib ische Aufzahlung von unterschiedslos als 
"zwischenstaatliche Krisenherde" benannten völlig verschiedenen 
Konflikten (5. 14/ 15), vor allem aber du rch die Zwangsvorstellung, al ­
les ins Kors.c ll der Bedrohunaslegende ~wänaen w müssen. Gehen auch 
einiae der gemachten VOI"schUlge Ober Czempiels Arsenal hinaus, so 
bleibt doch das Eraebnis, daß auch hier der Versuch unternommen 
wird, sozialHberale (Süd-) Afrika-Polit ik im Intercsse eben dieser impe­
railistischen BRD stromlinienfOrmiger gestalten zu helfen. 

J. Ostrowsky 



Kurzinformationen 
Iran 
Bei den Wllhl~n rinn Ex~rlenausschuß~ ~ur Vorbereitung der Ver­
raS5ullg rOr die Islamische Republik han _ Vcrabschieduna des vorlie­
gcnden ISO-Arlikl,'l-Enlwurfn nach überarbei tung durch eine Volks­
abstimmung - erh ielt am ] . August d. J. die Islamisch-Republikani­
sche Partei "on A)'aIOllah Khomdni mit 63 \'01\10 Mandaten die klare 
~lehrhC'il. Die konsequenten Linkskräfte konnten hingegen bei diesen 
Wahlen keinen entscheidenden Einnuß erringen. Halte die iranische 
Großbourgeoisie nach den im 1uli beschlossenen Verstaallichungsge­
setzen keinen Wahlboykolt erreicht, so intensivierte sie im Verein mit 
in ternatioßalc:n Kom:erncn und untergetauchten SAVAK-Agenten ihre 
gegcnrcyoluliorUlren Aktivi täten. Oie religiOse Filhrung reagierte auf 
diesen Druck nicht mit der MObilisierung der Volksmassen zur Lösung 
der dringendstcn Probleme des Landes. Vor allem in Iranisch­
Kurdistan spiwe sich die Lage l,lJ . Mit hochmoderner Militllrtech nolo­
gie verslJchten Regierungslruppen aus der Luft lJnd zu Lande die For­
derungen der Kurdenbevölkerullg nach innerer Autonomie im Rahmen 
eines iranischen Einheitsstaates aus der Weh zu schaffen. Eine demo­
kratische Uhung der Niltionalitlltcnfrage im Vielvölkerstaat han aber 
ist fIIr die Perspektivr des revolutionären PrOZeS5n ebenso bedeutungs­
voll wie das Anpacken weiterer bisher offe!)er Probleme. z. B. einer deo 
mokratischen Agrarrc:form. der Vertiefung der Verstaatlichungspoli­
lik. der radikalen Dcmokratisierung der Armee oder der Schaffung ei­
ner revolu tionären Einheitsfront des Volkes. Ermutigt wird die Konter­
revolution du rch writere Schwllchen drr Regierung, die sich. so die 
T udeh-Partei in einem Offenen Brief vom 23.7. 1979. "im wesent li· 
chen an den Interessen der liberalrn Bourgeoisie im Iran orientiert." 
Von Ministerpräsident ßazarllan (,. Wir hoffen, daß Bua,rgan das Ren­
nen machen wird", so ein Sprecher des U5-Außcnministeriums gegen­
über der Ne"" ' ''''ek vom 3. 9. 1979) und seinrr Regirrung sind indessen 
die Aulllebung d~r Verfol l ung der Linkskr'lflr und des VerbolS ihrer 
Zeitungen gefordert. 

Indien 
Seit Juli d. J . dreht sich in Indien wieder das Regierungskarussell. Der 
Spaltung dtr sei t 1971 regierenden Janlltll·Partei sowir dem Rücktritt 
der Regit rungen Dcsai und Sinllh und dtr AnSl:tzung von NelJ"'ahlen 
im Dezember d. J . liegtn zwei HalJptu rsachen zugrunde. Zum einen 
zerbrach d ie Janata·PHTlei an ihrer eigenen Heterogenität. Halle sie an­
fan gs noch die Ablehnung d~s autoritären Regieruogsstils Indira Ghan­
dis zusammengeschweißt, traten alsbald die Kämpfe und die Vorherr­
schaf! innerhalb der Junata-Partei in den Vordergrund. Die Panikular­
interessen der Partei der UnberOhrbaren. der Sozialisten. der Partei der 
Großbauern sO"'ie drr rechtsnationalen Jana Sallgh brachen sich in 
StUrzen von Pro"inzrrgierungen und gcwaltsameu AuseinanderSl:tzun­
gcn zwischen Hindus und Moslems Bahn . Wcsentlkh fOr das Scheitern 
der Janata-Regierung war ihr nur vages Wi'\Schaftsprogramm, 

Für die Wahl im Dezember stehen skh Telle der Janata-Partei und die 
Kongreßpartei Indlra Gandhis auf dcr einen und ein Linksbtl ndnls auf 
dcr anderen Seite gegenüber, das aus der KP Indiens. der Revolu tionä­
ren Sozia liuiJchen Partei , der Sauern· und Arbeiterpartei sowie dem 
Vorwärtsblock besteht. 

Brasilien 
Die ForderunIl nach einer allgCffieinrn Amnestie für politische Gefan­
gene zlihlt zu den Kernpunktcn des pol itischen Programms der antidik­
tatorischen Massenbeweguna Brasiliens. Ende August d. J. hat jetzt der 
brasilianische Konllreß ein "on der seit dem 15. März amtierenden Re­
gierung Figuei rcdo eingebrachtes Amnestlegesetz gebilligt. das zwi­
schcn 4()()() und 5()()() inhaft ierte Personen betrifft. Entsprechend dem 
vom Regime anges trebten "kontrollierten Wandel" zur "rtlativen Oe­
mokratir" (vgl. AlB Nr. 21 1979) handelt es skhjcdoch um eine Amne­
stie mit EinschrAnkungen. Erstens sind solche Personen ausgeklam· 
merl. dir nach Ansicht des Regimes "terroristische Aktionen" bcgan-
8rn haben; zweitens erfollt die Freilassung ohne Entschädigung für die 
Haft und ohne Wiedereinsetzung der Betreffenden in den Mililär- und 
Bettmtcndienst. (Allein I JOO der aufarund der faschistisehen Sonderge­
setl\' in Haft genommenen Personen sind Milhän. 11 00 s ind Beamte.) 
Das neue Amnestiegesetllrilgt somit einen zwcischneidigen Charakter: 
Es ist ein deutl iches Zugeständnis an die Opposition, ohne jedoch die 
von der Massenhcwegung erhobenc Fordcrung nach einer Generalam­
nestie einzulösen. Vor allem die fortbestehende lliegalisierung der poli· 
tischen Opposit ionsparteien (mit Ausnahme der MOB) zeigt, daß VC1'­
fo lgungsmaßnahmen gegen Regimegtgner au~h in der Zukunft zu er­
warten sind. 

Angola 

Wenige Tage vor seinem 51. Geburtstag starb in Moskau am 11 . Sep­
tember I)r. AiU511nho Neto. P räsident der Volksrepublik Angola. 
FUhrer der angolanis~hen Revolution. Arzt, Dichter. Sein Tod ist ein 
schwerer Verlust für das angolanische Volk, das revolutionäre Afrika 
wie rur die gesamte fortschrittliche Menschheit. 
Agostinho Nelo wurde am 17. September 1922 bei der Ortschaft I~o-
10 e Benllo in der Nähe Luandas geboren. Nach einer OberS<:hulaus­
bildung nahm er 1947 in Portugal ein Mcdizinstudium auf. Sein En­
gagement fOr das Schicksal des angolanis<:hen Volkes brachte ihn in 
Kontakt mit bestchenden G ruppierungen anderer aus den afrikani. 
s<:hen Kolonien Portugals stammender Intellektueller. Er traf die spa· 
teren Führer der revolulionlren BefreiungsklImpfe in M~ambique, 

Guinea-Bissau/Kapverd~n, Sao Tome und Principe: Amikar Cabral, 
Marcclino dos SantOS, Eduardo Mondlane und andere. Er arbeitete 
mit an einer 1948 geartlndeten Kulturzeitschrift, MellSagem (Bot­
schaft). die Ilber di~ Wiederbelebung kultureller Traditionen drr afri­
kanis<:hen Völker politis<:hes Bewußtscin zu prlgen versuchtl'. Kon­
takte zur iIlrgalen Kommuni~tischen Part~i Portugals kamen hinzu. 
" Wir lernten von den scharfen Auseinandersetzungen in Portugal", 
erinnerte sich Neto 1970. "Sie waren uns rioe nOtzUche Lehre". 
195 I wurde er zum enten Mal vom faschistischen portugiesischrn Ge­
heimdienst PIDE verhaftet, vom Februar 1955 bis Juni 1957 folgte ei­
ne zweite Haftzcit. 19S9 promovierte Neto, kehrte zurtlck nach An· 
gola. wo er die Antikoloniale Bewegung (MAC) grilndete, die Patrio­
ten aus den verschiedenen Kolonien vereinte. Er wurde Mitglied der 
Volksbefreiungsbewegung Angolas (MPLA), dic ihn, den intrmatio­
nal bereits anerkannten Dichter. 1960 zum Präsidenten wählte. wäh­
rend er e rneul inhaftiert war. 1951 halte eine internationale Schrift. 
stellcrkampagne zu seiner Freilassung geführt. an der u. a. Sartre. 
Arlljon, Mauriac beteiligt gewesen waren. 
Am 4. Februar 1961 wurdc mit einem Sturm auf das Gefängnis von 
Luanda der bewaffnete Aufstand durch die MPLA eröffnet. Im Jahr 
darauf gelang Neto die Flucht aus der Verbannung in Portugal. Er 
Il bernahm die Führung der MPLA. die sieh nach schweren RUck­
schlagen in den Anfangsjahren allmählich Einfluß und internationale 
Anerkennung zu erk:impfen ,·ermochte. Ihren Ruckhalt im angolani­
schen Volk verdankte 5ie ihrer klaren Programmatik. die sie im 
Kampf und in den befreiten Gebieten politisch, sozial . wirtschaftlich 
und kulturell erfolgreich umzusctz~n verstand. Die MPLA überstand 
unter Netos Filhrunll inocre Krisen, blieb siegreich im zweiten Befrei­
ungskrieg gegen die Konterrr\'olution und l1eht an der ~pitze der heu­
tigen revolutionären Ent .. 'icklung Angolas. 

BRD-Chile 
Die Imllgepflelle der P i noch~t -Junta ist schon zu e iner PflichtObung rUr 
d ir C DU/ CSU· FOhrung geworden: Was noch im Oktober 1973 mit der 
Santiagoreii\(' des CDU· ParJamrntariers Heinrich Gewandt begann und 
im No\'ember 1977 in dem Chile-Besuch des CSU-Vorsiuenden F. I. 
Strauß (siehe AI ß. Nr. 9/ 1978) gipfelte, fUhrte nun im August 1979 der 
stel lve rtretende C DU/ CSU-Franktionsvonltzende Alfred Dregger 
fort . nämlich den s)'~lemDtischen Ausbau freundschaftlicher Beziehun. 
gen zur faschistischcn Pinochet·Junta. Dregger meime als Reisefazitei­
ne "wesentliche Verbesserung der Lage" feststellen zu mUssen. Mehr 
noch beklaglc er es als ungerechtfert igt, "Chile zum ,schwarzen Schar 
der StaatcngcSl: llschaftzu machen". Die 2500 verschwundencn Chile­
nen oder das vom christdemokralischen PartcifOhrer Eduardo Frei vor­
geschlagene 7-Punkle- l' rOllramm fOr dir Rllckkehr zur Demokratie ließ 
Dregger unerwähn t. Die sozialliberall' Bundesregierung assistiertl' ihm 
denn auch noch mit der Einladung des Junta-Außenministers Heman 
Cubillos zum] 7. September d. J . nach Bonn. 
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Die Bundeswehr östlich von Suez?'- ------, 
Vor rin paar Jahrm riefte man sich noch in der bundcsdeuuchen k a­
pitalpres.se: "Deutschland - Weltmacht wkkf Willen". hieß es da 
im Spiqel (Nf. 1-21I97j). H~lc . 40 Jahre nach Bqinn des zweiten 
,"om deutsche1l Imperialismus aeplanttn Wcllkriqes um die Weh­
hffrschlfl - ist es wieder sowtit : Dt'r Griff nach alobakr milillr i­
schtr Prlsmz und EinflllBnahmc wird orfen propqien . Die Erlxn 
der ,.aIldeutschen" Fanatiker, der Revisionspolitiker Wrimar5, der 
braunen Wch~fwlrllqm sind am Werk. Sie hallm skh Ie­
di,lich ycrllMknen Bedinaunt;m Inzupassen - die Ziele sind nicht 
.elndn'l. 
Ihr publizbtischer Vormler vcrkOrperl selbst die KODtinuilit impe­
rialen StrebeN: Adelben Wnnstein, der Rin l eislises RilslttuJ als 
Grnefabtlbln in Hitlers Armem erhielt, Obent d . R. der Bundes­
wdlr, BundesverdienstkreuzlrlJtt und heule .. VorwansvmridiJer" 
der FranUuner AU,emeinen Zcilunl (FAl). Binnm wmian- Wo­
chen mtf'ltete er in Kommentaren und Leitartikeln das Szenarium, 
das der Bundnwehr rur aktiven Teilnahme an krie,erischen Opera­
lionm und Drohmaoovern in ,Iobalern Maßstab vtThelfm soll: 

,,0. I.rkp ..... o ... ai.I ..... 

Kritik an einem vorleblkhCTI "Rückzu, auf der pnzen Linie" sei tens 
der USA, die " schon unttT KissiPJtT . .. die Palilik des " rolkn 
Stockes' aufacaebCTI hauen (FAZ, 28. 7. 1979), rol,m GmUJtuuna 
und Lob: "Da sind die FraJl105tTl pnz anders" , Khickl doch " Plris 
seine stralqische Reserve urceniert I n die PlItu, die': zu sicbern im 
-estlichm Interesse ist" (FAZ, 16. 8. 1979). Es fol,l die in einem $01-
chen Weltbild loaische Forderun" die NATO müsse in der Rqion 
des Persischen Golfn eine ,.zweite Front" bilden und zu diesem 
Zweck eine standiae Eifllreiheserve für " Krisenfllk" bilden -
selbstvenllndlich unter Beteiliaun, der Bundes ... ehr (FAZ, 22. I . 
1979). Damit .. das Ausscbelilen nationaler SUltqiSCher ReservCTI , 
die als Feuerwehren bereitaehaltm ..,erden müssen, ..,mn .östlich von 
Suez' befreundete Öllinder um Hme rufen $OlIten", realisierblr 
wird, macht sich A. Weinstein IUSlertchnet am I. September, dem 
AntikriqsllP, rur ein wtitern Konzept stark: "offen" über "eine 
europliKbe Force dt frappe" zu reden, d . h. franz.ösische Atom­
""a rrented!noIoaie + BRD-Klp!tal _ europlische Nukltarstrtitmacht. 
Im Klantxt: endlich westdeutsche Hlrnk Im Atomkriqshtbel. 

Daß der Monchner Merkur Im 24. Juni d. J. in noch scharferer Ton­
an verlafllt haue, "Ziel des Westens" müsse "stin, die Ölfelder zu 
bnttzen", oder daß der Sprin,er-Journalist Plul C. MlniD in einern 
Bllttchen namtnS ba$is milit.lrisch knapp konstaliert haue: "Die 
Ant ... on kann nur lauten: Einmarsch ... Du Kritprisiko ist mini· 
mal", mindert nicht die Vordmkerrolk dn Kapitalsprachrohn FAZ. 
Es uit:t vielmehr, daß das Rasseln mit ~ Slbel, das DenkCTI in Ka­
tqorien rinn fltUCTI "PantherspruPJs", das Einkalkulieren von 
Kriqsrisiken durch btslimmte Krrist in der BRD wieder erschrecken­
de Ausmaßt anaenommen hat. Daß es nicht auf die Rechl5pres.se der 
BRD beschrankt ist . deren Tradition in derlei Hinsktt t unübertroffen 
ist, machm die AbsolXlcrun&CTI eines ,_issen CDU· MdB Tocknhö­
fer (immerhin entwicklunppolitiscber Sprecher der CDU / CSU· 
Frakllon) deutlich, der in dümmlicher Vorrililkrit tine EinJrtifuup­
pe der NATO favorisimr - und damit das forderte, was andere we­
niser offm kundzutun pflqen. 
ühn Jlhre nachdem die eiruti,e Vormacht G roßbritanniens ihre 
PrIserIl ostlich von Sun flktisch bemden mußte, bahnt sich hier tint 
Politik In, die mit ri,idern Interventionismus am Rande eines &100.-
1m KonnikU, tiner neuen "Politik dn ,roßen Knüppels" zurück zur 

Klnonmboocpolitik, zu dCTI it$Cheitertm Stratqicn des "Contain­
II"ICTIt" (EindlmmulII dl:mokratQcMr Ikwqunaen) und "Roll back" 
(Zurückrollen des SMialismus ... Vietnam) drlPJI. Es ist dies eine 
Politik der Absqe an jede Enl.Spannunp-, Abl1lstunp- und Frie­
denspolitik. 
Eine "Kritik", wie sie Karsttn Voi" für die SPD im Vorwl ru (6. 9. 
1979) vcfaßte, die sich damit bqnü", Wtirtitdn" Co ab "Außen.. 
seiter" abzutun, ist aqesichl$ clessm Verrbcdlichu", einer realen Ge­
rahr. Denn: Es handelt sich hierbei um das Konzepc dtT reaktionlr­
sten Kreist ein BRD-Jmperialismus. die die Zeit für reif halten, ihrm 
abenteuerlichen Kurs zu realisieren. Es ist das Konzept des 
CDU/ CSU·Kanzltrkandidattn Franz Josef Strauß, der die agresive 
Tradition des IkuLKhen Imperialismus vnkOrpert . 
Es ist krineswqs Zufall. daß diese Variante imperialistischer Stralt­
Jie in der Bundesrepublik und speziell luch in den USA erntUt Auf­
trieb erhalt in einer Situation, da der inlernatioanlt Einnuß der West· 
michte im Schwinden bqriffen und die nlchsle kapitalistische Wirt­
scbafl5krist im Anrücken ist . Daß der BRD-Imperialismus, 5tin wirt· 
schaftliches und politisches Gewicht nutzend. von ntUtm mit von der 
Panie ist , is1 ent r«hl nicht verwunderlich. Wenn Voist von "Au­
Bmstitnn" spricht, so kennt n die Politik .seiner ti&tntn Pantimit­
,lieder nicht . Im Weißbuch des SPD-BulldesvtnftdiJunpministers 
G. Leber 1975176 hitD es: " Set- und Seelufl$treitkrlfte sind vonup­
weist dn Millel der politischen FühruPJ, um Krism ru btwilliatn". 
Mit "Aktionm im hohril$freiCTI Seeraum" . durch "Schiffsbesuchc 
im Ausland" kOnnt "die internationa\t OrdnUfll" - deutsch: die 
Vorherrschaft des Imperialismus - aewlhrt odn 1ricdCTheraatdl1 
.... erdCTI. Der "Außtnstiln" sind zuvick 




